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Im Teamwork
zur Spitze
Der Chef der erfolgreichen Baufirma prä-
sentierte sein neues Buch, in dem er sich mit
dem Mittelstand in Deutsch-
land auseinandersetzt. Seite 2

Friedrich Riebel:

Vielfältiges 
Aufgabengebiet
Der Erste Bürgermeister der Semptstadt 
Erding fungiert auch als Vorsitzender des 
Planungsverbands Äußerer
Wirtschaftsraum München. Seite 18

Karl-Heinz Bauernfeind:

Freude am 
Lernen vermitteln
Um in den nächsten zehn Jahren unter die 
ersten fünf in der Weltrangliste zu kommen,
hat die Kultusministerin kon-
krete Maßnahmen eingeleitet. Seite 4

Monika Hohlmeier:

„Tag des offenen Denkmals“ 2003:

Modernes Leben 
in alten Gemäuern

Weit über 600 Denkmäler konnten heuer in Bayern beim
„Tag des offenen Denkmals“ besichtigt werden. Dabei war
das Motto des heuer zum elften Mal stattfindenden Euro-
pean Heritage Day „Geschichte hautnah: Wohnen im
Baudenkmal“ nicht eben einfach zu verwirklichen. Umso
erfreulicher war das Ergebnis, wobei über ein Viertel auf
private Wohnungen und Häuser entfiel. Zusätzlich öffne-
ten weitere zahlreiche Gebäude ihre Pforten, die sonst
nicht der Öffentlichkeit zugänglich sind. 

Führungen und Stadtrundgän-
ge erweiterten das Programm.
Bundesweit standen Interessier-
ten rund 6.700 alte Bauwerke of-
fen. Die Bereitschaft der Denk-
maleigentümer, ihre privaten 
Räumlichkeiten interessiertem
Publikum zugänglich zu ma-
chen, belegt zum einen die Freu-

de der Eigentümer an ihren (sa-
nierten) Bauwerken sowie das
große Interesse seitens der Bür-
ger an den Aufgaben der Denk-
malpflege. Gerade hierin kommt
der Stellenwert und die Bedeu-
tung der Denkmalpflege in der
Gesellschaft zum Ausdruck. 

In diesem Jahr waren noch in-

timere Einblicke möglich, hieß
es doch, modernes Leben in al-
ten Gemäuern zu erspüren. Bau-
ernkaten und Bürgerhäuser, Woh-
nungen und Villen, Büros und
Fabriken - das Spektrum der
geöffneten Bauwerke gestaltete
sich bunt und reichhaltig.

Reflexion über neue Zeiten

In der Landeshauptstadt Mün-
chen lenkte eine Fotoausstellung
den Blick unter ganz anderen
Vorzeichen in die Vergangenheit.
Unter dem Titel „Bilderwände/
Bilderwende“ präsentierte das
Landesamt für Denkmalpflege 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Landtagswahl als
Signal für Berlin

Bundespolitik überschattete die Landespolitik
Weitere Stärkung der CSU wird erwartet 

In Bayern geht ein Wahlkampf zu Ende, in dem nach
übereinstimmender Beurteilung aller Parteien die
Landespolitik im Schatten der Bundespolitik stand.
Die makroökonomischen Fragen - wie es Minister-
präsident Dr. Edmund Stoiber zusammenfasste - wer-
den am kommenden Sonntag den Ausschlag geben.
Dass die CSU die dominierende Kraft im Freistaat
bleibt, ist gleichfalls einhellige Meinung. 

Die Demoskopen ermittelten
für die Union eine Woche vor
dem Wahltag 60 - 61 % der
Stimmen, für die SPD 20 - 24 %
und für die Grünen 6 - 8 %. Nur
diese drei werden demnach, wie
im 14. Landtag von 1998, auch
im 15. Landesparlament bis
2008 vertreten sein. Die elf
außerdem kandidierenden Par-
teien, darunter die Freien Wähler
und die FDP als relativ aus-
sichtsreichste, werden wohl an
der 5%-Hürde des Landeswahl-
rechts scheitern.

Sorge um Wahlbeteiligung

Die Parteien haben diese Vor-
aussagen mit gemischten Ge-
fühlen registriert. Stoiber sorgt
sich, dass CSU-Wähler im Ge-
fühl des sicheren Sieges nicht zu
den Urnen gehen. Die Wahlbe-
teiligung bleibt denn auch nach
allen Erklärungen der größte Un-
sicherheitsfaktor der Wahl. 

Unzufrieden mit Berlin

SPD-Fraktionsvorsitzender
Franz Maget als nomineller Mi-
nisterpräsidentenkandidat (wel-
chen Status er als Realist nicht
herausgestellt hat), hofft immer-
hin auf einen Mobilisierungsef-
fekt nicht nur der potenziellen
SPD-Wähler sondern gerade
auch unter den resignierenden
SPD-Mitgliedern, insbesondere
an der kommunalen Basis. Er hat
Münchens Oberbürgermeister
Christian Ude, den bei der Kom-
munalwahl 2002 in Nürnberg er-
folgreichen OB Ulrich Maly und
Landrat Heinrich Trapp, der im
Landkreis Dingolfing Landau

haushoch gewonnen hatte, in
sein Team geholt. Andererseits
machen auch und gerade die so-
zialdemokratischen Kommunal-
politiker keinen Hehl über ihre
Unzufriedenheit mit der zögerli-
chen Haltung der rot-grünen
Bundesregierung in Sachen kom-
munale Finanzreform. Sie war
neben der „Makro-Ökonomie“,

also Wirtschaft, Arbeit, Soziales
(Gesundheit, Rente) und Fami-
lienpolitik, eines der beherr-
schenden Wahlkampfthemen.

Kommunaler Unwille 
über Parteigrenzen hinweg

Den Tenor hat Städtetagspräsi-
dent Josef Deimer gegeben:
„Wir pfeifen aus dem letzten
Loch“, signalisierte er; und zwar
nach Berlin wie nach München.
Hauptsächlich gilt der kommu-
nale Unwille - und das über die
Parteigrenzen hinweg einhellig
der Unfähigkeit von Rot und
Grün, sich auf ein Reformkon-
zept zu einigen. Insbesondere
geht es um die Gewerbesteuer.

Empört über eine Marke-
ting-Luftblase zeigt sich 
die Vorzimmerperle: Beim
Blick auf aktuelle Exposés
einer Agentur, die mit der
Vermarktung des Städt-
chens als Ferien- und Aus-
flugsziel beauftragt ist, stellt
sich ihr die Frage, ob die Af-
fenhitze des Sommers den
sog. Experten nicht doch die
Sinne geraubt hat.    Seite 19

Der Landkreis Rottal-Inn beteiligte sich auch heuer wieder am „Tag des offenen Denkmals“.
Bundesweit hat diese Veranstaltung im letzten Jahr über 3,5 Millionen Bürger in 6.700 Städten
und Gemeinden angezogen. Unser Bild zeigt ein Rottaler Stockhaus aus dem Jahre 1778 in
Drahtholzen, Gemeinde Schönau (siehe auch S. 4 und 7). Foto: Huber

Fortbildungsangebot des
Gemeindetags kommt gut an

Über 1.200 Seminarteilnehmer im ersten Jahr

Das Fortbildungsangebot der Kommunal-GmbH des Bayeri-
schen Gemeindetags, gebündelt in der „Kommunalwerkstatt“,
trifft bei Bürgermeistern, Gemeinderatsmitgliedern und Ver-
waltungsbediensteten auf große Resonanz. Über 1.200 Seminar-
teilnehmer informierten sich seit November 2002 über Grund-
züge des Kommunalrechts, Bau- und Wasserrechts sowie über
das Erschließungsbeitragsrecht und die familiengerechte 
Betreuung von Kindern und Jugendlichen. 

Auch kommunalpolitisch
„heiße“ Themen, wie die Risi-
ken städtebaulicher Verträge und
das Haftungsrecht in der kom-
munalen Praxis wurden nicht
ausgespart. „Aus- und Fortbil-
dung haben bei Bayerns Ent-
scheidungsträgern in den Rat-
häusern einen hohen Stellenwert.
Ich freue mich, dass wir als Ver-
band der kreisangehörigen Ge-
meinden hierzu unseren Beitrag
leisten können“, meinte ein
sichtlich erfreuter Gemeinde-
tagspräsident Dr. Uwe Brandl. 

Seit gut einem Jahr gibt es die
Kommunal-GmbH des Bayeri-
schen Gemeindetags. Sie er-
bringt Dienstleistungen für die
Mitglieder des Gemeindetags
und deren wirtschaftliche Ein-
richtungen. 

551 neue Gemeinderatsmit-
glieder informierten sich  über
die Grundlagen des Kommunal-
rechts. Kurse für die 535 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der
Gemeinden schlossen sich an.

Eine Seminarreihe für 104
Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister bot Hilfe und Anregun-
gen für die kommunale Praxis.

Der Bogen war gespannt von
‘Rhetorik’ über ‘effektive Sit-
zungsleitung’ bis zu ‘Stressab-
bau’ und ‘Gesundheitsvorsorge’. 

Das Modell der kommunalen
Spitzenverbände steht immer
noch gegen Überlegungen, diese
Steuer abzuschaffen und sie
durch höhere Anteile an anderen
Steuern zu ersetzen. Seiner CSU
wirft Deimer jedoch auch vor,
„über ihr ideologisches Problem
mit der Substanzbesteuerung“
nicht hinwegzukommen. Immer-
hin sei das Sofortprogramm der
Staatsregierung richtig, weil es
eine ad-hoc-Entlastung der
Kommunen bringe.

Im Spitzenteam 
und doch nicht wählbar

Für die Grünen gehört der
Landesvorsitzende und populäre
Bürgermeister von Waging am
See, Sepp Daxenberger, zum
Spitzenteam, kandidiert jedoch
nicht zum Landtag - wie bei den
Freien Wählern Vorsitzender Ar-
min Grein, Landrat von Main-
Spessart. „Eine Übermacht der
CSU verhindern“ wollen sie alle;
wobei es für die kleineren Partei-
en in zweiter Linie darauf an-
kommt, sich gegen die SPD als
„wahre Opposition“ im kom-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Den Bayerischen Ministerpräsidenten um Hilfe gebeten hat
der Präsident des Bayerischen Gemeindetags wegen der vom
Bund geplanten Verlagerung der Arbeits- und Sozialhilfe auf
die Kommunen. Die Kommunalen Spitzenverbände haben in
dieser Frage noch keine gemeinsame Linie gefunden (wir be-
richten auf Seite 2). Unser Archivbild zeigt Dr. Edmund Stoi-
ber gemeinsam mit Dr. Uwe Brandl (v.l.). ?
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Unternehmer Riebel präsentiert neues Buch:

Gemeinsam zur Spitze
Zusammenhänge zwischen 

Politik und Wirtschaft einfach erklärt
Mindelheim. Friedrich Riebel, Chef und Mitinhaber einer
ebenso bekannten wie erfolgreichen mittelständischen Bau-
firma hat seine langjährigen Erfahrungen in der Unterneh-
menspraxis in einem Buch zusammengefasst, das sich mit
dem Thema Mittelstand in Deutschland auseinandersetzt.
Als dessen engagiertem Vertreter liegen ihm durchgreifende
Verbesserungen und das Überleben dieses leistungsfähigen
Trägers der Gesellschaft sehr am Herzen. 

Das derzeitige wirtschaftliche Dilemma, seine Ursachen und
die Suche nach den Verantwortlichen waren der Grund, warum
Friedrich Riebel wieder einmal
zur Feder griff; entstanden ist ein
ebenso kritisches wie konstrukti-
ves Werk, das nicht nur Miss-
stände anprangert, sondern auch
Wege aus der Krise aufzeigt. 

Der Mindelheimer Unterneh-
mer nimmt kein Blatt vor den
Mund wenn es darum geht, 
chaotische Verhältnisse, inkon-
sequente Schlussfolgergungen,
Nachlässigkeiten, Konfusion,
Disziplinlosigkeit, Liederlichkeit
Verstrickungen und Klüngelwirt-
schaft aufzudecken. Schuld an
den unsäglichen Hürden der
Bürokratie, die vor allem den
Mittelstand oft genug vor ebenso
unsinnige wie schier unlösbare
Aufgaben stellen, sind nach den Worten von Riebel die Mitglie-
der der „deutschen Oberliga“ und ihrer „Mittäter“, welche die
Kräfte des Staates in die falsche Richtung lenkten. 

Ebenso prangert der Unternehmer die schlechte Schulbildung
und den Werteverlust im Erziehungsbereich an. Doch Friedrich
Riebel zeigt auch Wege auf, die aus der Krise führen und ver-
mittelt kleinen und mittleren Unternehmen Interessantes und
Durchsetzenswertes, um in schwierigen Zeiten überleben zu
können. Nicht alles, was Riebel fordert - von der Abschaffung
des Beamtenwesens und des Kündigungsschutzes bis zur drasti-
schen Kürzung der Politikerbezüge - wird man umgehend um-
setzen. Aber z. B. darüber nachdenken, wie weite Teile des Ge-
meinwesens privat erledigt werden können und ob es der öffent-
lichen Hand gestattet sein kann ihre Haushalte fremd zu finan-
zieren, das sollte schon möglich sein.

Den besten Beweis für das Funktionieren der „Rezepte“ liefert
die Unternehmensgruppe Riebel selbst. Trotz angespannter La-
ge, vor allem auf dem Bausektor, präsentiert sich die Firma als
leistungsfähiges, vielseitiges mittelständisches Unternehmen,
das sich dank gelungener Verbesserungen, Umgestaltungen und
einer weitblickenden Unternehmensführung auf dem Weg zur
Spitzenfirma befindet. 

Der Lohn für die Anstrengungen besteht nach Ausführungen
des Autors in der positven eigenen Entwicklung - persönlich und
beruflich, in Zusammengehörigkeitsgefühl und ausgeprägtem
Teamgeist, im hohen Ansehen, in der Schaffung wertvoller Ar-
beitsplätze, in gut gefüllten Kassen und zuverlässigen sozialen
Einrichtungen, in Schutz und Zuspruch, wenn Hilfe nötig wird,
in äußerer und innerer Freiheit und Unabhängigkeit und in der
Möglichkeit stolz zu sein auf das, was man erreicht und schafft. 

Das Buch „Gemeinsam zur Spitze“ kann über den Schwangart
Verlag in Kaufbeuren oder direkt bei der Firma Riebel (Internet:
www.riebel.de) in Mindelheim bezogen werden.    Karin Steger

Friedrich Riebel. ?

Zusammenführung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe:

Meinungsverschiedenheiten
bei den Spitzenverbänden

„Der Bayerische Landkreistag steht bei der Zusammen-
führung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe voll auf der Seite der
Bayerischen Staatsregierung“, so läßt dessen Präsident Theo
Zellner in einer Presseerklärung verlauten. Für den Bayeri-
schen Gemeindetag appelliert dessen Präsident Dr. Uwe
Brandl an den bayerischen Ministerpräsidenten, den Bund in
dieser Frage nicht aus der Verantwortung zu entlassen und 
Josef Deimer übt für den Bayerischen Städtetag ausdrücklich
Kritik an Dr. Edmund Stoiber: „Seine Kehrtwende ist ein
schwerer Schlag für die Städte“.

Zellner sieht die Staatsregie-
rung „auf dem richtigen Weg“.
Eine zusammengelegte Arbeits-
losen- und Sozialhilfe gehöre
nicht in die Hände einer riesigen
Bundessozialverwaltung, denn
die Kommunen können nach sei-
ner Auffassung diese Aufgabe
viel besser regeln. Nur bei den
Kommunen gewährleiste Orts-
nähe und Fachkompetenz eine
dauerhafte Wiedereingliederung
von Langzeitarbeitslosen in den
Arbeitsmarkt“, so Zellner. Darü-
ber sei man sich auch im Deut-
schen Landkreistag einig. Aller-
dings müsse die Finanzierung
verfassungsrechtlich abgesichert
sein, ganz im Sinne des Konne-
xitätsprinzips. Indirekte Finan-
zierungswege über die Länder
lehne man entschieden ab. 

Teil der 
Gemeindefinanzreform

Die Landräte sehen in der Zu-
sammenführung von Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe einen
wichtigen Teil einer Gemeindefi-
nanzreform, die zum Ziel hat, die
Kommunen aus ihrer Finanznot
zu befreien. Hier zeichne sich
aber leider immer noch keine Lö-
sung ab beklagt Zellner: „Die Si-
tuation ist dramatisch. Wir brau-
chen deshalb für das Jahr 2004
sofort wirkende Finanzaufbesse-
rungen, wie sie der von Bayern
im Bundesrat eingebrachte und
verabschiedete Entwurf eines So-
forthilfegesetzes vorsieht, näm-
lich eine Senkung der Gewerbe-
steuerumlage sowie eine höhere
Beteiligung der Kommunen an
der Umsatzsteuer.“

Gewarnt hat hingegen der Prä-
sident des Bayerischen Gemein-

detags, Dr. Uwe Brandl vor einer
Kommunalisierung der Arbeits-
losen- und Sozialhilfe. Er appel-
lierte an Ministerpräsident Stoi-
ber, den Bund nicht aus seiner
Verantwortung zu entlassen. Er
lehnt eine dezentrale Betreuung
der Empfänger von Arbeitslo-
sen- und Sozialhilfe durch die
kreisfreien Städte und die Land-
kreise ausdrücklich ab, weil da-
mit das Finanzierungsrisiko über
die Kreisumlage letztlich die
kreisangehörigen Städte und Ge-
meinden trügen.

Warnung vor 
Kommunalisierung

„Die Kommunen sind zu einer
Mitarbeit vor Ort auf gleicher
Augenhöhe mit der Bundesan-
stalt für Arbeit bereit, warnen al-
lerdings eindringlich davor, diese
wichtige wirtschafts- und gesell-
schaftspolitische Aufgabe vom
Bund auf die Kommunen zu ver-
lagern“, erklärt Brandl in einem
Schreiben an den Ministerpräsi-
denten. „Die Kommunen ma-
chen sich große Sorgen, eine
Aufgabe schultern zu müssen,
deren Last sie weder finanziell
noch inhaltlich tragen können.“ 

Frage der Zuständigkeit

Die bayerischen Gemeinden,
Märkte und Städte hätten nichts
dagegen, dass Arbeitslosen- und
Sozialhilfe künftig zusammen-

gelegt würden. Offen sei aller-
dings die Frage, wer künftig für
diese Aufgabe zuständig sein
soll. Das Finanzierungsrisiko lä-
ge im Falle einer Kommunalisie-
rung der Arbeitslosen- und So-
zialhilfe ausschließlich bei den
kreisfreien Städten und den
Landkreisen, deren Einkünfte
über Umlagen wiederum aus den
Töpfen der Gemeinden und
Städte erzielt werden müssten.
Es sei auch nicht sichergestellt,
dass die Kosten für die Durch-
führung des neuen Leistungs-
rechts (bis zu 26 Mrd. Euro pro
Jahr) tatsächlich auch in die Re-
gionen fließen, die durch Ar-
beitslosigkeit besonders betrof-
fen sind. Damit drohe eine Kom-
munalisierung der Langzeitar-
beitslosigkeit. 

Unterstützten will der Ge-
meindetag die Vorschläge der Fi-
nanzreformkommission zur Zu-
sammenführung von Arbeitslo-
sen- und Sozialhilfe in einem
Bundesleistungsgesetz, bei dem
der Bund die finanz- und arbeits-
marktpolitische Verantwortung
trägt. „Die Kommunen sind ger-
ne bereit, in den Job-Centern die
vor Ort vorhandene Kompetenz
mit einzubringen. Es kann aller-
dings nicht Aufgabe der Kom-
munen sein, mit örtlicher Sozial-
politik die Langzeitarbeitslosig-
keit zu bekämpfen. Hier trägt der
Bund die alleinige Verantwor-
tung für die Arbeitsmarkt- und
Wirtschaftspolitik“, so Brandl.

Frustration beim Städtetag

Enttäuscht zeigt sich der Vor-
sitzende des Bayerischen Städte-
tags, Oberbürgermeister Josef
Deimer, von Ministerpräsident
Edmund Stoiber. „Die Kehrt-
wende des Ministerpräsidenten
bei der Reform von Arbeitslo-

senhilfe und Sozialhilfe ist für
die Städte ein schwerer Schlag“,
sagte er. Noch Anfang August
habe sich der Ministerpräsident
gegenüber dem Städtetagsvor-
stand dafür ausgesprochen, für
die Zusammenlegung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe
die Arbeitsämter zuständig zu
machen. Nun hat Stoiber eine
Kehrtwende gemacht. 

Beim Gespräch der Unions-
spitze mit den kommunalen
Spitzenverbänden am 4. Septem-
ber plädierte der Ministerpräsi-
dent für eine Zusammenführung
von Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe in der Trägerschaft der
Kommunen. Um die den Kom-
munen entstehenden Mehrkos-
ten auszugleichen, will die Uni-
on das sogenannte Konnexitäts-
prinzip für das Verhältnis Bund-
Kommunen in das Grundgesetz
schreiben. 

Politisches Wagnis

Deimer: „Die Städte erwarten
sich eine wirkliche Entlastung
nur, wenn die Bundesanstalt für
Arbeit diese neue Aufgabe über-
nimmt. Ein Konnexitätsprinzip
auf Bundesebene wäre zwar sehr
zu begrüßen. Auf ein solches po-
litisches Wagnis können wir uns
aber keinesfalls einlassen. Wir
sind gebrannte Kinder, was den
Ausgleich für vom Bund über-
nommene Aufgaben betrifft!“ 

Beim Bayerischen Städtetag
hat man errechnet, dass eine Ar-
beitsmarktreform nach den Vor-
stellungen der Union allein in
Bayern zu Mehrausgaben von
etwa 950 Mio. Euro für die
Städte und Landkreise führen
würde. Bundesweit werde mit
rund 10 Mrd. Euro Kosten für
die Kommunen gerechnet. Da-
gegen könnten die bayerischen
Kommunen bei einer Zustän-
digkeit der Arbeitsämter um et-
wa 750 Mio Euro jährlich entla-
stet werden. 

Noch weniger als die Pläne der
Bundesregierung ließen die  der
CDU/CSU eine Sanierung der
katastrophalen finanziellen Lage
der Kommunen erwarten, fürch-
tet Deimer. Das Personal der So-
zialämter müsste wohl verdop-
pelt werden. Außerdem würde ei-
ne überregionale Vermittlung der
Langzeitarbeitslosen fast unmög-
lich. Der Protest der Städte richte
sich an Bundestag und Bundes-
rat, damit die Reform der Ar-
beitslosenhilfe im Vermittlungs-
ausschuss nicht völlig zu Lasten
der Kommunen geht. ?

Angela Merkel und Edmund Stoiber:

Verfassungsänderung soll 
Kommunalfinanzen sichern

Die Vorsitzenden von CDU und CSU, Angela Merkel und
Edmund Stoiber, haben sich für eine Verfassungsände-
rung ausgesprochen, um die Finanzbasis der Kommunen
dauerhaft zu sichern. Ein neuer Artikel 106b soll die
Grundlage dafür schaffen, dass die Langzeitarbeitslosen
künftig von den Kommunen vermittelt und betreut wer-
den können, sagte die CDU-Vorsitzende nach einem Ge-
spräch mit den drei Spitzenverbänden in Berlin.

Bayerns Ministerpräsident
Stoiber nannte es „bedrückend“,
das die Bundesregierung in Sa-
chen Gemeindefinanzreform
„nichts zustande gebracht“ habe.
Das „Sofortprogramm“ der Uni-
on sei deshalb „die einzige Mög-
lichkeit“, den Kommunen „aus
ihrer Bedrängnis im nächsten
Jahr herauszuhelfen“. Das So-
fortprogramm mit einem Volu-
men von bis zu sechs Milliarden
Euro hat die Union auf das Jahr
2004 befristet.

Entmündigung der 
Kommunen vorbeugen

Angela Merkel versicherte,
die Union werde den hessischen
Gesetzentwurf, der den Kom-
munen die Betreuung von
Langzeitarbeitslosen nach der
Zusammenlegung von Arbeits-

losen- und Sozialhilfe vornehm-
lich überträgt, auch in den Bun-
destag einbringen. Die Bundes-
regierung hat dafür die Bundes-
anstalt für Arbeit vorgesehen.
Mit der hessischen Initiative
„wollen wir einer völligen Ent-
mündigung der Kommunen
vorbeugen“, betonte Angela
Merkel. Zudem müsse verhin-
dert werden, „dass neben einer
unfähigen Bundesanstalt für Ar-
beit nun auch noch ein unfähi-
ges Bundessozialamt gegrün-
det“ werde.

Sofortprogramm

Das „Sofortprogramm“ der
Union erläuterte Dr. Stoiber.
Darin sprechen sich CDU und
CSU dafür aus, die Gewerbe-
steuerumlage von 28 auf 20
Prozent zu senken. Dies bringe

den Kommunen Mehreinnah-
men in Höhe von 2,3 Milliarden
Euro. Außerdem soll der Anteil
der Städte und Gemeinden an
der Umsatzsteuer von 2,2 auf
drei Prozent erhöht werden. 

Einsparungen 
bei der Jugendhilfe

Diese Maßnahme würde wei-
tere 1,1 Milliarden Euro in die
kommunalen Kassen spülen.
Auf der Ausgabenseite müssten
die Kommunen bis zu 2,6 Milli-
arden einsparen, forderte der
Ministerpräsident. Als Beispiel
für mögliche Einsparungen
nannte er die Jugendhilfe.

Gesprächskreis

Stoiber wies daraufhin, dass
die Unionsparteien mit den
kommunalen Spitzenverbänden
- dem Deutschen Städtetag, dem
Städte- und Gemeindebund so-
wie dem Landkreistag - einen
Gesprächskreis gegründet hät-
ten. Für den November sei ein
weiteres Spitzengespräch zu
den Kommunalfinanzen ge-
plant. ?

Z U M  6 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Claus Pilhofer

91088 Bubenreuth
am 3.10.

Bürgermeister Helmut Seel
96529 Berg

am 3.10.
Bürgermeister Max Niedermeier

85643 Steinhöring
am 23.9.

Bürgermeister Richard Müller
95503 Hummelthal

am 29.9.
Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G

Landrat Albert Löhner
92318 Neumarkt i. d. OPF

am 2.10.
Bürgermeister Ernst Stroß

97762 Hammelburg
am 3.10.

Bürgermeister Peter Hampel
95671 Bärnau

am 5.10.
Bürgermeister Alfred Ostermeier

85113 Böhmfeld
am 23.0.

Bürgermeister Walter Scharwies
63755 Alzenau

am 27.9.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Johann Zeh

88161 Lindenberg
am 2.10.

Bürgermeister Günther Gottwald
91634 Wilburgstetten

am 23.9.
Bürgermeister Michael Stampfer

85117 Eitensheim
am 24.9.

Wir gratulieren

Innenminister Dr. Günther Beckstein:

Mehr Verbotsmöglichkeiten
im Versammlungsrecht

Damit die Demokratie gerade gegen Versammlungen von Ex-
tremisten wehrhaft bleibt, hält Bayerns Innenminister Dr.
Günther Beckstein mehr Verbotsmöglichkeiten im Versamm-
lungsrecht für nötig.

„Trotz einstimmigen Beschlus-
ses der Innenministerkonferenz
vom Herbst 2000 hat der Bun-
desinnenminister immer noch
keinen Entwurf zur Verschärfung
des Versammlungsrechts vorge-
legt“ kritisierte der Minister. 

Bayern fordere einen Vor-
schlag vor allem zu schärferen
Verbotsgründen schon für die
nächste Innenministerkonferenz
im November 2003 nachdrück-
lich ein. Nach den wiederholten
rechtsextremistischen Aufmär-
schen in Wunsiedel und dem
spektakulären Fund in München
drohe auch in Nürnberg, dass
verirrte Rechtsextremisten die
große Mehrheit der Bürger pro-
vozieren. Diese wollen ganz of-
fensichtlich frech und provokativ
an die Rolle Nürnbergs im NS-
Unrechtsstaat anknüpfen, vermu-
tet Beckstein. 

Belastendes BVG-Urteil

Als Belastung empfänden die
Bewohner der Noris-Stadt dass
das Bundesverfassungsgericht
dem jüngsten Neonazi-Auf-
marsch in Nürnberg teilweise
grünes Licht gegeben hat. Zudem
müssten die Einsatzkräfte der Po-
lizei immer wieder Versammlun-
gen der ewig Gestrigen schützen.
Es könne nicht angehen, dass ei-
ne Handvoll Extremisten dauer-
haft Sicherheitskräfte und ganze
Städte in regelmäßigen Abstän-
den in Atem hält. Das ginge we-

gen der damit verbundenen Ein-
satzbelastung auch auf Kosten
der Inneren Sicherheit.

Rechtslage enger fassen

Die Versammlungsbehörden in
ganz Deutschland können mit
dem bestehenden Instrumentari-
um den Umtrieben zu wenig Ein-
halt gebieten. Auch die Innenmi-
nister seien sich bundesweit weit-
gehend einig, dass die Rechtslage
enger gefasst werden müsste, um
den Grundsätzen der wehrhaften
Demokratie gegen Extremisten
wieder stärker Geltung zu ver-
schaffen.

Eingeschränkt oder ganz ver-
boten werden können sollen nach
Becksteins Vorstellung insbeson-
dere Versammlungen, die der
Verherrlichung und Verharmlo-
sung der NS-Diktatur oder der
Anpreisung nationalsozialisti-
scher Ideen des Führer- und Ras-
seprinzips sowie der Darstellung
ihrer Repräsentanten dienen. Er-
forderlichenfalls müssen nach
Ansicht des Ministers die grund-
gesetzlichen Schranken der Ver-
sammlungsfreiheit in diesem
Sinne klar gestellt werden. „Al-
lerdings ist leider zu erwarten,
dass gerade für Veränderungen
des Grundgesetzes die erforderli-
chen Mehrheiten mit Rot-Grün
im Bundestag und der FDP im
Bundesrat in den nächsten Jahren
nicht zu erhalten sind“, meint
Beckstein. ?
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1. Preise beim Bundeswettbewerb errungen:

Augsburg und Bamberg besonders 
„zukunftsfähige Kommunen“

Die Sieger des renommierten, bundesweiten Wettbe-
werbs „Zukunftsfähige Kommune“ stehen fest. Unter
den bei einer Feierstunde in Berlin ausgezeichneten Städ-
ten und Gemeinden befinden sich mit Augsburg und
Bamberg auch zwei bayerische Vertreter. Mehr als 70
Kommunen beteiligten sich in diesem Jahr. 

„Der Bundeswettbewerb ‘Zu-
kunftsfähige Kommune’ ist der
gelungene Versuch, Städte und
Gemeinden bei der Gestaltung
einer nachhaltigen Zukunft - ge-
meinsam mit Vertretern aus
Wirtschaft, Umwelt und Soziales
- zu begleiten und zu unterstüt-
zen“, erklärte Dr. Fritz Brick-
wedde, Generalsekretär der
Deutschen Bundesstiftung Um-

welt (DBU), anlässlich der Preis-
verleihung.

Die DBU fördert den Wettbe-
werb mit einer Summe von
637.000 Euro. Ausgezeichnet
wurden Kommunen in vier Teil-
nehmerklassen nach der Ein-
wohnerzahl bis 5.000, bis
15.000, bis 100.000 und über
100.000 Einwohner. „Die Ergeb-
nisse des Wettbewerbs zeigen,

dass viele Städte und Gemeinden
gemeinsam mit den Bürgern
Vorbildliches im Sinne der Lo-
kalen Agenda 21 geleistet haben.
Die Beschlüsse und Projekte der
ausgezeichneten Kommunen
können daher anderen als Orien-
tierung und Motivation dienen“,
erläutert Prof. Dr. Harald Käche-
le, Bundesvorsitzender der Deut-
schen Umwelthilfe. 

Nachhaltigkeitsmerkmale 

Die Nachhaltigkeitsmerkmale
„Wohlbefinden“, „soziale Ge-
rechtigkeit“, „Umweltqualität“
und „wirtschaftliche Effizienz“

die kommunale Finanzre-
form in Deutschland ist ein
unschlagbares Beispiel für
das Durcheinander und die
Konzeptlosigkeit der Berliner
Regierung.

Nachdem von 1998 bis
2002 dreieinhalb Jahre ins
Land gegangen waren, bis
endlich die versprochene
Kommission eingesetzt war,
geschah zunächst wieder ein-
mal gar nichts. Als dann end-
lich gegen Mitte dieses Jah-
res ein Kommissionsentwurf 
vorlag, war er bei den Mit-
gliedern der Kommission
höchst umstritten, bei den 
Betroffenen
größtenteils
ohne Ap-
plaus.

Mitte Au-
gust sah
sich dann die Bundesregie-
rung bemüßigt, einen eigenen
Vorschlag vorzustellen. An
diesem war zwar nicht alles
falsch, Beifall erhielt er je-
doch keinen. Kritik aus der
SPD-Bundestagsfraktion und
von den Grünen kam sofort
auf, die kommunalen Spitzen-
verbände erklärten ihren Pro -
test. Später wurde dann noch
seitens der Spitzenverbände
die Zusammenarbeit mit dem
Bundesfinanzminister aufge-
kündigt.

Dabei wäre es doch verhält-
nismäßig einfach gewesen, ein
Sofortprogramm aufzulegen,
das sich an den bayerischen

Vorschlägen orientiert hätte,
daran hätte die Bundesre-
gierung niemand gehindert.
Um die Einigung mit der
Union im Bundesrat kommt
sie ohnehin nicht herum.

Es bleibt
zu hoffen,
dass wenig-
stens dann
eine Ge-
m e i n d e f i-

nanzreform zustande kommt,
die diesen Namen auch ver-
dient. Eine Gemeindefinanzre-
form, die dauerhaft für solide
und berechenbare Einnahmen
bei den Kommunen sorgt. 
Eine Gemeindefinanzreform
schließlich, die nicht, so wie
bei vielen anderen Gesetzes-
vorhaben zwischenzeitlich üb-
lich, in kürzester Frist wieder
novelliert werden muss.

KolumneGZ Luitpold Braun

Kommunen brauchen
berechenbare

dauerhafte Einnahmen

gehören zu den Kriterien des
Wettbewerbs. Unter anderem
wurden der Trinkwasser-
verbrauch, Ausbildungschancen
und kommunale Ausgaben im
sozialen Bereich gemessen. Eine
Fachjury ermittelte die Sieger in
den vier Teilnehmerklassen. Zu-
dem wurde erstmals ein Sonder-
preis für einen besonders vor-
bildlichen Agenda-21-Prozess
vergeben. 

Letztes Wettbewerbsjahr

Die Auszeichnungsfeier ist der
Auftakt für das dritte und letzte
Wettbewerbsjahr. „Alle Städte
und Gemeinden sind aufgerufen,
sich an diesem bundesweit ein-
maligen Vergleich zu beteili-
gen“, so Carla Vollmer, Projekt-
leiterin bei der Deutschen Um-
welthilfe. Die Wettbewerbsun-
terlagen können kostenlos bei
der Deutschen Umwelthilfe
(www.duh.de) angefordert wer-
den. 

Kooperationspartner

Der Wettbewerb „Zukunfts-
fähige Kommune“ ist ein Projekt
der Deutschen Umwelthilfe in
Zusammenarbeit mit Agenda-
Transfer, ECOLOG-Institut und
der GP Forschungsgruppe. Der
Deutsche Städtetag und der
Deutsche Städte- und Gemein-
debund unterstützen das Projekt
als Kooperationspartner. 

Die Preisträger

In der Teilnehmerklasse der
Gemeinden bis zu 5.000 Ein-
wohnern belegte Eichstetten
(Baden-Württemberg) den 1.
Platz, gefolgt von Dobbertin
(Mecklenburg-Vorpommern).
Bei den Kleinstädten und Ge-
meinden bis 15.000 Einwohner
siegte Wettenberg (Hessen) vor
Usingen (Hessen). Unter den
mittelgroßen Städten und Ge-
meinden bis 100.000 Einwohner
hatte Bamberg (Bayern) vor
Riedstadt (Hessen) die Nase
vorn. Den 1. Platz bei den Groß-
städten über 100.000 Einwohner
sicherte sich Augsburg (Bayern)
vor Erfurt (Thüringen). Einen
Sonderpreis für einen vorbildli-
chen lokalen Agenda 21-Prozess
erhielt die Stadt Goslar (Nieder-
sachsen).

Daueraufgabe Agenda 21

Bamberg stach vor allem als
eine fahrradfreundliche und gut
mit Bussen und Bahnen versorg-
te Stadt hervor. Wenige Arbeits-
lose und ein geringer Schulden-

stand wiesen auf eine gesunde
und ausgeglichene Wirtschafts -
struktur hin, so die Juroren. Der
seit 1996 laufende Agenda 21-
Prozess werde als Daueraufgabe
verstanden, der den Alltag in Ge-
meinderat und Verwaltung prä-
ge. „Über die Auszeichnung
freuen wir uns sehr und sehen sie
als Verpflichtung für die Zu-
kunft“, so Oberbürgermeister
Herbert Lauer.

Wirtschaftliche Effizienz
und hohe Lebensqualität

Augsburg konnte bei den Indi-
katoren zur Nachhaltigkeit ins-
besondere in den Bereichen
„Wirtschaftliche Effizienz“ so-
wie „Umwelt- und Ressourcen-

effizienz“ punkten. Darüber hin-
aus deuteten einige Indikatoren
auf die hohe Lebensqualität in
der Stadt hin. Hervorzuheben 
sei das „Handlungsprogramm
Nachhaltigkeit 2002“, das in ei-
nem bürgerschaftlichen Prozess
im Jahr 2002 erarbeitet worden
sei. Demnächst werde der Stadt-
rat dieses Programm be-
schließen. Dann würden Ziele
und Maßnahmen der Lokalen
Agenda für Politik und Verwal-
tung verbindlich. „Wir sind stolz
auf diese Auszeichnung“, freu-
ten sich Oberbürgermeister Dr.
Paul Wengert und Umweltrefe-
rent Thomas Schaller, „belegt sie
doch, dass Augsburg auf dem
richtigen Weg zur Nachhaltigkeit
ist.“ KK/ots

44 Programmgebiete in 36 bayerischen Städten und Gemeinden:

Gemeinschaftsinitiative 
„Soziale Stadt in Bayern’’

Beckstein: „Weiter starkes Interesse der Kommunen 
an attraktivem und erfolgreichem Programm“

36 bayerische Kommunen mit insgesamt 44 Programmgebie-
ten sind 2003 in das Bund-Länder-Städtebauförderungspro-
gramm „Soziale Stadt’’ aufgenommen worden. Der Freistaat
Bayern stellt über 11,4 Millionen Euro, der Bund rund 10,9
Millionen Euro staatliche Finanzhilfen bereit, die durch eine
zusätzliche 40%ige finanzielle Beteiligung der Kommunen er-
gänzt werden. 

Das Programm sichert damit
städtebauliche Investitionen in
Höhe von rund 37 Millionen
Euro, die Folgeinvestitionen in
bis zu achtfacher Höhe nach
sich ziehen. 

Wichtiger Baustein

Wie Innenminister Dr.
Günther Beckstein betont, be-
legt das weiterhin starke Inter-
esse der Kommunen die Attrak-

aktivieren, um damit die dro-
hende Abwärtsspirale umzukeh-
ren und die Voraussetzungen für
eine selbst tragende Entwick-
lung zu ermöglichen.“

Größere Quartiere

Als neues Programm der
Bund-Länder-Städtebauförde-
rung konzentriert sich die Initia-
tive auf in der Regel größere
Quartiere in denen besonderer

einem Erneuerungsgebiet. 
Ein wesentliches Ziel ist die

nachhaltige Aktivierung und
Stabilisierung der Bewohner-
schaft. Daher sind nicht-investi-
ve Maßnahmen wie ein Quar-
tiersmanagement, sozial-inte-
grative Projekte oder auch Qua-
lifizierungs- und Beschäfti-
gungsprojekte für Bewohner,
vor allem Jugendliche und eine
wirkungsvolle Beteiligung der
Bürgerinnen und Bürger an der
Entwicklung ihres Stadtteils
wichtige und notwendige Ele-
mente des Aufwertungsprozes-
ses. Beckstein: „Die integrierte
Vorgehensweise des Pro-
gramms und die neuen Wege
der Bewohnerbeteiligung haben
gleichzeitig Modellcharakter
für eine moderne und soziale
Stadtentwicklungspolitik und
für andere Bereiche im öffentli-
chen Leben, in Verwaltung, Po-
litik und Bürgerschaft.“

Nähere Informationen und
Veröffentlichungen zur Ge-
meinschaftsinitiative Soziale
Stadt und zur Städtebauförde-
rung stehen im Internet zur Ver-
fügung unter www.staedtebau-
foerderung.bayern.de/schwer-
punkte/soziale_stadt/soz_stadt.
htm und www.staedtebaufoer-
derung.bayern.de/ ?

tivität und die erfolgreiche Ar-
beit in diesem Programm.

Laut Beckstein ist die Ge-
meinschaftsinitiative ‘Soziale
Stadt’ ein wichtiger Baustein
des Erfolgsprogramms Städte-
bauförderung. Es zielt auf die
ganzheitliche Aufwertung be-
nachteiligter und von der allge-
meinen Entwicklung der Kom-
mune abgekoppelter Gebiete in
Städten, Märkten und Gemein-
den. Das Wohnen in solchen
Quartieren führt schnell zu wei-
teren Benachteiligungen. Beck-
stein: „Ziel des Programms ist
es, diesem Prozess entgegenzu-
steuern und die vorhandenen
Potenziale solcher Gebiete zu

Erneuerungsbe-
darf in baulich-
städtebaulicher,
sozialer, ökono-
mischer, ökolo-
gischer und kul-
tureller Hinsicht
besteht. Beson-
dere Bedeutung
hat deshalb die
Bündelung von
Initiativen und
Ressourcen, von
M a ß n a h m e n ,
P r o g r a m m e n
und nicht zuletzt
Mitteln aus den
unterschiedl i -
chen Ressorts in

Mittelstands-Union fordert:

Mehrarbeit zur Finanzierung
der Steuerreform

Beim Mittelstandstreffen in Fürth sprach sich
der Vorsitzende der Mittelstands-Union, Hans Mi-
chelbach, MdB, für eine Rückkehr zur 40-Stun-
den-Woche aus, um das Vorziehen der Steuerre-
formstufe 2005 auf den 01.01.2004 zu finanzieren.

Mit einer längeren Durchschnittsarbeitszeit und
einem darauf beruhenden Mehrwachstum sei das
Vorziehen seriös finanzierbar. So würden zwei
Stunden Mehrarbeit bereits ein Wachstum von 3
Prozent und über 100.000 zusätzliche Arbeitsplät-
ze erzeugen. Rein rechnerisch hätten die Deut-
schen mit lediglich 1.467 Stunden ohnehin die
weltweit kürzeste Jahres-Sollarbeitszeit. ?
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(Fortsetzung von Seite 1)
menden Landtag anzudienen.
Freie Wähler und FDP wollen
das als „bürgerliche“ Alternati-
ve, die Grünen als diejenigen,
die schon im alten Landtag und
in der Berliner Koalition die kla-
rere Linie gezeigt haben.

Lage in Bayern besser 
als im Bund

Ein „klares Signal für Berlin“
ist Stoibers erklärtes Ziel bei der
Landtagswahl, „damit Bayern
stark bleibt“. Fraktionsvorsitzen-
der Alois Glück - der im neuen
Landtag aller Voraussicht nach
die Nachfolge von Johann Böhm
als Landtagspräsident antreten
wird - zog die Wahlkampfbilanz:
Die Lage in Bayern werde von
den Bürgerinnen und Bürgern im
Lande entschieden besser einge-

(Fortsetzung von Seite 1)
in seiner Säulenhalle historische
Fotografien der stillen Art. Das
Wortspiel im Titel legt nahe,
worum es den Veranstaltern
ging: Nachdenken über neue
Zeiten im Städtebau. Die Ursa-
chen des Wandels waren näm-
lich nicht nur Krieg und Gewalt.
Auch dem Modernisierungs-
druck der Stadtplaner fiel einiges
zum Opfer. Ob einzelne Bauty-
pen oder ganze Stadtquartiere -
all das, was nur noch auf ver-
blassten Fotografien betrachtet
werden kann, sollte zum Nach-
denken anregen. Damit aus hi-
storischen Ansichten historische
Einsichten werden...  

Neue Funktionen

Der „Tag des Offenen Denk-
mals“ widmete sich in diesem
Jahr im Stadtgebiet Freising un-
ter anderem verschiedenen Bau-
denkmälern aus der Zeit der
fürstbischöflichen Residenzstadt
Freising. Sie gaben schlaglicht-
artig Zeugnis von den Herr-
schaftsverhältnissen, Verwal-
tungsstrukturen und kulturellen
Lebensformen im alten Freising,
bevor die Säkularisation in den
Jahren 1802/03 dieser Epoche
ein Ende setzte, Freising sich zur
bayerischen Landstadt wandelte
und die alten Gebäude und 
Räumlichkeiten, so sie nicht ab-
gerissen wurden, neue Funktio-

schätzt als die Situation in der
Bundesrepublik. Dass die Bun-
despolitik in einer Landtagswahl
eine Rolle spiele, sei nicht zu än-
dern. Stoiber und Glück haben in-
dessen alle Vermutungen zurück-
gewiesen, der Ministerpräsident
schaue bereits auf die Kanzler-
kandidatur 2006. Letzterer beton-
te, er werde in Bayern gewählt
und wolle Ministerpräsident blei-
ben. Dass es ihm auch um Ein-
fluss auf die Union und die Bun-
despolitik geht, bestreitet er nicht.

Kritik auch an Berlin

Franz Magets Wahlkampf war
darauf abgestellt, den im Minis-
terpräsidenten personifizierten
Alleinvertretungsanspruch der
CSU für Bayern in Zweifel zu
ziehen. Deswegen versuchte er,
Erfolge der Bayern-SPD in Ber-
lin zu betonen, etwa in der Ver-
kehrspolitik oder bei der Förde-
rung von Zukunftstechnologien,
während die bayerischen Privati-
sierungsmilliarden weitgehend
verplempert worden seien. Dass
er in der Ablehnung des Transra-
pid-Projekts als Verbindung vom
Münchner Hauptbahnhof zum
Flughafen im Erdinger Moos ge-
gen die Aussagen der Bundesmi-
nister Stolpe (Verkehr) und Cle-
ment (Wirtschaft) stand und
steht, nimmt Maget hin; wie er
sich auch nicht scheut, Kritik an
Berlin zu äußern.

Kein Fernsehduell

Das ersehnte Fernseh-Duell
mit Stoiber ist Maget versagt ge-
blieben. Einzig beim traditionel-
len Fingerhakeln auf dem Gilla-
moos-Volksfest in Abensberg
Anfang September kam es zur
indirekten Konfrontation von
Bierzelt zu Bierzelt. Entschei-
dend Neues brachte das nicht.
Die direkte Konfrontation wie
zwischen Stoiber und Schröder
im Bundestagswahlkampf hat
der Amtsinhaber abgelehnt. Ma-
get ließ in Abensberg Likör-
fläschchen der Marke „Kleiner
Feigling“ verteilen...

Schwarzmalerei
2/3-Mehrheit

Als eine Art letzten Trumpf
gegen die CSU hat die parlamen-
tarische und außerparlamentari-
sche Opposition die mögliche
Zwei-Drittel-Mehrheit der Re-

gierungspartei im neuen Landtag
auszuspielen versucht. Das wäre
ein Schaden für die Demokratie,
beschwor zum Beispiel Maget
die Bürgerinnen und Bürger. Ei-
ne übermächtige CSU-Fraktion
könnte unliebsame (Untersu-
chungs)Ausschussvorsitzen und
hohe Kontrollbeamte wie den
Datenschutzbeauftragten ab-
wählen. Glück wertete das als
Armutszeugnis der Opposition,
wenn sie der CSU schon in der
Sache nichts anhaben könne,
nach der Methode „wer hat
Angst vorm schwarzen Wolf“.
Dabei gebe es genügend rechtli-
che Sicherungen gegen eine
Zwei-Drittel Übermacht. Bei ei-
ner Vorsitzendenabwahl könnte
dessen Fraktion den Nachfolger
bestimmen; und bei Verfas-
sungsänderungen hat immer das
Volk das letzte Wort .

Verfassungsänderungen ...

Am Wahlsonntag ist es wieder
soweit. In zwei Abstimmungen,
also auf zwei Stimmzetteln,
schlägt der Landtag vor, die Un-
antastbarkeit der Menschenwür-
de klarer, wie im Grundgesetz,
zu formulieren, die Rechte der
Kinder zu stärken und das passi-
ve Wahlalter von 21 auf 18 Jahre
zu senken, wie für Bundestags-
und andere Landtagswahlen
längst geschehen. Dazu kommen
einige Verbesserungen für die
Parlamentsarbeit u.a. durch früh-
zeitige Unterrichtung seitens der
Staatsregierung sowie die Veran-
kerung des Konnexitätsprinzips
„Wer anschafft, muss auch zah-
len“ zugunsten der Kommunen.
Alles das nicht kraft Zwei-Drit-
tel-Mehrheit sondern mit ein-
stimmigem, freilich mühsam
ausgehandeltem Beschluss des
alten Landtags. 

... und Wahlen 
zu den Bezirkstagen

Gemeinsam mit den Landtags-
wahlen finden auch die Wahlen
für die sieben bayerischen Be-
zirkstage statt. Hier steht ein Ge-
nerationenwechsel an. Neben
dem langjährigen Verbandspräsi-
denten, dem schwäbischen Be-
zirkstagspräsidenten Dr. Georg
Simnacher, werden auch seine
Kollegen aus Oberfranken und
Mittelfranken, Edgar Sitzmann
und Gerd Lohwasser, aus ihren
Ämtern ausscheiden. rm

nen erhielten. In Würzburg er-
laubten die Karmelitinnen einen
Blick in das Kloster Himmels-
pforten, in dem oft die Deutsche
Bischofskonferenz tagt. Die
Stadt Bamberg informierte ihrer-
seits über Baugeschichte und
Wandmalereien im Dominika-
nerbau, während Nürnberg zum
Besuch vieler Bürgerhäuser ein-
lud. Außerdem wurde in der
Groß- und Kleinweidenmühle in
die Technik des Papierschöpfens
eingeführt. Regensburg stellte
unter anderem den neuen Waag-
Napoleonsaal vor, im oberfrän-
kischen Creussen wiederum gab
es die in Deutschland einzig
noch erhaltene bürgerliche Ere-
mitage aus dem Jahr 1760 zu be-
wundern.

Augsburg legte den Schwer-
punkt auf Industriebauten, etwa
die Nähfadenfabrik Ackermann
von 1909, in der die TV-Serie
„Samt und Seide“ gedreht wird,
deren Kulissen ebenfalls zu be-
sichtigen waren. Im Landkreis
Landshut schließlich luden Ge-
bäudebesitzer Geschichts- und
Architekturfreunde ein zu einem
Blick hinter die Mauern des ba-
rockzeitlichen Pfarrhofs von
Asenkofen (Gemeinde Neu-
fahrn) und eines malerischen
Vierseithofs aus dem 18. Jahr-
hundert in Rothenwörth (Boden-
kirchen). In Johannesbrunn
(Schalkham) konnte die Kloster-
anlage besichtigt werden, um de-

ren Sanierung ein Förderverein
kämpft, und in Baierbach öffne-
te der gemeindeeigene Wiesmer-
hof seine Tore, ein Wohnstall-
haus aus dem 18. Jahrhundert.

Die zentrale Eröffnungsveran-
staltung fand dieses Jahr in Och-
senfurt, Regierungsbezirk Unter-
franken, statt. Das Bild der Stadt
Ochsenfurt wird geprägt durch
die im Kern mittelalterliche Be-
bauung, bestehend aus Fach-
werkhäusern, häufig giebelstän-
dig, die im 18. Jh. teilweise ver-
putzt und barockisiert worden
sind. Die mittelalterliche Stadt-
gestalt ist dabei erlebbar geblie-
ben.

Stumme Zeugen

Baudenkmäler seien stumme
Zeugen der Geschichte, die es zu
erhalten gelte, sagte Kunstmini-
ster Zehetmair bei der zentralen
Eröffnungsfeier in Ochsenfurt.
Er sprach sich für eine bessere
finanzielle Ausstattung der
Denkmalpflege aus. General-
konservator Prof. Dr. Egon Jo-
hannes Greipl und Landtagsab-
geordneter Manfred Ach spra-
chen nach der Begrüßung durch
Bürgermeister Peter Wesselows-
ky. Im Anschluss an den Festakt
fand ein Rundgang durch die
Altstadt statt, wobei das Augen-
merk besonders auf zwei sanier-
te Baudenkmäler mit Wohnnut-
zung fiel. DK

Modernes Leben in alten ...

Landtagswahl als Signal ...

Rating-Agentur Standard & Poor’s vergibt „AAA“:

Bestnote für Bayern
Stoiber: „Qualitätssiegel für den Freistaat“

Als „Qualitätssiegel für Bayern“ bezeichnet Ministerprä-
sident Dr. Edmund Stoiber das neue Bayern-Rating
„AAA - Ausblick stabil“, das die internationale Rating-
Agentur Standard & Poor’s Bayern zuerkannt und im
bayerischen Kabinett vorgestellt hat. Stoiber: „Das
‘AAA-Rating’ ist das Qualitätssiegel Bayerns auf den in-
ternationalen Kapitalmärkten und für internationale An-
leger. Die Spitzenbewertung durch Standard & Poor’s
heißt: Bayern spielt in der Champions League der inter-
nationalen Top-Standorte.“ 

Dies sei eine Auszeichnung
für die seriöse Haushalts- und Fi-
nanzpolitik Bayerns im Ver-
gleich zu allen anderen Ländern
und zum Bund. „Mit dem AAA-
Rating haben wir im Vergleich
zu anderen Ländern einen ganz
klaren Pluspunkt auf den inter-
nationalen Finanzmärkten und
bei der Attraktivität für interna-
tional tätige Investoren“, freute
sich der Ministerpräsident. Par-
allel zur Haushaltswoche in Ber-
lin mit dem unseriösesten Bun-
deshaushalt aller Zeiten zeige
man in Bayern, was solide Haus-
haltspolitik ist. „Wir haben Bay-
ern gegen den Bundestrend als
Zukunfts- und Pionierland und
als Hort der finanzpolitischen
Stabilität aufgebaut. Diese Poli-
tik zahlt sich in objektiv messba-
ren Ergebnissen aus.“

Niedrigere Verschuldung

Nach der Bewertung von
Nordrhein-Westfalen, Sachsen-
Anhalt und zuletzt Hessen be-
gründeten der Deutschlandchef
von Standard & Poor’s, Torsten
Hinrichs und der für Länderra-
tings verantwortliche Chefana-
lyst, Alois Strasser das jetzt vor-
gestellte Spitzen-Rating für Bay-
ern vor allem mit der deutlich
niedrigeren Verschuldung des
Freistaats im Vergleich mit ande-
ren Ländern: „Die starke wirt-
schaftliche Performance und die
Finanzstärke Bayerns machen
den Freistaat zu einem attrakti-
ven Standort. Die geringe Kre-
ditfinanzierungsquote, die kon-
sequente Rückführung der Neu-
verschuldung und die geringe
Zinsbelastung ermöglichen es
dem Freistaat, mit den aktuellen
Problemen am Wirtschaftsstand-
ort Deutschland leichter fertig zu

werden als alle anderen Länder.“ 
Stoiber betonte, dass alle Län-

der, auch Bayern, wegen der
Wirtschaftsschwäche mit gerin-
geren Steuereinnahmen zu
kämpfen haben. Bayern führe
aber die Neuverschuldung in sei-
nem Haushalt konsequent
zurück und habe für 2003 nur
noch 350 Millionen Euro Neu-
verschuldung eingeplant, wäh-
rend Nordrhein-Westfalen mit
5,7 Milliarden Euro sechzehn-
mal mehr neue Schulden im Jahr
2003 mehr aufnehme als der
Freistaat. Dieses Ziel sei nur
durch harte Sparmaßnahmen zu
erreichen gewesen. Vor fünf Jah-
ren habe die Neuverschuldung
auch in Bayern noch bei über 1,2
Milliarden Euro gelegen. Stoi-
ber: „Wir haben die Neuver-
schuldung Jahr für Jahr kontinu-
ierlich abgebaut auf jetzt 350
Millionen Euro und wollen 2006
erstmals einen Haushalt ohne ei-
nen einzigen Euro neue Schul-
den vorlegen.“

Gleicher Wert wie 
Baden Württemberg

Finanzminister Kurt Faltlhau-
ser hob hervor, dass bisher neben
Bayern nur noch Baden-Würt-
temberg mit der Bestnote AAA
und der Prognose einer stabilen
Finanzentwicklung bewertet
worden sei. Wegen der niedrigen
Verschuldung müssten in Bayern
lediglich drei Prozent der Steuer-
einnahmen für Zinsausgaben be-
reitgestellt werden. Demgegen-
über gehen beispielsweise in
Nordrhein-Westfalen bereits
mehr als 13 Prozent (Durch-
schnitt der westlichen Flächen-
länder: 11 Prozent), beim Bund
bereits fast 20 Prozent der Steu-
ergelder für Zinszahlungen ver-

loren. Allein dadurch habe Bay-
ern einen zusätzlichen Investiti-
onsspielraum von jährlich über
1,7 Milliarden Euro. Faltlhauser:
„Unsere Finanzpolitik ist ein
Aushängeschild für den Frei-
staat, der unsere Zukunft im in-
ternationalen Wettbewerb si-
chert. Gesunde Staatsfinanzen
sichern uns den besten Startplatz
im Wettbewerb um Arbeitsplätze
und Zukunftsinvestitionen.“

100.000 neue Jobs

Stoiber betonte, dass wegen
des konsequenten Kurses der
Haushaltssanierung und der Zu-
kunftsinvestitionen Bayerns bei
allen entscheidenden Kennzif-
fern Spitzenplätze belege. Vier
bayerische Hochschulen zählen
nach einem Ranking der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft
zu den Top-Ten der deutschen
Universitäten. Bayern ist das
einzige Land, in dem in den letz-
ten zehn Jahren mehr als
100.000 neue Jobs zusätzlich
entstanden sind, während sonst
Arbeitsplätze abgebaut wurden.
25 Prozent der High-Tech-Ar-
beitsplätze Deutschlands liegen

im Freistaat. Bayern hat mit 11,6
Prozent die höchste Selbständi-
genrate aller Flächenländer und
die höchste Gründerdynamik der
Länder. Fast 28 Prozent der deut-
schen Patentanmeldungen kom-
men aus Bayern. Die Exportquo-
te der bayerischen Wirtschaft er-
reicht mit 43,8 Prozent einen
neuen Spitzenwert. Und beim
Wirtschaftswachstum der letzten
zehn Jahre belegt Bayern unan-
gefochten den ersten Platz in
Westdeutschland.

Rating-Weltmarktführer

Standard & Poor’s mit Sitz in
New York ist Weltmarktführer
bei Analysen und Ratings für
Entscheidungsträger im Finanz-
bereich. Neben Unternehmens-
ratings bietet Standard & Poor’s
auch Ratings für Länder oder
Regionen an, in die alle wichti-
gen Daten zur wirtschaftlichen
Entwicklung, zur Haushalts- und
Finanzlage sowie Strukturdaten
mit einfließen. Bayern hat sich
erstmals 1998 raten lassen. Der
Rating-Katalog geht von CC
(Schuldner stark anfällig) über B
(Zahlungsverzüge nicht ausge-
schlossen) bis A (Investmentgra-
de) und ist in den einzelnen
Hauptbereichen nochmals auf-
gesplittet (triple A, double A,
single A ).

Die Bewertung kann im Inter-
net unter www.bayern.de abge-
rufen werden. ?

Freude am Lernen
Die PISA-Studie hat es eindrucksvoll bewiesen: Die bayerische
Bildungspolitik schneidet wesentlich erfolgreicher ab als die
anderer Bundesländer. Bayerische Schülerinnen und Schüler
liegen national an der Spitze und international im oberen Drit-
tel des Leistungsvergleichs. „Doch gut ist uns nicht gut genug:
Es ist unser Ziel, in den nächsten zehn Jahren unter die ersten
fünf in der Weltrangliste zu kommen“, sagt Kultusministerin
Monika Hohlmeier. 

Um dieses Ziel zu erreichen,
habe man bereits für das neue
Schuljahr konkrete Maßnahmen
in die Wege geleitet. Unter dem
Leitmotto „Fördern und For-
dern“ setze man dazu weiterhin
auf das bewährte gegliederte
Schulsystem. 

Die Hauptschule bereite auf
das Wirtschafts- und Arbeitsle-
ben vor und halte über die M-
Klassen den Weg zur Mittleren
Reife offen. Die Realschule sei
ab diesem Schuljahr flächen-
deckend sechsstufig ausgebaut.
Das Gymnasium erhalte einen
neuen, deutlich gestrafften Lehr-
plan. Für jeden Schüler gäbe es
den passenden Bildungsweg.
Auch „Spätzündern“ stünden
durch die erhöhte Durchlässig-
keit alle Möglichkeiten offen.

Die neue Hauptschule werde
noch stärker zur „Angebotsschu-
le“ ausgebaut:
? Das Angebot, über den Haupt-
schulabschluss hinaus die Mittle-
re Reife an der Hauptschule in ei-
ner „M-Klasse“ zu erwerben,

wird es im neuen Schuljahr  in
1.790 M-Klassen an 427 Stan-
dorten für 39.400 Schüler geben.  
? Auch Schüler am unteren En-
de des Leistungsspektrums und
Jugendliche mit erheblichen
schulischen Problemen erhalten
neue Perspektiven: In 93 Praxis-
klassen können 1600 Schülerin-
nen und Schüler in Betrieben vor
Ort oder in Werkstätten außer-
schulischer Partner praktische
Erfahrungen sammeln und Kon-
takte zur Wirtschaft knüpfen.

„R 6“ jetzt flächendeckend

Die „R 6“ erweist sich als voll-
er Erfolg. Mit Beginn des neuen
Schuljahres ist die sechsstufige
Realschule flächendeckend in
ganz Bayern eingeführt. Alle 
Realschulen beginnen mit Jahr-
gangsstufe 5.

Neues am Gymnasium

Mit dem neuen Schuljahr wer-
den auch am Gymnasium we-
sentliche Neuerungen eingeführt:
? In der 5. Klasse wird  das neue
Fach „Natur und Technik“ einge-
führt. Es soll zum eigenständigen
naturwissenschaftlichen Ent-
decken, Ausprobieren und Expe-
rimentieren anregen.
? Der Fremdsprachenunterricht
wird gestärkt. Der Unterricht in
der zweiten Fremdsprache be-
ginnt in allen Ausbildungsrich-
tungen in Jahrgangsstufe 6.
? Der Lehrplan wurde gründ-
lich überarbeitet. Ziel ist die Re-
duzierung von Detailwissen und
die Stärkung des Grundwissens. 

Stärkung der Disziplin

Erfolgreiches und nachhaltiges
Lernen, Fördern und Fordern
setzt ein möglichst störungsfreies
und vor allem gewaltfreies Klima
an der Schule voraus. Um den
Anspruch lernwilliger Schüler
auf Bildung einerseits, ihr Recht
auf körperliche und seelische
Unversehrtheit andererseits zu
gewährleisten, habe man ein Ge-
samtkonzept für verhaltensauf-
fällige Schüler entwickelt. 
? Die Zusammenarbeit der
Schulen mit Mobilen Sonder-
pädagogischen Diensten, der Ju-
gendhilfe, der Polizei sowie der
Jugendpsychiatrie soll weiter in-
tensiviert werden. 
? Für Jugendliche, bei denen
diese Maßnahmen nicht ausrei-
chen wurden an 17 Hauptschulen
Klassen eingerichtet, in denen
extrem schwierige, teilweise kri-
minelle Jugendliche mit Hilfe
von Beratungslehrern und Schul-
psychologen intensiv pädago-
gisch gefördert werden.
? Jugendliche mit massiver kri-
mineller Energie sollen künftig
auch dauerhaft vom Unterricht
ausgeschlossen werden. Ihre Be-
treuung wird in Zusammenarbeit
mit dem Sozialministerium in
„Clearingstellen“ erfolgen. 
? Wenn alle Maßnahmen, The-
rapien und Bemühungen schei-
tern und der Schüler keinerlei
Einsicht zeigt, wird Bayern eine
gesetzliche Regelung zur vorzei-
tigen Beendigung der Schul-
pflicht treffen.

Neues Bewertungssystem
an der Grundschule

Ab diesem Schuljahr beginnt
Bayern an 30 Pilotschulen mit
der Einführung eines neuen Be-
wertungssystems in der Grund-
schule. Es soll dazu beitragen,
Klarheit über den individuellen
Leistungsstand des einzelnen
Kindes zu geben. ?
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Contracting - Chancen für 
Kommunen in Zeiten der Finanznot

Von Dr. Rainer-Georg Miegel, 
Leiter des Bereiches Technik im Hochbauamt der Stadt Nürnberg

Die Steuereinnahmen der Kommunen schrumpfen seit Jahren.
Städte und Gemeinden stehen vor erheblichen Finanzproble-
men. Dies verringert den Handlungsspielraum für Investitio-
nen erheblich, teilweise muss Personal abgebaut werden. Da
der Investitionsbedarf dennoch groß ist, überprüfen Kommu-
nen, ob Contracting für sie eine Alternative darstellt. 

Contracting ist ein flexibles
Finanzierungs- und Betreiber-
modell, das Mitte der 80er Jahre
entwickelt wurde. 

Formen des Contracting

Das Modell sieht u.a. vor, en-
ergietechnische Anlagen einem
externen Contractor zu übertra-
gen. Dieser übernimmt - je nach

leistet gleichzeitig einen Beitrag
zum Umweltschutz. 

Anlagen-Contracting

Ein weit verbreiteter Contrac-
tingtyp ist das Anlagen-Contrac-
ting. Beispielsweise wird eine
neue Heizungsanlage geplant, fi-
nanziert, installiert und für eine
vertraglich festgelegte Summe

kann, bietet sich das Energie-
einspar-Contracting bzw. Perfor-
mance-Contracting an. In sol-
chen Fällen wird eine Minde-
steinsparung durch den Contrac-
tor garantiert. Beispielsweise
verpflichtet sich der Contractor,
mindestens 10 Prozent der bishe-
rigen Betriebskosten einzuspa-
ren und erhält auch von der
Kommune lediglich 90 Prozent
der bisherigen Betriebskosten
dieser Anlage. Sind die Ein-
sparungen höher, geht dies zu
Gunsten des Contractors, blei-
ben diese unter dem garantierten
Wert, geht dies zu Lasten des
Contractors.  

Intracting als Alternative

In größeren Kommunen mit
sehr guter personeller Ausstat-
tung im technischen Bereich und
guter Finanzkraft wird als Alter-
native zum Contracting auch das
sogenannte Intracting praktiziert.
Beim Intracting (internen Con-
tracting) werden bei entsprechen-
der Wirtschaftlichkeit Contrac-
ting-Aufträge innerhalb der
Stadtverwaltung vergeben. Hier-
bei verbleiben die Gewinne im
Konzern der Stadt. Vertragsan-
passungen aufgrund sich ändern-
der Nutzungsbedingungen sind
problemlos möglich. Des weite-
ren werden guter Anlagenzu-
stand sowie die Betriebssicher-
heit aufgrund des weiterbeste-
henden Einflusses auf Wartungs-
und Unterhaltsarbeiten sicherge-
stellt. Finanzierungsprobleme
werden beim Intracting wegen
der vorgeschalteten Wirtschaft-
lichkeitsprüfungen ausgeschaltet. 

Voraussetzungen für ein
Contracting-Engagement 

Der Druck Wirtschaftlich-
keitsüberlegungen in den Vor-
dergrund zu stellen, hat ange-
sichts der finanziellen Lage der
Kommunen stark zugenommen.
Dies bedeutet, dass für eine
Kommune, wie der Stadt Nürn-
berg, Contracting gegenüber
dem Intracting bzw. der Eigenfi-
nanzierung dann eine interessan-
te Alternative darstellt, wenn
über die Vertragslaufzeit gesehen
das Contracting im Endergebnis
die wirtschaftlichere Lösung ist. 

Zur Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit werden die Vollko-
sten aus dem Contracting-Ver-
trag den Kosten für den gesam-

ten Nutzungszeitraum gegen-
übergestellt, die bei einer Mo-
dernisierung durch die Kommu-
ne selbst entstehen würden,
einschließlich der Kapitalkosten.
Größere Kommunen mit eige-
nem Fachpersonal müssen ihre
Personalkosten veranschlagen,
kleinere Gemeinden, die perso-
nell weniger gut ausgestattet
sind, werden in ihrer Vergleichs-
kalkulation die Kosten für exter-
nes Personal, z.B. Ingenieur-
büros, mit einbeziehen. 

Weniger 
Koordinationsaufwand

Für Kommunen, die nicht über
ausreichendes technisches Perso-
nal verfügen oder wo technisches
Know how fehlt, ist Contracting
eine besonders attraktive Alterna-
tive, da der Koordinationsauf-
wand für die Verwaltung deutlich
verringert wird. Aber auch in ei-
ner großen Kommune, wie Nürn-
berg, können wirtschaftliche
Contracting-Lösungen realisiert
werden, wenn Contractoren ge-
funden werden, die bereit sind,
das wirtschaftliche Risiko auch
für eine Mischung aus weniger
und mehr lohnenswerten Objek-
ten zu tragen. 

Wichtige Voraussetzung für
erfolgreiches Contracting ist eine
sorgfältige und langfristig ausge-
richtete Planung. Denn mit dem
Contracting geht die Kommune
eine vertragliche Bindung über
eine Laufzeit von 10 bis 15 Jah-
ren ein und muss bei möglichen
Vertragsänderungen aufwändig
nachverhandeln. 

Anforderungsprofil 
an den Contractor 

Entscheidet sich eine Kommu-
ne für Contracting, so wird der
nächste Schritt die Suche nach
dem geeigneten Anbieter sein.
Dies erfolgt durch öffentliche
oder beschränkte Ausschrei-
bung. Der Verwaltungsaufwand
ist hierbei relativ hoch.

Um unliebsamen Überra-
schungen vorzubeugen, sollten
im Rahmen des Anbieteraus-
wahlverfahrens Referenznach-
weise eingefordert werden,
wenn der Partner nicht bereits
durch bestehende Geschäftsbe-
ziehungen bekannt ist. Neben
langjährigen Erfahrungen auf
dem Gebiet der geplanten Zu-
sammenarbeit legt die Stadt
Nürnberg größten Wert auf Zu-
verlässigkeit,  Leistungsfähigkeit
und  Solvenz eines Anbieters . 

Zuverlässige Partner

Wechselseitiges Vertrauen ist
eine Grundvoraussetzung für je-
de kooperative Zusammenar-

Erfolg der Lechwerke bei
bundesweiter Recyclingaktion

Aus 63 Unternehmen wurde dieses Jahr die Lechwerke AG
(LEW) als einer der Spitzenreiter im Sammeln von Niederspan-
nungs- und Hochspannungs-Hochleistungssicherungen (auch
NH/HH-Sicherungseinsätze genannt) ausgezeichnet. Der „Ver-
ein zur Förderung des umweltgerechten Recycling von abge-
schalteten NH/HH-Sicherungseinsätzen e.V.“ vergab für das
umweltbewusste Engagement der Lechwerke eine Urkunde und
einen Ehrenpreis. 

Gerd Fink, Vorstand des Vereins, überreichte die Auszeich-
nung an Paul Waning, Vorstandsmitglied der Lechwerke. An der
Übergabe, die im Augsburger LEW-Kundenforum stattfand,
nahm auch Wolfgang Pilsl, Produktmanager für Sicherungen,
Schalt- und Kontrollgeräte der Siemens AG, teil. 

Die Lechwerke beteiligen sich seit 1996 an der bundesweiten
Recyclingaktion. Als einer der besten Sammler des letzten Jah-
res haben die Lechwerke mehr als neun Tonnen Recycling-Ma-
terial zusammengetragen. Die abgeschalteten Sicherungen wer-
den umweltgerecht recycelt und in den Wirtschaftskreislauf
zurückgeführt. Aus den verwertbaren Wertstoffen wird Kupfer
und Silber wiedergewonnen. Bundesweit wurden im Jahr 2002
insgesamt 166 Tonnen Sicherungseinsätze gesammelt.

Der Verein setzt sich auch dafür ein, dass künftig nur noch
Nieder- und Hochspannungssicherungen hergestellt werden, die
keine Schadstoffe enthalten und daher recycelt werden können.

Günstiger Strom für Bayerns Kommunen
Brandl und Deml: Vertrag zum kommunalen Strombezug
Unter der Verhandlungsführung von Gemeindetagspräsident
Dr. Uwe Brandl und mit sachkundiger Unterstützung durch den
Ersten Bürgermeister Dipl.-Ing. Werner Mößner aus Langen-
altheim, haben die kommunalen Spitzenverbände in Bayern mit
der E.ON Bayern AG eine Vereinbarung über den kommunalen
Strombezug abgeschlossen. Gemeinsam mit den Vertretern der
weiteren kommunalen Spitzenverbände und dem Vorstandsvor-
sitzenden von E.ON, Dr. Peter Deml unterzeichnete Brandl die
Nachtragsvereinbarung zu dem bereits seit 1999 bestehenden
Rahmenvertrag über Stromlieferung an kommunale Einrich-
tungen und Liegenschaften. Die Vereinbarung sieht vor, dass die
derzeit gültigen Nettopreise (ohne Steuern, Abgaben und sonsti-
ge Belastungen, also ohne Mehrkosten nach dem Gesetz über die
Einspeisung erneuerbarer Energien und dem Gesetz über die
Kraft-Wärme-Kopplung, Konzessionsabgabe, Stromsteuer und
Umsatzsteuer) für das Jahr 2004 um 2,75 Prozent und für das
Jahr 2005 vom 1. Januar bis 30. Juni zusätzlich um 2 Prozent
und zum 1. Juli 2005 um weitere 0,25 Prozent angehoben wer-
den. Diese Preissteigerungen bleiben weit unter den von Strom-
anbietern und Stromhändlern für die Jahre 2004 und 2005 pro-
gnostizierten Steigerungen der Strompreise. Günstiger Strombe-
zug nützt nicht nur den profitierenden Gemeinden, sondern
auch den Bürgerinnen und Bürgern, da Abgaben und Beiträge
nicht erhöht werden müssen. ?

Vertragsausgestaltung - ein brei-
tes Spektrum an Aufgaben, das
von der Bestandsanalyse zur Pla-
nung, Demontage der Altanlage,
Installation der Neuanlage bis
hin zur Wartung, Instandhaltung,
Störungsmanagement und Be-
triebskostenabrechnung reichen
kann. Zentraler Bestandteil des
Contracting ist die Finanzierung
der Anlage durch den Contractor
sowie die Übernahme des unter-
nehmerischen Risikos für die be-
treffende Anlage. Die Kommune
bindet für die Neuinvestition al-
so kein Kapital, sie bezahlt ledig-
lich die bereitgestellte Energie.
Durch den Einsatz modernster
Technik kann sie sogar bei den
laufenden Kosten einsparen und

betrieben und mit Brennstoff
versorgt. Für die Vertragslaufzeit
bleibt die Anlage im Eigentum
des Contractors. Wenn die Anla-
ge Bestandteil des Gebäudes ist,
erfolgt die Eigentumssicherung
über den Eintrag einer Dienst-
barkeit im Grundbuch. 

Ein Anlagen-Contracting kann
auch mit Energieeinspar-Con-
tracting verknüpft werden. Hier
schöpft der Contractor sein Ent-
gelt aus den eingesparten Ener-
gie- und Betriebskosten, die aus
seinen Investitionen in die Anla-
ge erzielt werden können. 

Auch in den Fällen, bei denen
die Höhe der Einsparung der
Kommune als Auftraggeber
nicht klar abgeschätzt werden

beit, besonders jedoch bei lang-
fristigen Contracting-Beziehun-
gen. Naheliegend kann bei-
spielsweise der Kontakt zu re-
gionalen Energielieferanten
sein, wenn im Energiesektor be-
reits gut zusammengearbeitet
wird. So kooperiert die Stadt
Nürnberg mit der N-ERGIE Ak-
tiengesellschaft auf dem Sektor
des Energiecontrollings. 

Contracting ist für Kommunen
angesichts leerer Kassen eine

Chance, Investitionen ohne Be-
lastung des Vermögenshaushal-
tes zu tätigen. Ganz besonders
für kleinere Kommunen, die
nicht in ausreichendem Maße
über technisches Fachpersonal
verfügen, stellt Contracting bei
gegebener Wirtschaftlichkeit ei-
ne attraktive Alternative dar.
Voraussetzung ist allerdings eine
gründliche und langfristige Pla-
nung sowie die Auswahl des
richtigen Contracting-Partners.

Schuldach für Sonnenstrom
Die Stadt Fürstenfeldbruck stellt nach dem Dach der Philipp-
Weiß-Schule nun auch das Dach der Schule-Mitte am Nieder-
bronner Weg für eine Bürgerbeteiligungsanlage zur Verfü-
gung. Bürgermeister Sepp Kellerer und die Geschäftsführer
der ZIEL 21 Sonnendach GbR, Karl-Heinz Schönenborn als
Chef der Stadtwerke und Birgit Baindl als Vorsitzende von
ZIEL 21, unterzeichneten den Dachnutzungsvertrag. 
Bürgermeister Kellerer ist selbst „Pionier“ bei der Solarstrom-
Erzeugung. Seit 1997 betreibt er privat eine Anlage auf seinem
Hausdach. Er gegrüßt es, dass nun zwei Brucker Schulen mit
Solardächern bestückt werden und die Schüler die Energie der
Sonne in ihrem Schulalltag erleben können: „Die Photovoltaik
hat mich überzeugt, ich werde meine Anlage noch erweitern
lassen und hoffe, dass die Schüler begeistert werden können.“
50 000 Kilowattstunden jährlich wird die neue Anlage erzeu-
gen und in das Netz der Stadtwerke Fürstenfeldbruck einspei-
sen. „Damit wird sich unser Anteil an Sonnenstrom auf rund
eine Million Kilowattstunden erhöhen“ berichtet Schönen-
born. Die Stadtwerke beteiligen sich an der Anlage und über-
nehmen ehrenamtlich gemeinsam mit ZIEL 21 die Geschäfts-
führung für das Solardach. „Knapp die Hälfte der Anteile an
der neuen Anlage sind schon gezeichnet. Wir suchen aber noch
Interessenten aus dem ganzen Landkreis, die sich mit einer
Einlage ab 3000 Euro beteiligen werden“, wirbt Birgit Baindl
für das Gemeinschaftsprojekt. Die Einlage wird mit ca. 3,5
Prozent verzinst. Beteiligungsanlagen sind wichtiger Wegbe-
reiter bei der Energiewende im Landkreis Fürstenfeldbruck:
15 Solardächer in 13 Kommunen des Landkreises sind in den
letzten beiden Jahren durch Bürgerinitiative und mit Unter-
stützung von ZIEL 21 gebaut worden. ?
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E.ON fördert Wasis Traum
Sponsoring für Museumsdorf: Lukashof wird Strommuseum

„Unweit von hier gelang im Jahr 1882 ein weichenstel-
lendes Experiment: In Miesbach erzeugter Strom wurde
über gewöhnliche Telegraphenleitungen 57 km weit zur
Elektrizitätsausstellung nach München transportiert - ei-
ne technische Revolution“, erzählte Dr. Albert Schleich,
Generalbevollmächtigter der E.ON Bayern AG beim
Richtfest des Lukas Hofs im Schlierseer Ortsteil Neu-
haus. Den Hof aus dem 17. Jahrhundert im Museums-
dorf des bekannten Skisportlers Markus Wasmeier spon-
sert der bayerische Energieversorger.

„Für uns ist das ein weiterer
Glücksfall“, freute sich Wasmei-
er. So viele Menschen begleiten
und unterstützen inzwischen sei-
ne Idee. Zunächst war es der
Markus mit seinem Vater, die
sich in gemeinsamen Gesprä-
chen sorgten um die wertvolle
alte Bausubstanz in der Region,
die dem Verfall preisgegeben
schien. Schon vor Jahren ent-
stand dann die Idee mit dem Mu-
seum. Und seither fügt sich so
vieles, dass der populäre Sportler
schon gar nicht mehr an Zufall
glauben kann. 

Die Sparkasse gab 100.000
Mark Zuschuss für den Riederer-
Hof, 30.000 Mark kamen vom
Bezirk Oberbayern, Daimler-
Chrysler stellte einen LKW-Al-
tego zur Verfügung. Landrat
Norbert Kerkel und Bürgermei-
ster Toni Scherer waren behilf-
lich bei der Erledigung der
behörlichen Formalitäten. Das
Museumsdorf spielt nicht nur ei-
ne Rolle, um wichtiges Kultur-
gut der Region zu erhalten; auch
für den Fremdenverkehr hat
Wasmeiers Initiative große Be-
deutung.

Begeisterung, die ansteckt

Vor allem aber sind es die be-
geisterten Menschen, die das
Dorf wachsen lassen, die Ideen,
Engagement, ihrer Hände Arbeit
und das Erbe ihrer eigenen Vor-
fahren mit einbringen. Ein Ar-
chäologe gehört heute ebenso
zum festen Team wie ein Groß-
grundbesitzer, der jede Woche
einen Tag in Neuhaus arbeitet.

Jetzt ist E.ON-Bayern mit im
Boot. Und die Begeisterung, die
den Kreis der Freunde und För-
derer vorantreibt, ist längst auf
alle Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Energieversorgers
übergesprungen, die mit diesem
Projekt befaßt sind. „Wir wollen
zeigen, dass wir mit dabei sind,
wenn es nur irgendwie geht“,
heißt es immer wieder. 

Das „Elektrische“

Beim Lukashof geht es. Vieles
passt zusammen. Auch für
E.ON. Dr. Schleich erläuterte die
Überlegungen, wie es im Strom-
mu-seum einmal aussehen könn-
te. Man wird die Elektrifizierung
Oberbayerns darstellen. Viele
Gemeinden in ländlichen Gebie-
ten wurden erst in den Zwanzi-
gerjahren des vorigen Jahrhun-
derts an das immer schneller
wachsende öffentliche Versor-
gungsnetz angeschlossen.

Das „Elektrische“ bekam die
Gemeinde Schliersee im Jahr
1915. Die Oberbayerische Über-
land-Zentrale, die OBÜZ, war
damals einer der E.ON-Vorgän-
ger. Seitdem besteht die partner-
schaftliche Verbundenheit. .Die
OBÜZ wurde in den frühen
Dreißigerjahren von den Amper-
werken übernommen; diese wie-
derum fusionierten 1955 zu den
Isar-Amperwerken. Aus der Ver-
schmelzung der IAW mit drei
weiteren bayerischen regionalen
Versorgern entstand Ende 2001
die E.ON Bayern AG.

„Viele mögen sich fragen,
warum sich ein Energiedienstlei-
ster für ein Bauernhof-Museum
engagiert“, sagte Dr. Schleich.
Für ihn ist die Antwort ganz ein-
fach. E.ON Bayern könne über
seine Rechtsvorgänger auf eine
weit über hundertjährige bayeri-

sche Tradition zurückblicken.
„Die wollen wir nicht nur da-
durch erhalten, dass wir unseren
Kunden erstklassige Produkte
anbieten. Wir wollen auch regio-
nale Projekte im Kulturbereich
unterstützen“. Im Vordergrund
stehe hier der E.ON Bayern-Kul-
turpreis. Das Projekt Lukashof
passe exzellent zum E.ON-
Kommunikationskonzept. Was -

meiers Konzeption als lebendes
Museum sei bundesweit einzig-
artig. Das Konzept stehe für re-
gionale Verwurzelung und Be-
wahrung von bayerischer Ge-
schichte, Kultur und Tradition.
„Über unsere lange Geschichte
sind wir von E.ON Bayern ein
Stück davon geworden“, lobte
Schleich.

In der Tenne des Lukas-Hofes
plant E.ON nunmehr auf 220 qm
ein unkonventionelles Strommu-
seum. Eingebunden in die Dar-
stellung des geschichtlichen
Rahmens und des zeitgenössi-
schen Umfelds werden an-
tiquierte und nostalgische Tech-
nikelemente und Elektrogeräte
von den Zwanzigerjahren bis
Ende der Achtzigerjahre ausge-
stellt. ?

Gemeinsam mit Dr. Albert Schleich und Markus Wasmeier (2. und 3. v. l.) sammeln die Freunde
und Förderer des altbayerischen Museumsdorfes jetzt auch antike und skurile Elektrogeräte. Ei-
ne einmalie Kombination von Bierwärmer und Hosenbügler soll sogar dabei sein. Beim Richtfest
des Lukashofes kam das museale Objekt jedoch (noch) nicht zum Einsatz.                Foto: Wendler
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WBG AG gemeinsam mit Erdgas Südbayern (ESB) zur Energieform der Zukunft:

Erdgas ist die attraktivste
Heizenergie

Erdgas Südbayern GmbH (ESB) beliefert zukünftig die Wohnungen der
WBG im Haushamer Gebiet mit Erdgas

Hausham. Der südbayerische Energiedienstleister
Erdgas Südbayern GmbH (ESB) konnte die Entschei-
dung zur zukünftigen Energieversorgung des Woh-
nungsbestands der WBG - Wohnen, Bauen, Grund
AG für Wohn- und Gewerbeimmobilien in Hausham
erfolgreich für sich entscheiden. Mit den Bauarbeiten
wurde im Frühsommer begonnen. Damals wurde
auch der Erdgas-Liefervertrag von den Firmenver-
tretern der ESB und WBG in Hausham unterschrie-
ben. Dabei sollte der bewusst gewählte Termin - Frei-
tag der 13. Juni - den gemeinsamen Aktivitäten und
den Unternehmen Glück bringen.

Eine bundesweit durchgeführ-
te EMNID-Verbraucherumfrage
belegt ganz klar: Erdgas ist bei
den Bundesbürgern die attraktiv-
ste Heizenergie. „Erdgas bietet
den höchsten Komfort und auch
in Punkto Umweltverträglichkeit
ist Erdgas unschlagbar“, so die
klar überwiegende Meinung.
Bundesweit wurde nach der 

waltet sie bayernweit Wohn- und
Geschäftshäuser, beispielsweise
für E.ON und andere Eigentü-
mer sowie für Eigentümerge-
meinschaften. Ein Teil des eige-
nen Bestandes - ca. 1000 Woh-
nungen - werden innerhalb der
nächsten Jahre auf die Versor-
gung mit Erdgas zur Heizung
und Warmwasserbereitung um-

CO2-Ausstoß reduzieren und
nicht zuletzt die Nebenkosten
senken.

„Die Erdgas Südbayern
GmbH versorgt seit über 40 Jah-
ren südbayerische Städte und
Gemeinden mit Erdgas. Ständig
wird das bestehende Erdgasnetz
erweitert und wir freuen uns
sehr, dass wir mit der WBG ei-
nen Partner haben, der die regio-
nale Ausrichtung und damit den
Service vor Ort zu schätzen
weiß“, so Bernhard Reith, Leiter
der Region Süd und betont:
„Erdgas ist eine sparsame und
umweltfreundliche Energie - si-
cher und sauber“. 

63 Prozent Anschlussdichte

„Aktuell versorgt das ESB
ServiceCenter Hausham 5.900
Kunden. Das bedeutet, dass wir

bei einer Anschluss-
dichte von ca. 63 Pro-
zent liegen“, freut
sich Walter Fraunho-
fer sen., stellv. Leiter
des SC Hausham, in
dessen Zuständig-
keitsbereich das Neu-
erschließungsgebiet
liegt. „Die ESB inve-
stiert alleine in den
Aufbau dieser Neuer-
schließung rund
415.000 Euro“, er-
gänzt Fraunhofer und
meint weiter: „Da 
der internationale
Erdgashandel mit
langfristigen Verträ-
gen von durchschnitt-
lich 25 Jahren arbei-
tet, ist natürlich auch
in diesem Neuer-
schließungsgebiet die
Versorgung langfristig
gesichert.“

„rückblicke 2002“ 
mit guten Aussichten 

ESB - Konzept erfreulich erfolgreich

München. Geschäftsberichte an sich sind oft eine trockene
Angelegenheit: Zahlenreihen, Umsatzstatistiken oder Dia-
gramme erschließen dem Laien meist nicht den Zugang zum
Unternehmen. Dass ein solches Medium auch spannend und
interessant zu lesen sein kann, beweist die Erdgas Südbayern
GmbH (ESB) mit ihrem aktuellen Jahresbericht „rückblicke
2002“. Auf knapp 40 Seiten gibt der symphatische Erdgas-
dienstleister mehr Einblicke in den Unternehmensalltag als ge-
wohnt und rückt den Menschen, vor und hinter der Lieferkette,
in den Vordergrund.

Mit „rückblicke 2002“ verfolgt die ESB ehrgeizige Ziele. Ei-
nerseits will man das Unternehmensprofil schärfen und vor al-
lem auf den starken regionalen Bezug der ESB verweisen, an-
dererseits wird erstmals sehr umfassend das facettenreichen
Leistungsspektrum des Unternehmens dargestellt. Darüber
hinaus wird „rückblicke 2002“ dem vielleicht wichtigsten An-
spruch eines Geschäftsberichtes gerecht, wenn er aufzeigt, wie
stark sich die ESB an den Wünschen und Anforderungen ihrer
Kunden orientiert. 

„Was zeichnet einen guten Standpunkt aus?“ 

Neben inhaltlichen Qualitäten überzeugt der neue Ge-
schäftsbericht auch durch gestalterische Elemente. „Wir haben
eine Kombination aus Imagebroschüre und Leistungsspektrum
kreiiert, die vor allem durch ihre ungewöhnliche Bilderwelt in
Panorama-Optik besticht“, erklärt Josef Hainer, Leiter der Ab-
teilung Marketing, die Aufmachung der neuen Broschüre. 

Sieben griffige und phantasievolle Überschriften eröffnen
dem Leser einen Einblick in den Inhalt der sieben Hauptkate-
gorien Standpunkt, Service, Personal, Technik, Umwelt, Ko-
operationen und Zukunft. Dies sind gleichzeitig die wichtig-
sten Ziele und Visionen des Unternehmens. ?

Erdgasfahrzeuge auf der IAA
Modellpalette wächst 

Innovativ und umweltfreundlich Auto fah-
ren? Als einzige jetzt verfügbare alternative
Antriebsenergie bietet der Erdgasantrieb die-
se Möglichkeit. Daher setzen fast alle führen-
den Autohersteller mittlerweile auf Erdgas-
fahrzeuge in Serienproduktion. 

Mit 13 verschiedenen Fahrzeugmodellen -
vom Pkw bis hin zum leichten Nutzfahrzeug -
haben Fiat, Ford, Opel, Volkswagen und Volvo
auf die steigende Nachfrage reagiert. Jüngster
Neuzugang im Erdgasauto-Segment ist der
sportliche Fiat Punto. 

Auf der Internationalen Automobil-Ausstel-
lung (IAA) in Frankfurt am Main präsentiert der
Trägerkreis Erdgasfahrzeuge auch in diesem
Jahr wieder eine umfassende Modellauswahl.

Die Fahrzeuge mit Erdgasantrieb sind, wie
auch die Zeitschrift „ÖKO-TEST“ in ihrer Juni-
Ausgabe feststellte, genauso technisch ausge-
reift wie Benzin- oder Diesel-Pkw. Für den pra-
xistauglichen Einsatz der Erdgasautos sollen zu-

dem rund 1.000 zusätzliche Tankanlagen für
Erdgas bis 2007 flächendeckend in Deutschland
eingerichtet werden. 

Bei einem durchschnittlichen Kilogramm-
preis für Erdgas von 0,67 Euro zum Jahresan-
fang 2003 spart der Verbraucher gegenüber
Superbenzin rund 50 Prozent der Tankkosten -
bei einem Durchschnittsverbrauch von sieben
Litern und einer Fahrleistung von 15.000 Kilo-
metern kommen so bei einem Fahrzeug der
Mittelklasse mehr als 500 Euro Einsparungen
im Jahr zusammen.

Nähere Informationen rund um die einzige
bereits heute verfügbare Kraftstoffalternative
bietet der Trägerkreis Erdgasfahrzeuge auf der
IAA in Halle 4.0 Stand B 15. Darüber hinaus er-
halten Interessierte unter der telefonischen Info-
line 01802-234500 (0,06 € pro Gespräch) oder
im Internet unter www.erdgasfahrzeuge.de Aus-
kunft über Trends und Entwicklungen im Be-
reich Erdgasfahrzeuge. ?

Unser Bild zeigt (v.l.): Matthias Wahl, Vorstand der WBG - Wohnen,
Bauen, Grund AG für Wohn- und Gewerbeimmobilien, Fachberater
Walter Fraunhofer sen. und Bernhard Reith, Leiter des ServiceCenter
bei der Vertragsunterzeichnung.

Heizenergie gefragt, die bei frei-
er Auswahl gewählt würde, die
den höchsten Komfort bietet so-
wie am umweltverträglichsten
und preiswertesten sei.

Umstellung auf Gas

Die service-orientierte Haus-
hamer WBG AG verkauft und
vermietet Wohnungen aus eige-
nem Bestand hauptsächlich in
den Landkreisen Miesbach und
Weilheim. Darüber hinaus ver-

gestellt. „Wir wollen für unsere
Eigentümer und Mieter immer
die optimale Lösung“, so der
Vorstandsvorsitzende Dipl.-Ing.
Matthias Wahl, „deshalb haben
wir uns zur Zusammenarbeit mit
der ESB und ihrer Haushamer
Niederlassung entschlossen.“ 

CO2-Ausstoß senken

Die Umstellung und einige
technische Erneuerungen sollen
den Energieverbrauch und den

Serviceberatungen

„Intensive Beratungen in Be-
zug auf Service starten in den
nächsten Wochen und Monaten
und es werden ausführliche Ge-
spräche mit den WBG-Hausmei-
stern geführt“, so Walter Fraun-
hofer sen. und ergänzt: „denn
auch im Hinblick auf unseren
Service stehen wir mit Rat und
Tat rund um die Uhr zur Verfü-
gung“. 
Info-Adresse im Internet:
www.esb.de ?

Wirtschaftsminister Wiesheu zum Erneuerbare-Energien-Gesetz::

Novellierungspläne nötigen 
Stromverbrauchern weitere Opfer ab

„Statt notwendiger Kostensenkung sind weitere Belastungen vorprogrammiert“

München. Als einen „Weg in die falsche Richtung“ hat Bayerns
Wirtschaftsminister Otto Wiesheu neue Überlegungen von
Bundesumweltminister Jürgen Trittin zur Gesamt-Novellie-
rung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) bezeichnet.
„Der Bundesumweltminister hat wohl übersehen, daß die Dis-
kussionen um die Novellierung des EEG insbesondere vor dem
Hintergrund der Kostenexplosion durch die Belastungen des
EEG geführt werden müssen. Wir brauchen mehr Effizienz
und einen stärkeren Anreiz zur Kostensenkung.“ 

Wiesheu kritisierte, daß das
Füllhorn gerade bei der Wind-
kraft noch weiter geöffnet wer-

den soll. „Hier geht Trittin nach
dem Motto vor: Je exotischer
das Vorhaben, desto höher die
Vergütung. Geld spielt bei die-
sen Überlegungen offenbar kei-
ne Rolle. Das ist unverantwort-
lich angesichts der derzeitigen
Wirtschaftslage und der täglich
zunehmenden Belastungen, die
dem Bürger zugemutet wer-
den“, meinte Wiesheu.

Mehr Wettbewerb

Der Minister betonte, dass
Bayern hinter der Förderung der
erneuerbaren Energien und dem
Ziel der Verdoppelung ihres An-
teils an der Stromerzeugung bis
2010 stehe: „Das geht aber nur,
wenn mehr Wettbewerb bei den
geförderten Energien herrscht
und damit eine höhere Effizienz

erreicht wird.“ Die Wirtschafts-
ministerkonferenz hat dazu be-
reits konkrete Vorschläge zur
Diskussion gestellt. „Der Bun-
desumweltminister wäre gut be-
raten, seine Eckpunkte vor die-
sem Hintergrund zu überarbei-
ten. Was wir brauchen, ist eine
Rückbesinnung auf einen aus-
gewogenen Energiemix“, so
Wiesheu.

330 Millionen vom 
Freistaat Bayern

Allein in den letzten fünf
Jahren hat der Freistaat für
neue Energietechnologien und
Energieeinsparungen rund 330
Millionen Euro Zuschüsse und
245 Millionen Euro zinsgün-
stige Darlehen gewährt. Der
Anteil erneuerbarer Energien
am Energieverbrauch ist im
Freistaat mit knapp 11 Prozent
dreimal so hoch wie der Bun-
desdurchschnitt. Außerdem
liegt der energiebedingte CO2-
Ausstoß pro Kopf in Bayern
mit 7,1 Tonnen jährlich um ein
Drittel unter dem Bundeswert
von 10,3 Tonnen. ?

Biomasse im Aufwind
Anstieg um fünf Prozent 

Energiegewinnung aus Nach-
wachsenden Rohstoffen ist in
Bayern weiter im Aufwind. Das
geht laut Landwirtschaftsmini-
ster Josef Miller aus einer Aus-
wertung der Koordinierungsstelle
für Nachwachsende Rohstoffe
C.A.R.M.E.N. e. V. hervor. Da-
nach entfielen im Jahr 2001 3,76
% des Primärenergieverbrauchs
im Freistaat auf Biomasse - das
sind 5 % mehr als im Jahr zuvor.
Vorläufige Ergebnisse für 2002
lassen eine weitere Steigerung
erwarten. Möglich gemacht hat
diese Entwicklung nach Aussage
Millers die Förderpolitik der
Bayerischen Staatsregierung:
„Seit 1990 haben wir rund 185
Millionen Euro, davon 153 Mil-
lionen Euro Landesmittel, über-
wiegend in die Energieerzeu-
gung aus Nachwachsenden Roh-
stoffen investiert.“ ?
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Gemeinsam für mehr Umweltschutz (v. l. n. r.): Landrat Dr.
Günther Denzler, Georg Hofmann, Geschäftsinhaber des Au-
toparks Hofmann und Dipl.-Ing. Michael Streffing, Ferngas
Nordbayern GmbH (FGN). ?

Regulierung der Strom- und Gasmärkte: 

VKU stellt Forderungen
Der Verband kommunaler Unternehmen e.V. (VKU) will
an der Gestaltung einer staatlichen Regulierungsinstanz
für die Strom- und Gasmärkte mitwirken. „Auch wenn
wir die Selbstregulierung durch sog. Verbändevereinba-
rungen bevorzugt hatten, akzeptieren wir die Vorgaben
der EU zur Einrichtung nationaler Regulierungsstruktu-
ren“, erklärte VKU-Präsident OB Gerhard Widder in
Berlin. Das VKU-Präsidium hat einen Forderungskata-
log an den Gesetzgeber weitergeleitet. 

Danach müsse eine Regulie-
rung allen Marktakteuren in er-
ster Linie Rechtssicherheit ver-
mitteln und sie dürfe die wirt-
schaftlichen Grundlagen der
Unternehmen nicht dadurch ge-
fährden, dass sie die Regulie-
rungspraxis ausschließlich am
Ziel einer „Niedrigstpreispoli-
tik“ ausrichte. 

Versorgungssicherheit

Daneben müsse sie sich zu ei-
ner gleichrangigen Beachtung
der energiewirtschaftlichen Zie-
le des Energiewirtschaftsgeset-
zes, insbesondere auch der Ver-
sorgungssicherheit, verpflich-
ten. Die Regulierungsinstanz

solle kostengünstig arbeiten,
beim Bundesminister für Wirt-
schaft und Arbeit angesiedelt
sein, ggf. durch vorhandene fö-
derale Strukturen unterstützt
werden und den Sachverstand
der Unternehmen und ihrer Ver-
bände in die Entscheidungen
einbeziehen.

Rechtssicherheit

Für die kommunalwirtschaft-
liche Energieversorgung sei
nach über 5-jähriger Liberalisie-
rungserfahrung und zahlreichen
(gerichtlichen) Auseinanderset-
zungen mit Kartellbehörden
und Energiehändlern von exi-
stentieller Bedeutung, dass der

Gesetz-/Verordnungsgeber  mit
der Festlegung der grundsätzli-
chen Aufgaben und der Regulie-
rungsintensität Rechtssicherheit
für alle Marktakteure schaffe. 

Handlungsfähige
Stadtwerke erhalten

Eine nur an einer „Niedrigst-
preispolitik“ ausgerichtete Re-
gulierungspraxis führe auch zur
Beeinträchtigung der durch das
Energiewirtschaftsgesetz vorge-
gebenen Gewährleistung von
Versorgungssicherheit und Um-
weltverträglichkeit. Der VKU
erwarte vom Gesetzgeber, dass
zumindest die substantiellen
Elemente der Methoden zur Be-
rechnung von Netznutzungsent-
gelten gesetzlich oder durch ei-
ne Rechtsverordnung festgelegt
werden. 

Energiewirtschaftliche
Ziele des 
Energiewirtschaftsgesetzes

Durch die Regulierungspraxis
müsse die Sicherheit der Netze
gewährleistet und auch zukünf-
tig ausreichende Investitionen
in die Netzinfrastruktur und den
Netzausbau ermöglicht werden.

Wenn das derzeitige Versor-
gungsniveau beibehalten wer-
den solle, müsse die Kalkulati-
on der Netznutzungsentgelte
den Versorgungsunternehmen
eine angemessene Eigenkapital-
verzinsung unter Wahrung der

Landkreis Bamberg 
fährt umweltfreundlich

In der Abteilung Gesundheitswesen ist erstmals ein
erdgasbetriebenes Fahrzeug im Einsatz

Der Fuhrpark des Landratsamtes Bamberg wird umwelt -
freundlicher. Landrat Dr. Denzler nahm das erste Fahrzeug,
einen Opel Astra Kombi, mit Erdgasantrieb vom Geschäfts-
inhaber des Autoparks Hofmann in Leesten, Georg Hof-
mann, in Empfang.

„Erdgasautos haben einen
sehr geringen Schadstoffaus-
stoß und leisten einen Beitrag
zur Verminderung des Kohlen-
dioxidausstoßes im Sinne der
Agenda 21. Die Fahrzeuge sind
aber auch in finanzieller Hin-
sicht sehr interessant, da sie
trotz der höheren Anschaffungs-
kosten durch die konkurrenzlos
günstigen Kraftstoffpreise von
ca. 0,50 € pro Liter Kraftstoff
kostengünstig betrieben werden
können“, so der Landrat.

Fördermittel

Aber auch die Gaslieferer för-
dern die Anschaffung eines gas -
betriebenen Fahrzeuges und
stellen die ersten 1.200 kg Erd-
gas kostenlos zur Verfügung.
Das reicht für etwa 20.000 km.
Dipl.-Ing. Michael Streffing
von der Ferngas Nordbayern
GmbH (FGN) erklärte, dass
durch diesen Zuschuss die
Markteinführung von ergasbe-
triebenen Autos verstärkt wer-
den solle, da das Tankstellen-
netz noch nicht so umfangreich
sei. „Unser Ziel ist es, im Ver-
sorgungsbereich der FGN -
Oberfranken, Unterfranken und
die Oberpfalz - bis 2007 ein
komfortables Netz mit 70 Tank-
stellen aufzubauen. Derzeit sind
es 18 Tankstellen, es kommen
jedoch stetig weitere hinzu.“

Der Geschäftsinhaber des Au-
toparks Hofmann freut sich, das
erste Erdgasauto an den Land-
kreis Bamberg geliefert zu ha-
ben. „Die Marke Opel und mei-
ne Mitarbeiter haben das not-
wendige Know-how, die Aus-
bildung und die erforderlichen
Werkstatteinrichtungen, um den
Betrieb dieser Fahrzeuge best-
möglich sicherzustellen. Immer
mehr Kunden interessieren sich
für die Erdgasautos, auch privat
fahre ich mit Erdgas“, so Hof-
mann.

Kommunen 
sollen Beitrag leisten

Bei der Umweltministerkon-
ferenz des Bundes und der Län-
der im Jahre 1998 wurden die
Kommunen bereits aufgefor-
dert, einen eigenen Beitrag zur
Durchsetzung dieser sauberen
und leisen Technik zu leisten.
„Jetzt können wir durch das ge-
stiegene Produktangebot und
die finanziellen Anreize beim
Erdgasantrieb diese Autos auf
Herz und Nieren prüfen. Wenn
meine Mitarbeiter/innen mit
dem Produkt zufrieden sind,
werden wir für unsere Fahr-
zeugflotte in Zukunft weitere
Erdgasautos anschaffen und da-
mit einen Beitrag zur Verminde-
rung des Schadstoffausstoßes
leisten“, freute sich der Landrat.

Nettosubstanzerhaltung bieten. 
Die Vorgaben der EU-Be-

schleunigungs-Richtlinie be-
stimmten auch, dass die Netz-
nutzungsentgelte kostenorien-
tiert und nichtdiskriminierend
sein müssen. Darüber hinaus sei
zu sichern, dass staatlich veran-
lasste Kosten- und Preiskompo-
nenten (z.B. Steuern, EEG- und
KWK-Aufwendungen) bei der
Festlegung der Tarife ohne Ein-
schränkung anerkannt werden. 

Effiziente und föderal 
organisierte Regulierung

Die Regulierung solle mit ge-
ringen Kosten arbeiten und un-
verhältnismäßigen staatlichen
Personalaufwand vermeiden.
Dieser Anspruch könne durch
ein sog. Kombinationsmodell -
im Sinne eines Nebeneinanders
von Bundes- und Landeseinrich-
tungen mit jeweils abgegrenzten
Zuständigkeiten - eingelöst wer-
den. Die Bundesregulierungsin-
stanz sollte beim Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Arbeit
angesiedelt und durch vorhande-
ne Länderstrukturen föderal er-
gänzt werden.

Einbeziehung der 
Stadtwerkekompetenz

Der VKU verlange die Beteili-
gung seiner kommunalwirt-
schaftlichen Kompetenzen und
Erfahrungen bei der Festlegung
der Regulierungsstrukturen und -
inhalte. Er sei bereit, seinen
Sachverstand auch im Rahmen
gemeinsamer Vorschläge der Un-
ternehmen und ihrer Verbände im
Sinne freiwilliger Verhandlungs-
lösungen einzubringen. ?

VBEW begrüßt Förderung
der Wasserkraft nach EEG 

„Vorschlag weist in die richtige Richtung“ 

Einem Bericht der Süddeutschen Zeitung zufolge plant Um -
weltminister Jürgen Trittin, Wasserkraftwerke über fünf Me-
gawatt Leistung in die Förderung nach dem Erneuerbaren-
Energien-Gesetz (EEG) aufzunehmen. Der Verband der
Bayerischen Elektrizitätswirtschaft, VBEW, begrüßt diesen
Vorschlag als Schritt in die richtige Richtung. 

Allerdings dürfe nicht nur der
Aus- und Neubau von Wasser-
kraftwerken unterstützt werden.
Die Förderung müsse auch si-
cherstellen, dass erforderliche
Sanierungen bei bestehenden
Anlagen durchgeführt werden
können. „Andernfalls drohen
auch größere Wasserkraftwerke
ins wirtschaftliche Abseits zu
geraten.“ Dies liege zum einen
am starken Preisverfall nach der
Liberalisierung der Stromver-
sorgung, zum anderen an den
kostensteigernden, hohen Auf-
lagen der Behörden. Die Was-
serkraft leistet einen wichtigen
Beitrag zur günstigen CO2-Bi-
lanz in Bayern. Während der

CO2-Ausstoß im Freistaat pro
erzeugter Kilowattstunde Strom
bei rund 150 Gramm liegt, wer-
den bundesweit rund 530
Gramm ausgestoßen. Die Was-
serkraft ist darüber hinaus die
effizienteste und kostengünstig-
ste Form der Stromerzeugung
aus erneuerbaren Energien. Sie
benötigt im Vergleich zu ande-
ren regenerativen Energieträ-
gern den geringsten Förderan-
reiz. „Vor diesem Hintergrund
müssen die Förderungen des
EEG grundsätzlich auf ihre Ef-
fizienz hin überprüft werden.
Der Stromverbraucher darf ins-
gesamt nicht noch weiter bela-
stet werden“, so der VBEW.   ?

Blackouts vermeiden!
Vor Bauarbeiten über die Lage von Stromkabeln informieren

Nach dem Ende der Sommerpause beginnt in vielen Gemeinden
wieder verstärkt die Bautätigkeit. Damit das geschäftige Treiben
der Schaufelbagger nicht versehentlich zum Blackout oder gar
zu einem Stromunfall führt, gibt die E.ON Bayern AG nützliche
Tipps für den sachgemäßen Umgang mit Stromkabeln. 

Ein großer Teil der in den
Gruppenschaltleitungen Deg-
gendorf und Schwandorf regi-
strierten Stromunterbrechungen
ist auf solche Anlässe zurückzu-
führen. Die unangenehmen Fol-
gen und die vom Verursacher zu
tragenden Kosten ließen sich
nach Überzeugung der Fachleu-
te leicht vermeiden.

Vor dem Graben 
nach der Leitung fragen

Wichtigste Devise, bevor der
Baggerführer mit der Arbeit be-
ginnt: Vor dem Graben nach der
Leitung fragen! Bauherren und
Baufirmen können sich viel Är-
ger ersparen, wenn sie sich
rechtzeitig über unterirdische
Leitungen informieren. Dabei ist
zu beachten, dass Kabel und Lei-
tungen nicht nur in bebauten Ge-
bieten liegen, sie können auch in
Gärten, Feldern, Wiesen und
Wäldern verlegt sein. Stromka-
bel verlaufen üblicherweise 60
Zentimeter bis 1,50 Meter unter
der Erdoberfläche - Abweichun-
gen von dieser Norm sind aber
möglich. Im Zweifelsfall erfährt
man bei der technischen Aus-
kunft von E.ON Bayern unter
der kostenlosen Telefonnummer
08 00-2 03 05 01, welches Servi-
ceteam vor Ort an Hand konkre-
ter Pläne die Lage der Kabel be-
stimmen kann.

Sicherheitsbestimmungen

Bei Grab- und Baggerarbeiten
sind Sicherheitsbestimmungen
und Mindestabstände zu Freilei-
tungen und Erdkabeln einzuhal-
ten. Besondere Vorsicht ist gebo-
ten, wenn unerwartet Warnbän-
der, Teile von Erdungsanlagen
(zum Beispiel Bandeisen) oder
Erdkabel zum Vorschein kom-
men. Dann sollte man in jedem
Fall die Arbeit sofort unterbre-
chen und den Technischen Servi-

ce von E.ON Bayern informie-
ren. Wurde versehentlich ein Ka-
bel beschädigt, ist es wichtig, die
Stelle abzusichern und Personen
fern zu halten, bis die Stromex-
perten an der Baustelle sind.
Freileitungen und beschädigte
Kabel dürfen keinesfalls berührt
werden - das ist lebensgefähr-
lich! Aus dem gleichen Grund
dürfen auch Leitern, Gerüste,
Fahrzeuge oder andere Gegen-
stände nicht mit Stromleitungen
in Berührung kommen. Ganz ge-
nerell gilt: Abstand halten zu
Stromleitungen - bei Hoch- und
Höchstspannungsleitungen be-
trägt dieser Sicherheitsabstand
mindestens fünf Meter. Wer der
Stromleitung zu nahe kommt,
riskiert einen lebensgefährli-
chen, bis zu 4000 Grad Celsius
heißen „Lichtbogen“. ?

E.ON Bayern verleiht 
Kulturpreis Ostbayern 2003

Zwei herausragende Künstler aus der Oberpfalz und aus Nie-
derbayern werden heuer mit dem Kulturpreis Ostbayern von
E.ON Bayern ausgezeichnet. Preisträger sind der Museums-
gründer und leidenschaftliche Sammler moderner Kunst
Hanns Egon Wörlen aus Passau und der Glaskünstler Theodor
G. Sellner aus Lohberg im Bayerischen Wald. Der Kulturpreis
Ostbayern der E.ON Bayern AG gehört zu den bedeutendsten
kulturellen Auszeichnungen in Bayern und würdigt 2003 das
Lebenswerk der beiden Preisträger. Er ist mit jeweils 8 000 Eu-
ro dotiert. Die Verleihung findet am 3. November in den Räu-
men von E.ON Bayern in Regensburg statt.

Mit dem Kulturpreis Ostbay-
ern der E.ON Bayern AG wer-
den jedes Jahr Persönlichkeiten
aus Kunst, Kultur und Wissen-
schaft ausgezeichnet, die einen
herausragenden Beitrag zum
kulturellen Leben Ostbayerns
leisten. Der Preis wurde 1959 ins
Leben gerufen und wird im jähr-
lichen Wechsel als sogenannter
„großer“ Kulturpreis und als
Förderpreis für Nachwuchs-
künstler vergeben. 

Hanns Egon Wörlen hat in sei-
nem Leben die Kunst, vor allem
die moderne Malerei, zum we-
sentlichen Anliegen gemacht.
Als erfolgreicher Architekt kauf-
te er 1986 in Passau das stark re-
novierungsbedürftige Altstadt-
haus in der Bräugasse 17 und
machte es in jahrelanger, liebe-
voller Arbeit zu einem Museum
für moderne Kunst, das heute
weit über Passau hinaus einen
ausgezeichneten Ruf hat. 1988
gründete er die „Stiftung Wörlen

- Museum Moderner Kunst“.
Mit internationalen Ausstellun-
gen findet die Stiftung Wörlen in
ganz Europa Beachtung. Ein
weiteres zentrales Anliegen
Wörlens ist die Förderung und
Dokumentation bedeutender
Künstler aus der Region selbst.

Der Oberpfälzer Theodor G.
Sellner ist einer der wichtigsten
Glaskünstler Deutschlands. Mit
der Teilname an vielen großen
und bedeutenden Ausstellungen,
die ihn unter anderem auch in
die USA, nach Japan und in
zahlreiche europäische Länder
geführt haben, unterstreicht Sell-
ner seine herausragende Stellung
als Künstler, der sich ganz auf
das spannende Material Glas
konzentriert. Theodor G. Sellner
verbindet künstlerische Vision,
kulturelles Verständnis für Tradi-
tionen und vollkommenes Glas-
handwerk miteinander und
schafft damit immer wieder ei-
genständige Welten aus Glas.  ?
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Mobilfunk und Krebs - 
wie ist die Forschungslage?

Immer wieder wird in der Öffentlichkeit diskutiert, ob Handys
oder Mobilfunkantennen krank machen können. Mediziner,
Biologen, Biophysiker und andere Wissenschaftler beschäfti-
gen sich weltweit seit Jahrzehnten mit den Auswirkungen elek -
tromagnetischer Felder. Allein zum Mobilfunk existieren meh-
rere Tausend Studien und jedes Jahr kommen neue dazu. Die
Auswertung dieses Wissens durch international anerkannte
Expertengremien ergibt, dass es keinen wissenschaftlich be-
gründeten Verdacht auf Gesundheitsbeeinträchtigung unter-
halb der geltenden Grenzwerte gibt. 

Um die Ursachen von
Krebserkrankungen zu erken-
nen, wird auch der Frage nach-
gegangen, ob Mobilfunkfelder
einen Einfluss auf das Krebsge-
schehen haben.

Unstrittig ist inzwischen, dass
Mobilfunkfelder keine direkten
Schäden im Erbgut hervorrufen
- was als notwendige Vorausset-
zung für die Krebsentstehung
gilt. Ein Forschungsschwer-
punkt ist deshalb die Frage, ob
Mobilfunkfelder bei der Krebs-
entwicklung verstärkend wirken
können. Das wollen Wissen-
schaftler auf drei Ebenen beant-
worten: Durch Zellstudien,
durch Tierstudien und durch
epidemiologische Studien an
Personengruppen, die unter-
schiedlich stark Mobilfunkfel-
dern ausgesetzt sind.

Zellstudien

Zur Erforschung von Erbgut-
schäden hält die Wissenschaft
ausgereifte Methoden bereit, die
sich bei der Untersuchung von
Wirkungen radioaktiver Strah-
lung oder chemischer Stoffe be-
währt haben. So erregte 1997
ein Versuch von Lai und Singh
(Universität Washington) Auf-

sehen, bei dem Ratten starken
elektromagnetischen Feldern
ausgesetzt wurden, die zu Schä-
den im Erbmaterial in den Hirn-
zellen der Tiere führten. Dieser
Befund konnte in mehreren
nachfolgenden Studien von an-
deren Forschern - Malyapa und
Roti-Roti (1997), Vijayalaxmi
(2000) und Lagroye und Veyret
(2002) - jedoch nicht bestätigt
werden. In diesen Wiederho-
lungsstudien zeigte sich kein
negativer Einfluss auf das Erb-
gut. 

Tierstudien

Als verlässlich und aussage-
kräftig gelten Langzeitstudien
an Nagetieren. Zahlreiche Stu-
dien zu verschiedenen Krebsar-
ten zeigten keinen Effekt der
Mobilfunkfelder auf das Krebs-
geschehen (Chou (1992), Toler
(1997), Imaida (1998), Frei
(1998), Adey (1999), Chagnaud
(1999), Heikkinen (2001), Zook
(2001), Roti-Roti (2002) und
Bartsch (2002)). In der Öffent-
lichkeit bekannt wurde dagegen
1997 eine australische Studie
von Repacholi, bei der eine Zu-
nahme von Lymphknotenkrebs
bei gentechnisch veränderten

Mäusen beobachtet wurde. Al-
lerdings wies die Studie einige
Mängel auf. Ergebnisse mehre-
rer Wiederholungsstudien mit
verbesserter Methodik stehen
noch aus. Ein erstes Ergebnis:
Utteridge (2002) konnte Repa-
cholis Beobachtung nicht be-
stätigen. Mobilfunkfelder führ-
ten nicht zu einer Zunahme von
Lymphknotenkrebs.

Epidemiologische Studien

Bei der Erforschung mögli-
cher Wirkungen von Mobil-
funkfeldern im Rahmen von
epidemiologischen Studien
richtet sich der Blick vornehm-
lich auf die Verwendung von
Handys. Hier lässt sich klar
zwischen Nutzern und Nicht-
Nutzern, Viel- und Wenigtelefo-
nierern, Betroffenen und Nicht-
betroffenen unterscheiden.

In der Nähe von Mobilfunk-
sendern lassen sich die Felder
der Mobilfunksender in ihrer
Stärke und Wirkung kaum von
anderen Feldquellen in der Um-
gebung - wie Mikrowellenher-
de, Fernseher, DECT-Telefone
etc. - abgrenzen. Aus diesem
Grund werden kaum epidemio-
logische Studien bei Mobil-
funksendeanlagen durchge-
führt. Epidemiologische Studi-
en mit Handys versprechen die
verlässlicheren Resultate.

Inzwischen liegen bereits einige
epidemiologische Studien bei
Handynutzern vor. Die Studien
von Rothman (1996), Muscat
(2002), Inskip (2002), Auvinen
(2002) und Johansen (2001, 2002

Unabhängige Mess-Studien 
geben Bürgern Sicherheit

Tatsächliche Immissionen von Mobilfunksendern liegen in der Regel
um ein Hundertfaches unter den gesetzlichen Grenzwerten

Unter dem Stichwort „Elektrosmog“ wird in Teilen der Bevölke-
rung weiterhin die Sorge diskutiert, von den elektromagnetischen
Feldern des Mobilfunks könnte eine Gesundheitsgefahr ausgehen.
Kommunen und Ministerien reagieren darauf und lassen die Im-
missionen von Mobilfunksendestationen durch unabhängige Insti-
tute messen. Mehr Transparenz, so erwarten sie, führt zu einer
sachlicheren und konstruktiveren Diskussion.

Aufsehen erregte das Vorgehen
von Schwerin. Im Auftrag der
Stadt hatte ein Tochterunterneh-
men der TÜV-Gruppe-Nord im
Februar diesen Jahres die auftre-
tenden elektromagnetischen Fel-
der von Sendeanlagen ermittelt.
Das Besondere daran: Die Mobil-
funknetzbetreiber wussten weder
Zeit noch Ort der Überprüfungen. 

Schweriner Resultate

Am 18. Februar diesen Jahres
veröffentlichte die Stadt Schwerin
die Ergebnisse: An allen Messor-
ten wurden die für den Mobilfunk
geltenden Grenzwerte um mehr
als das 700fache unterschritten.
„Das dürfte auch bei besorgten
Bürgern für Entspannung sor-
gen“, zitierte die Schweriner
Volkszeitung die Umweltdezer-
nentin und stellvertretende Ober-
bürgermeisterin Heidrun Bluhm.

In mehreren Bundesländern er-
folgten im Auftrag der zuständi-
gen Ministerien bereits umfang-
reiche Messungen der Mobilfunk-

immissionen, so etwa in Nord-
rhein-Westfalen, Bayern und
Schleswig-Holstein. Im Jahr 2001
stellte die Hansestadt Hamburg
ihr eigenes Gutachten vor. Fazit:
„Die Grenzwerte werden um
mehr als das 600fache unterschrit-
ten.“ In dieser wie in den anderen
Untersuchungen wurden die Da-
ten in typischen Wohngebieten er-
mittelt, also auch in unmittelbarer
Nähe zu „sensiblen Punkten“ wie
Schulen und Kindergärten.

Eingehaltene Grenzwerte

All diese Mess-Studien bele-
gen, dass die in Deutschland gül-
tigen Grenzwerte an allen Mes-
sorten eingehalten, in der Regel
sogar deutlich unterschritten wer-
den. Zu dem gleichen Ergebnis
gelangen auch die Messungen, die
die staatliche Regulierungsbehör-
de für Telekommunikation und
Post (RegTP) regelmäßig bundes-
weit an mehr als 3.600 Standorten
vornimmt.

Mehr Transparenz in die Debat-

te über elektromagnetische Felder
zu bringen ist auch das Ziel einer
neuen Veranstaltungsreihe des In-
formationszentrums Mobilfunk.
Spezielle Mobilfunk-Messungen
informieren umfassend über die
Funktions- und Wirkungsweise
der modernen Mobilkommunika-
tion. In Dortmund fand Anfang
April der Auftakt in Kooperation
mit der Universität Duisburg statt.
Weitere Veranstaltungen folgen.

Immissions-Ergebnisse

Handys sind aus unserem Le-
ben so wenig wegzudenken wie
Radios, Fernseh- und Mikrowel-
lengeräte. All diese Techniken ba-
sieren auf elektromagnetischen
Feldern, für die es staatlich festge-
setzte Grenzwerte gibt. Ein vom
Umweltamt Kiel beauftragtes
Gutachten zeigt: Die Immissio-
nen, die durch diese Alltagsgeräte
im normalen Wohnbereich entste-
hen, liegen in der gleichen Größe-
nordnung oder sogar über den Im-
missionen, die durch benachbarte
Mobilfunksendeanlagen anfallen.
Durchgeführt wurden die Mes-
sungen von Prof. Matthias Wu-
schek, öffentlich bestellter und be-
eidigter Sachverständiger für das
Fachgebiet „Elektromagnetische
Umweltverträglichkeit“.              ?

- Datenbasis 420.000 Handynut-
zer) finden keinen Zusammen-
hang zwischen Handynutzung
und der Häufigkeit von
Krebserkrankungen. Auch Mild
(2002) ermittelte keine Risiko-
erhöhung für Nutzer digitaler
Handys (GSM).

Skandinavisches Ergebnis

In Skandinavien - dort arbei-
ten analoge Handys (NMT) mit
deutlich höheren Leistungen  -
zeigte seine Studie eine leichte
Erhöhung gutartiger Hörnerv-
Tumore. Eine Studie von Stang
(2001) überraschte mit einem
statistischen Zusammenhang
zwischen Handynutzung und ei-
nem seltenen Augentumor.  Al-
lerdings schränkt laut Stang die
geringe Anzahl untersuchter

In ihrer zeitlichen und örtlichen Präzision einzigartig:

Individuelle Unwetter-Warnung
per Handy 

Insbesondere Hausbesitzer und Katastrophendienste profitieren 
durch rechtzeitige Schadensverhütung

München. Wetterextreme wie Gewitter, Stürme und Starkre-
gen nehmen zu. Das Ausmaß der Schäden ist oft katastrophal.
Auf diese Entwicklung haben die Versicherungskammer Bay-
ern, das Fraunhofer-Institut für Software- und Systemtechnik
ISST und die Meteomedia AG reagiert. Das Ergebnis einer
knapp zweijährigen intensiven Zusammenarbeit präsentierten
die Unternehmen heute vor der Presse in München. „Gemein-
sam entwickelten wir ein elektronisches Unwetterfrühwarnsy-
stem, das in dieser Form und Qualität derzeit einmalig ist“,
freute sich Walter Lechner, Vorstandsmitglied der Versiche-
rungskammer Bayern.

Der neue Service heißt WIND
(weather information an Je-
mand) und liefert individuell,
örtlich und zeitlich exakt Unwet-
terPrognosen per SMS, E-Mail
oder Fax. So können rechtzeitig
Vorkehrungen getroffen werden,
um Unwetter-Schäden zu ver-
meiden bzw. zu minimieren. Be-
sonders profitieren Kommu-
nen, Feuerwehren, Hausbesitzer,
Landwirte, Verkehrsteilnehmer,
Freizeitsportler sowie Radio-
und TV-Sender.

Ziele von WIND

Mit WIND setzt die Versiche-
rungskammer Bayern neue
Maßstäbe in Sachen Kundenori-
entierung und Kundenbindung.

Lechner: „Unser Ziel ist, die Si-
cherheit unserer Kunden zu er-
höhen.“ Darüber hinaus leistet
WIND einen aktiven Beitrag für
den Katastrophenschutz. Präzi-
se Wettermeldungen verbessern
die Planung und Organisation
der Katastrophendienste; hier-
unter fallen beispielsweise die
Räum- und Winterdienste der
Kommunen genauso wie die
Leistungen der Feuerwehren.

Schadensverhütung

WIND beschreibt auch einen
neuen Weg der Schadensverhü-
tung. Wer mithilft, Schäden zu
vermeiden, schützt unmittelbar
sein eigenes Hab und Gut. Auf
lange Sicht wird ein Erfolg von

WIND positive Auswirkungen
auf die Beitragsgestaltung für
die Nutzer und Versicherten der
Versicherungskammer Bayern
haben.

Ab 1. November:
50.000 Nutzer

WIND startete im November
2001. Damals beschlossen die
öffentlichen Versicherer WIND
als Pilotprojekt ins Leben zu ru-
fen. Als federführendes Unter-
nehmen akquirierte die Versi-
cherungskammer Bayern 3.000
Teilnehmer. Aufgrund des Er-
folgs des Pilotprojekts wurde
WIND weiter entwickelt und
hinsichtlich der Bedürfnisse der
WIND-Nutzer, informationslogi-
stischen Qualität und Genauig-
keit der individuellen Unwetter-
vorhersage optimiert. Alle öffent-
lichen Versicherer bieten WIND
ab 1. November 2003 insgesamt
50.000 Kunden an; darunter
10.000 Kunden der Versiche-
rungskammer Bayern. Ziel ist,
bis Ende 2008 die Anzahl der
Teilnehmer an WIND auf
500.000 auszubauen.                 ?

Personen (118 Kranke, 475 Ge-
sunde) die Aussagekraft der
Studie stark ein. Außerdem
wurde ein solcher Zusammen-
hang durch die Studienergebnis-
se von Johansen nicht bestätigt.

Schlussfolgerungen

Experten ziehen aus den Er-
gebnissen der Studien den
Schluss, dass das vorliegende
Material keine Anzeichen für
ein Krebsrisiko durch Handys
ausweist. (Studie des "Interna-
tional Epidemiology Institute").

Zu der Frage eines möglichen
Einflusses auf das Krebsgesche-
hen stellt die Weltgesundheits -
organisation WHO fest: „Nach
den bisherigen, wissenschaft-
lich nachgewiesenen Erkennt-
nissen ist es unwahrscheinlich,

dass Hochfrequenzexpositionen,
wie die, die sich aus der Nutzung
von Mobiltelefonen und ihren Ba-
sisstationen ergeben, Krebs verur-
sachen oder fördern“.

WHO-Initiative

Mit weiteren Studien, an de-
nen sich auch die Mobilfun-
knetzbetreiber durch die Bereit-
stellung von Forschungsmitteln
beteiligen, wird die Forschung
in diesem Bereich fortgesetzt,
um Details sicher zu klären.
Dazu gehört auch eine umfang-
reiche multinationale Untersu-
chung auf Initiative der WHO,
deren Koordination die „Inter-
nationale Agentur für Krebsfor-
schung“ (IARC) übernommen
hat. Die ersten Ergebnisse wer-
den 2004 erwartet. ?
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V.l.n.r.: Jiri Pavlik, Leiter Energie u. Wassermanagement N-ERGIE, Gisbert Braun - Umwelt-
gutachter, LGA InterCert GmbH, Werner Juling - Vorstandsmitglied, N-ERGIE Aktiengesell-
schaft, Norman Villnow- Geschäftsführer GneraTec GmbH, Rita Kamm-Schuberth - Leiterin-
Unternehmenskommunikation N-ERGIE.                                                                                                     ?

N-ERGIE/Heizkraftwerk Sandreuth:

Umweltbetriebsprüfung
erfolgreich durchgeführt

Am 8. September stellte Werner Juling, Vorstandsmitglied der
N-ERGIE Aktiengesellschaft, die Umweltbetriebsprüfung für
den Standort Heizkraftwerk (HKW) Sandreuth der Öffent-
lichkeit vor. Die Umweltbetriebsprüfung nach  EMAS (Eco-
Management and Audit Scheme) wurde im März 2003 bereits
zum zweiten Mal, innerhalb von drei Jahren erfolgreich für
diesen Standort durchgeführt. Mit der Überprüfung bestätigt
die Industrie- und Handelskammer Nürnberg unter der Regi-
ster-Nummer D-158-00075, dass die Prozesse am Standort
HKW Sandreuth auch nach der Neuorganisation der N-ER-
GIE Aktiengesellschaft und dem für die Betriebsführung des
Heizkraftwerkes zuständigen Tochterunternehmen GeneraTec
GmbH den Vorgaben entsprechen und der Betriebsablauf
über die gesetzlichen Vorgaben hinaus geregelt ist. 

Die N-ERGIE unterzog sich
der freiwilligen Wiederholung
der Umweltbetriebsprüfung, um
die von der EWAG im Jahr
2000 erreichte EMAS Validie-
rung für den Standort HKW
Sandreuth für weitere drei
Jahre zu erhalten. An drei Tagen
überprüfte die Landesgewerbe-
anstalt Nürnberg zusammen 
mit ihrem Tochterunternehmen
„LGA interCert GmbH“, beide
mit Sitz in Nürnberg, den Stan-
dort HKW Sandreuth. 

Juling zeigte sich erfreut, dass
die Umweltpolitik der N-ER-
GIE und die der Tochterunter-
nehmen den strengen Vorgaben
der EMAS entspricht und eine
Bestätigung, ausgestellt von ei-
nem unabhängigen, externen
Gutachter, vorliegt. Mit der er-
neuten Validierung des Standor-
tes HKW Sandreuth macht die
N-ERGIE den Betriebsablauf
für die Öffentlichkeit transpa-
rent. Sie zeigt damit auf, dass
die Prozesse funktional und real
auf die Reduktion von Umwelt-
auswirkungen ausgerichtet sind.

Dies sind:
? Effizientere Energieerzeu-
gung durch eine Steigerung des
Nutzungsgrades des Heizkraft-
werkes Sandreuth
? Reduktion der Roh-, Hilfs-
und Betriebsstoffe wie Kohle,
Öl, Wasser, Kalk und Ammoni-
ak, was gleichzeitig eine Res-
sourcenschonung darstellt
? Reduktion der Reststoffe wie
Flug- und Nassasche sowie
Gips
? Verringerung der Emissionen
und Immissionen wie Kohlendi-
oxid, Staub und Lärm
? Einsatz modernster Technik
wie der Umbau des Heizkraft-
werkes auf die moderne GuD-
Technologie und damit verbun-
den der Ersatz von Kohle durch
Erdgas ab 2005.

Um eine Validierung nach
EMAS zu erhalten, sind ver-
schiedene Schritte einzuhalten
und zu erfüllen. Grundlage für
eine Umweltbetriebsprüfung
bildet die festgeschriebene Um-
weltpolitik des Unternehmens.

Auf dieser Grundlage werden
konkrete Umweltziele formuliert,
die dann in festgelegte Maßnah-
men, deren Durchführung, Über-
wachung und Dokumentation
übergehen. Sind diese Punkte er-
folgreich umgesetzt, wird die
Umwelterklärung inklusive einer
Ökobilanz und neuen Umwelt-
zielen erstellt. Norman Villnow,
Geschäftsführer der GenerTec
GmbH - 100-prozentiges N-ER-
GIE Tochterunternehmen und für
den Betrieb des HKW Sandreuth
verantwortlich, stellte die positive
Ökobilanz 2000 bis 2003 für den
Standort HKW Sandreuth vor. 

Basis für Umweltziele

Basis für die Umweltziele bis
2003 waren die Kennzahlen des
Jahres 1998 aus der Umwelter-
klärung 2000. Mit der Steige-
rung des Nutzungsgrades des
HKW von 71,8 Prozent (1998)
auf 74,6 Prozent (Durchschnitt
2000-2002) wurde eine effizi-
entere Energieerzeugung er-
zielt. Gleichzeitig konnten die
Emissionen wie Schwefeldioxid
bis zum Jahr 2002 auf 65
Gramm pro Megawatt-Stunde
(MWh) bereitgestellte Energie
gesenkt werden (1998: 143,4
Gramm/MWh).

Bei den Stickoxiden erfolgte
eine Reduktion von 220,6
Gramm/MWh (1998) auf 173,0
Gramm/MWh (2002). Auch der
Anteil an Kohlendioxid wurde
in den vergangenen fünf Jahren
von 373 Kilogramm pro MWh
bereitgestellte Energie auf 316
Kilogramm/MWh verringert.
„In der bestehenden Anlage,
sind mit diesen Werten die
Grenzen des technisch Machba-
ren nahezu erreicht“ so Villnow
weiter.

Am Ende der Umwelter-
klärung hat die N-ERGIE mit
ihrer Tochter GeneraTec
GmbH, neue Umweltziele for-
muliert. Jiri Pavlik, zuständig
für das Asset-Management der
N-ERGIE, teilte den Zeitraum
bis zur nächsten Umweltbe-
triebsprüfung in zwei Zeitach-

sen auf. Die Umweltziele in der
ersten Zeitachse bis zur Außer-
betriebnahme des kohlebe-
feuerten Heizkraftwerkes im
Jahr 2005 sind ausgerichtet auf
die erreichten ausgezeichneten
Werte und das hohe Niveau des
betrieblichen Umweltschutzes
im Heizkraftwerk. Dieser Status
Quo sollte gehalten und er kann
nur noch punktuell verbessert
werden. 

Zum Beispiel soll eine Re-
duktion des anfallenden Abfalls
von 50 Tonnen pro Jahr erreicht
werden. Hierbei handelt es sich
um verunreinigtes bzw. ver-
klumptes SAV Produkt aus der
Abgasreinigungsanlage, das ab
2003 zusätzlich verwertet wer-
den soll. Auch der Frischwas-
serverbrauch soll um jährlich
200 Kubikmeter, durch eine in-
terne Rückführung und Wieder-
aufbereitung von Prozesswas-
ser, verringert werden. 

Erhebliche Entlastung

Der zweite Teil der Umwelt-
ziele bezieht sich auf den ge-
planten Betrieb des neuen GuD-
Heizkraftwerkes, das gegenüber
der momentanen Anlage zu er-
heblichen Entlastungen bei den
Umweltauswirkungen führen
wird. So soll der Nutzungsgrad
der Gesamtanlage im zweiten
Halbjahr 2005 um ein weiteres
Prozent gesteigert werden. Durch
den Einsatz von Erdgas anstatt
Kohle zur Befeuerung des HKW
senkt sich die spezifische Kohlen-
dioxid-Emission um 60 Kilo-
gramm pro erzeugter MWh, was
bei einer maximalen Energieer-
zeugung zu einer jährlichen Re-
duktion von bis zu 140.000 Ton-
nen führt. Weiter wird es durch
den Einsatz von Erdgas auch zu
einer weiteren Reduktion in fol-
genden Punkten kommen:
? Das LKW-Aufkommen wird
von derzeit jährlich 879 LKW
zum An- und Abtransport von
Kalk- und Reststoffprodukten auf
Null reduziert.
? Das Kohlezugaufkommen mit
124 Ganzzügen mit insgesamt
2.852 Wagons entfällt komplett.
? Der Verbrauch von jährlich
1.867 Tonnen Ammonikawasser
wird auf Null gesenkt
? Rund 3.175 Tonnen Kalk wer-
den nicht mehr benötigt.

Vorstandsmitglied Werner Ju-
ling unterstrich bei der Vorstel-
lung der Zertifizierung: „Die vor-
liegende Validierung nach EAMS
macht deutlich, dass wir uns den
Schutz der Umwelt nicht nur
theoretisch auf unsere Fahnen
geschrieben haben, sondern

wir auch die in der Philosophie
festgelegten Werte leben“.

Glossar:
EMAS:„Eco-Management

and Audit Scheme“ ist ein Ma-
nagementsystem, das Unter-
nehmen hilft, ihren betriebli-
chen Umweltschutz eigenver-
antwortlich und kontinuierlich
zu verbessern. EMAS steht für
die englische Bezeichnung des
europäischen Umwelt-Audit-
Systems „Eco-Management
and Audit Scheme“ und basiert
auf die gesetzlichen Grundlage
der EG-Verordnung 761/2001.

SAV: Sprüh-Absorptions-Ver-
fahren - Das vom Kessel kom-
mende Rauchgas wird in einem
Elektrofilter von Flugasche und
sonstigen staubigen Partikeln
gereinigt und gelangt ansch-
ließend in die Rauchgasent-

N-ERGIE:

Positive Ökobilanz
für den Standort Sandreuth

Umweltbetriebsprüfung erfolgreich abgeschlossen 

Die N-ERGIE Aktiengesellschaft hat für den Standort des
Heizkraftwerks (HKW) Sandreuth die Umweltbetriebsprü-
fung im März 2003 erfolgreich bestanden. Die Landesgewer-
beanstalt (LGA) Nürnberg erteilte am 27. Juni 2003 dem
Nürnberger Energieversorgungsunternehmen das Umweltzer-
tifikat nach der EMAS Umweltbetriebsprüfung für den Stan-
dort HKW Sandreuth für weitere drei Jahre. Die Umweltbe-
triebsprüfung ist freiwillig und bestätigt dem Unternehmen,
dass die Prozesse den Vorgaben entsprechen und der Betriebs-
ablauf über die gesetzlichen Vorgaben hinaus geregelt ist.

An drei Tagen überprüfte die
LGA zusammen mit ihrer Toch-
tergesellschaft LGA interCert
GmbH den Standort HKW Sand-
reuth und konnte dem Unterneh-
men für die Jahre 2000 bis 2003
eine positive Ökobilanz ausstel-
len. Der Wirkungsgrad des Kraft-
werkes steigerte sich seit 1998
um 2,8 Prozent auf durchschnitt-
lich 74,6 Prozent.

Umweltziel übertroffen

Die Emissionen wie beispiels-
weise Schwefeldioxid sanken um
4,5 Tonnen pro Jahr. Die Stick-
oxide nahmen um 6,7 Tonnen pro
Jahr ab. Beim Kohlendioxid setz-
te sich die N-ERGIE das Ziel,
jährlich mindestens 5.000 Ton-
nen einzusparen. Der tatsächliche
CO2-Ausstoß reduzierte sich jähr-
lich um 12.800 Tonnen. Das Um-
weltziel wurde dadurch weit
übertroffen. Allerdings ist anzu-
merken, dass in der bestehenden
Anlage mit den jetzt erzielten
Werten die Grenze des technisch
Machbaren nahezu erreicht ist.
Die N-ERGIE Aktiengesellschaft
wird sich auch 2006 einer Um-

weltbetriebsprüfung nach EMAS
für das HKW Sandreuth unterzie-
hen und hat  bereits neue Ziele
definiert.

Punktuelle Verbesserung

Bis zur Außerbetriebnahme des
kohlebefeuerten Heizkraftwerkes
im Jahr 2005 sollen die erreichten
Werte und das hohe Niveau des
betrieblichen Umweltschutzes im
Heizkraftwerk gehalten werden.
Es ist nur eine punktuelle Verbes-
serung möglich. Die N-ERGIE
strebt für das neue Gas- und
Dampf- Heizkraftwerk (GuD) an,
den  Nutzungsgrad der Anlage
um ein weiteres Prozent von 74,6
Prozent auf 75,6 zu erhöhen.
Durch den Einsatz von Erdgas,
anstatt von Kohle zur Befeuerung
des HKW senkt sich der Kohlen-
dioxid-Ausstoß um 60 Kilo-
gramm pro erzeugter Megawatt-
stunde (MWh), was bei einer ma-
ximalen Energieerzeugung zu ei-
ner jährlichen Reduktion von bis
zu 140.000 Tonnen führt. Auch
wird das LKW Aufkommen von
derzeit jährlich 879 Lastwagen
zum An- und Abtransport von

Kalk- und Reststoffprodukten
komplett wegfallen. Nicht nur der
Straßenverkehr auch der Bahn-
verkehr wird entlastet. Das
Kohlezugaufkommen von 124
Zügen mit insgesamt 2.852 Wa -
gons entfällt. Der Verbrauch von
jährlich 1.867 Tonnen Ammoni-
akwasser wird auf Null gesenkt
und auch werden rund 3.175 Ton-
nen Kalk für die Rauchgasreini-
gung nicht mehr benötigt.

Gelebter Umweltschutz 

Vorstandsmitglied Werner Ju-
ling unterstrich bei der Vorstel-
lung der Zertifizierung: „Die vor-
liegende Validierung nach EAMS
macht deutlich, dass wir den
Schutz der Umwelt nicht nur
theoretisch auf unsere Fahnen ge-
schrieben haben, sondern auch
die in unserer Firmenphilosophie
festgelegten Werte leben“.       ?

schwefelungsanlagen (REA).
Dort wird in den Rauchgas-
strom angefeuchteter Kalk ein-
gebracht und das Rauchgas auf
ca. 75 °C abgekühlt. Das im
Rauchgas enthaltene Schwefel-
dioxid SO2 reagiert mit dem
feuchten Kalk zu CASO3 und
CASO4, Rohstoffen für die
Gips- und Zementfertigung.
Diese Reaktionsprodukte wer-
den mit dem Rauchgas staub-
förmigen aus den REA-Reakto-
ren ausgetragen, im nachge -
schalteten Gewebefilter abge -
schieden und hinsichtlich
LKW-Transport abgefüllt.

Validierung: Bestätigung auf-
grund einer Untersuchung und
durch Bereitstellung eines
Nachweises, dass die besonde-
ren Forderungen für einen spe-
ziellen beabsichtigten Ge -
brauch erfüllt worden sind.  ?

T-Mobile wird Sponsor
von LOCOMOTION

T-Mobile Deutschland wird Sponsor von LOCOMOTION, einem
Ortungs- und Navigationssystem auf Mobiltelefonbasis. LOCO-
MOTION soll Senioren, behinderten Menschen sowie ihren An-
gehörigen eine neue Chance zur Teilnahme am Alltagsleben eröff-
nen. Das Projekt wird von FIM-NeuesLernen (Universität Erlan-
gen-Nürnberg), dem Bayerischen Roten Kreuz (Abteilung Haus-
notrufdienst Nürnberg) und sieben Partnern aus dem In- und
Ausland seit Mai 2003 getestet. Ab sofort läuft der gesamte Mo-
bilfunkverkehr (Sprache und Daten) während der Testphase ko-
stenlos über das Netz von T-Mobile.

Gerhard Baier, T-Mobile Re-
gionalmanager Süd: „Auch aus
dem Gesundheitswesen ist der
Mobilfunk heute nicht mehr
wegzudenken. Das Handy ist
beispielsweise längst zum unver-
zichtbaren Hilfsmittel für
Notärzte und Rettungsdienste
geworden. Projekte wie LOCO-
MOTION zeigen, dass damit die
Anwendungsmöglichkeiten von
Mobilfunk im Gesundheitswe-
sen aber noch längst nicht er-
schöpft sind.“

Das Ortungsgerät ist Handtel-
ler groß und kann wie ein nor-
males Mobiltelefon getragen
oder umgehängt werden. Sein

Stromverbrauch ist gering, um
eine lange Nutzungsdauer bei
der Personensuche zu garantie-
ren. Die Bedienung ist ohne
technische Vorkenntnisse mög-
lich.

Eine weitere Neuheit von LO-
COMOTION sind die vielfälti-
gen Zugangsmöglichkeiten zu
den angebotenen Dienstleistun-
gen wie Standortbestimmung,
Wegbeschreibung oder Umge-
bungshilfe. Sie sind per Telefo-
nat oder übers Internet abrufbar.
Für die Benutzer bietet das die
Möglichkeit, den jeweils bevor-
zugten Weg der Informationsab-
frage auszuwählen.                     ?
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Wahlvorbereitung läuft in den
Kommunen auf Hochtouren

AKDB unterstützt die Kommunen bei der Landtagswahl 

In Bayern finden am 21.09.2003 die Landtagswahl, Bezirkswah-
len, Volksentscheide sowie einige Bürgermeisterwahlen und
Bürgerentscheide statt. Die Wahlvorbereitungen in den Kom-
munen laufen auf Hochtouren und ausgehend von den guten Er-
fahrungen bei der Bundestagswahl im vergangenen Jahr setzt
die AKDB (Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in Bay-
ern) Städte, Gemeinden und Landratsämter in ihrem Kunden -
kreis erneut in die Lage, mit modernen Angeboten den Service
für die Bürger rund um den Wahlgang zu steigern. 

Zahlreiche Verwaltungen ha-
ben die Wahlen und Abstimmun-
gen bereits mit Hilfe des moder-
nen Einwohnermelde-verfahrens
der AKDB erfolgreich organi-
siert und vorbereitet. Durch den
intensiven Dialog mit den An-
wendern sind die Softwarelösun-
gen für das Meldewesen
(OK.EWO) und die Wahldurch-
führung (OK.WAHL) noch-
mals optimiert und zugleich effi-
zienter für die Sachbearbeitung
vor Ort gestaltet worden. 

Briefwahlantrag

Erfreulicherweise wird die
e-Goverment-Funktionalität
„Briefwahlantrag“ vom Wähler
schon im Vorfeld der Abstim-
mungen vielfach genutzt. Die
Beantragung der Briefwahlun-
terlagen über das Internet ist im
Online-Dialog auf Grund der
Webfähigkeit von OK.EWO
möglich.

Durch die Beantragung der
Wahlunterlagen per Internet sind
Bürger und Verwaltung unab-
hängig von den Öffnungszeiten
der Ämter. Es besteht außerdem
die Möglichkeit, die Wahlunter-
lagen weltweit anzufordern. Be-
reits im Moment der Antragstel-
lung wird die Zugangsberechti-
gung in die OK.EWO-Daten-
bank geprüft und ermöglicht
dann eine automatisierte, me-
dienbruchfreie Weiterverarbei-
tung; daraus ergibt sich natürlich
für Bürger und Sachbearbeitung

eine Zeit- und Kostenersparnis. 
Die AKDB hatte sich bei der

Entwicklung des Anwendungsver-
fahrens OK.WAHL (derzeit  im
Einsatz bei 1060 Kommunen) das
Ziel gesetzt, die Bedienung mög-
lichst einfach und übersichtlich zu
gestalten. Da eine derartige An-
wendung nicht wie andere Soft-
ware-Lösungen in einer Verwal-
tung tagtäglich genutzt wird, kam
es hier auf einen besonderen Be-
dienungskomfort an. Durch die In -
tegration aller Wahlarten vom
Bürger- bzw. Volksentscheid über
die Kommunalwahlen, Landtags-
Bezirks- und Bundestagswahl bis
zur Europawahl unter eine einheit-
liche Oberfläche und eine einheit-
liche Datenbank erfolgt die Anla-
ge und Bedienung der einzelnen
Wahlen nahezu identisch. 

Verwaltung spart Kosten

Im Service-Rechenzentrum der
AKDB in Bayreuth wurden in
den vergangenen Wochen über
4,5 Mio. Wahlbenachrichtigun-
gen für 824 Wahlämter gedruckt.
Zwei Mio. Wahlbenachrichtigun-
gen wurden über die Deutsche
Post den Wählern direkt zuge-
stellt. Durch diesen Service der
AKDB spart die Verwaltung Ko-
sten und wird von Routinearbei-
ten vor Ort entlastet. Außerdem
wurden aus Anlass von am glei-
chen Tag stattfindenden Bür-
gerentscheiden, Oberbürgermei-
ster- und Bürgermeisterwahlen
für 24 Wahlämter weitere ca.

140.000 Benachrichtigungen ver-
schickt. DV-technisch gesehen
können die bayerischen Wähler
und ihre Verwaltungen mit Hilfe
der AKDB gut gerüstet auf den
Wahltag blicken.                          ?

Stadtrat Thomas Schmatz:

Einstimmige Wiederwahl 
zum MU-Bezirksvorsitzenden
Kürzlich wählten die Mitglieder der Bezirksversammlung
der MU München Stadtrat Thomas Schmatz wiederum
einstimmig zu ihrem Bezirksvorsitzenden. Ebenfalls ein-
stimmig wurden die stellvertretenden Bezirksvorsitzenden
Fritz Winklmaier, Rudi Fink und Ingrid Bauernschuster
in ihren Ämtern bestätigt.

In seinem Rechenschaftsbericht zog Schmatz Bilanz über
die Veranstaltungen der vergangenen zwei Jahre. Für die Zu-
kunft setzte der wiedergewählte Bezirksvorsitzende StR
Thomas Schmatz folgende Schwerpunkte: Der energische
Widerstand gegen die Pläne einer erweiterten Gewerbesteuer
auch für Freiberufler und Selbständige. Darüber hinaus wird
die MU München alles daran setzen, dass nicht durch die
Hintertür wiederum eine Substanzsteuer für bestehende ge-
werbliche Betriebe eingeführt wird, die das endgültige Aus
für viele Betriebe darstellen würde.

Thomas Schmatz zeigte sich in seiner Rede zuversichtlich,
dass er mit den bewährten und neuen Mitgliedern des Be-
zirksvorstandes eine erfolgreiche Arbeit für die CSU leisten
könne, wobei der Mittelstand in Zukunft noch mehr als bis -
her sowohl in fachlicher wie personeller Hinsicht sein Ge -
wicht einbringen wird.                                                        ?

Spende an Deutschen
Alpenverein

Mehr Sicherheit in den Alpen mit Bayerns Sparkassen
Sanierung von Klettersteigen wird gefördert

Repräsentanten der Sparkassen-Finanzgruppe, darunter
Dr. Siegfried Naser, Geschäftsführender Präsident des Spar-
kassenverbandes Bayern, Helmut Späth, Mitglied des Vor-
standes der Versicherungskammer Bayern sowie Landesob-
mann a. D. Gerhard Fleck, hatten dazu den Hindelanger
Klettersteig bis zum Gipfel-Plateau des Nebelhorns durch-
stiegen. Anschließend nahm Dr. Peter Sauerwein, Hauptge-
schäftsführer des DAV, die Spende entgegen. 

Wie Präsident Dr. Siegfried
Naser bei der Übergabe erklär-
te, sollen sich die Kunden der
bayerischen Sparkassen nicht
nur in geschäftlichen Angele-
genheiten sicher fühlen, son-
dern auch in den Bergen.

Deshalb wird mit der Spen-
de unter anderem ein Kletter-
steig saniert, um die Sicherheit

der Bergsportler zu erhöhen.
Da Sparkassendirektor a. D.

Gerhard Fleck seit Jahrzehn-
ten als begeisterter Bergstei-
ger gilt, hatten sich die bayeri-
schen Sparkassen entschie-
den, als Abschiedsgeschenk
eine Herzensangelegenheit des
scheidenden Landesobmanns
zu fördern.                                  ?

Landesbank
schrumpft sich gesund
Erfolgreiche Umsetzung des neuen Geschäftsmodells

Kirch-Engagement „ist Vergangenheit“

Trotz schwierigem binnen- und weltwirtschaftlichem Umfeld
kann die Bayerische Landesbank (Bayern LB) ein „befriedi-
gendes Halbjahresergebnis“ präsentieren. Wie der Vorstands-
vorsitzende Werner Schmidt vor der Presse berichtete, liegt
das Betriebsergebnis vor Risikovorsorge in Höhe von 705 Mil-
lionen Euro leicht über dem entsprechenden Vorjahreswert.
Die Konzernbilanzsumme nahm in den ersten sechs Monaten
um 3,9 Prozent auf 328 Milliarden Euro ab. Stärker noch er-
mäßigte sich das Kreditvolumen um minus 7,1 Prozent auf
223,1 Milliarden Euro.

Bei der Umsetzung des neuen
Geschäftsmodells liegt die Lan-
desbank - sie gehört je zur Hälf-
te dem Freistaat Bayern und
den bayerischen Sparkassen -
voll im Plan. „Wir arbeiten
konzentriert an den drei ent-
scheidenden Stellhebeln, Redu-
zierung der Risikokosten, Sta-
bilisierung der Erlöse und wei-
terer Abbau des Verwaltungs-
aufwands“, betonte Schmidt.
Aufgrund heftigen Sparens hat
die Landesbank die roten Zah-
len hinter sich gelassen.

Gesunkene Mitarbeiterzahl

Seit Jahresbeginn sank die
Mitarbeiterzahl um 300, insge-
samt sollen 1000 Jobs gestri-
chen werden, die Hälfte davon
in Bayern. Alle außerbayeri-
schen Niederlassungen wurden
bis Ende Juli geschlossen, die
Verwaltungsaufwendungen
konnten im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum um 15,2 Prozent
auf 595 Millionen Euro redu-
ziert und der Planwert damit
übertroffen werden.

Das weltweite Engagement

wird laut Schmidt zurückge-
schraubt und konzentriert sich
auf die Kernregion Bayern,
dann übriges Bundesgebiet und
schließlich europäische Anrai-
nerstaate, Nur die China-Filia-
le - sie wird nach Shanghai ver-
legt- darf bleiben, um die bis-
herigen Kunden in den boo-
menden Markt zu begleiten.
Der 50 Millionen kostende
Neubau wird im Frühjahr 2000
bezugsfertig.

Unveränderte Erträge

Die Erträge der Bayern LB
blieben im ersten Halbjahr ge-
genüber dem vergleichbaren
Vorjahreszeitraum im wesentli-
chen unverändert. Ein leichter
Anstieg beim Zinsüberschuss
wurde durch einen Rückgang
beim Provisionsüberschuss in
etwa ausgeglichen.

Das Ergebnis aus Finanzge-
schäften - hierbei handelt es
sich um den Gewinn aus dem
Eigenhandel - lag beide Male in
etwa bei Null, im Gesamtjahr
2003 soll, so Schmidt, hier ein
Überschuss von rund 100 Mil-
lionen Euro entstehen. Zur

Übernahme des TV-Konzerns
Pro Sieben-Sat.1 durch den
Amerikaner Haim Sabany sag-
te Vorstandschef Schmidt, die-
ser Schritt werde zumindest
keine negativen Wirkungen auf
das operative Ergebnis der
Landesbank haben. Weitere
Millionen müssten demnach
nicht in die Wertberichtigung
gepumpt werden. 

Einer der größten Gläubiger

Die Bayern LB ist einer der
größten Gläubiger des Sen-
ders, was aus ihrem massi-
ven Engagement bei der ehe-
maligen Kirch-Gruppe resul-
tiert. Mit Blick auf massive Ab-
schreibungen auf die Kredite
meinte Werner Schmidt „Kirch

ist für uns Vergangenheit.“

Betriebsergebnis wohl
über dem Vorjahreswert

Für das Gesamtjahr 2003 peilt
Schmidt einen Überschuss von
1,4 Milliarden Euro an, von dem
bis zu einer Milliarde für faule
Engagements zurückgelegt wer-
den soll. Die Bereinigung des
Beteiligungsportfolios, bezie-
hungsweise die Erhöhung des-
sen Profitabilität werde konse-
quent fortgesetzt. Wie der Vor-
standschef abschließend aus-
führte, gehe man beim Ergebnis
vor Steuern und Gewinnverwen-
dung aus heutiger Sicht von ei-
nem Betriebsergebnis aus, das
über dem Vorjahreswert (203
Millionen Euro) liegt.           ?

Kommunale Finanzkrise:

Stiftungen 
als Ausweg 
Durch Publikumsstiftun-

gen könnten die finanzi-
ell gebeutelten Kommunen
nach Expertenmeinung neue
Einnahmen für kulturelle
und soziale Einrichtungen
erschließen. Das Investiti-
onspotenzial betrage für
Bayern zwei Milliarden Eu-
ro, betonte der Geschäftsfüh-
rer der RegionalKonzept
GmbH aus Nürnberg, Dieter
Weisner.

Damit könnten neue Thea-
ter, Museen oder Mehr-
zweckhallen geschaffen wer-
den, bestehende Einrichtun-
gen saniert und drohende
Schließungen abgewendet
werden. Weisner zufolge
verhandelt seine Firma, die
sich auf Finanzierungskon-
zepte gemeinnütziger Vorha-
ben spezialisiert hat, mit
bayerischen Kommunen und
Kulturinitiativen derzeit über
Stiftungen mit einem Investi-
tionsvolumen von 250 Mil-
lionen Euro. Dass das Mo-
dell funktioniere, zeige das
Beispiel der Kulturstiftung
Fürth, der bereits wenige
Monate nach ihrer Gründung
mehrere Millionen Euro pri-
vates Kapital zur Verfügung
stünden.                                DK

Wiedereröffnung des Hindelanger Klettersteiges. V.r.: Ludwig
Lacher, Steigsanierer, Roman Haug, Bürgermeister Bad Hin-
delang, Thomas Müller, Bürgermeister Oberstdorf, Dr. Peter Sau-
erwein, DAV-Hauptgeschäftsführer, Landrat Gebhard Kaiser,
Landkreis Oberallgäu, Dr. Siegfried Naser, Geschäftsführender
Präsident des Sparkassenverbandes Bayern, Gerhard Fleck, Lan-
desobmann a.D. der bayerischen Sparkassen.                                      ?
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Mobilität im ländlichen Raum:

Realität oder Utopie?
Kolloquium der Akademie Ländlicher Raum, Hanns-Seidel-Stiftung 

und des Bayerischen Bauindustrieverbandes
Wenn die Mobilität nicht gewährleistet ist, in welcher Form
auch immer, dann ist die Zukunft des ländlichen Raumes auch
nicht mehr gewährleistet. Dieses Fazit zogen die zahlreichen Gä-
ste eines Kolloquiums der Bayerischen Akademie Ländlicher
Raum in Zusammenarbeit mit der Akademie für Politik und
Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-Stiftung und dem Bayerischen
Bauindustrieverband in München. Thema der Veranstaltung:
„Mobilität im ländlichen Raum - Realität oder Utopie?“

Was das neue Landesentwick-
lungsprogramm in Sachen Mobi-
lität und Fortschritt verspricht,
darüber informierte eingangs
Prof. Jörg Maier vom Lehrstuhl
für Wirtschaftsgeographie und
Regionalplanung der Universität
Bayreuth. Seiner Meinung nach
ist der Bereich des Verkehrs im
LEP sehr breit dargestellt, zu
breit, um auch nur annähernd auf
alle Facetten, etwa den ausführli-
chen Teil zum Radverkehr als be-
sonderes Beispiel eines wachsen-
den Bewusstseins um Nachhal-
tigkeit, Gesundheits- bzw. Fitn-
ess-Streben in unserer Bevölke-
rung eingehen zu können.

Verkehr im LEP

Ebenso konnte auf den Aspekt
der Verkehrsvermeidung bzw.
-reduzierung zumindest des mo-
torisierten Individualverkehrs in
touristischen Standorten nicht Be-
zug genommen werden. Trotz des
Bemühens um eine umfassende
Darstellung der Verkehrsvorgän-
ge wäre es laut Maier begrüßens-
wert gewesen, wenn an verschie-
denen Stellen noch stärker der
Bezug zu anderen Teilen des LEP,
etwa zur Siedlungsstrukturent-
wicklung, vorgenommen worden
wäre.

Mobilität im ländlichen Raum
aus Sicht der bayerischen Trans-
portwirtschaft definierte Sebasti-
an Lechner, Hauptgeschäftsfüh-
rer des Landesverbandes Bayeri-
scher Transportunternehmer,
München. Er wies darauf hin,
dass eine wesentliche Entwick-
lung des Industriestandortes Bay-
ern bei allen Diskussionen um

das Verhältnis zwischen Schiene
und Straße nicht außer Acht ge-
lassen werden dürfe: Der Indu-
striestandort Bayern zeichne sich
vor allen Dingen gerade in den
bisherigen ländlichen Regionen
durch die Entwicklung so genann-
ter hochwertiger Industrien aus.
Dies bedeute, dass klassische In-
dustrien, die in erster Linie dem
Grundstoff, Kohle und Stahlbe-
reich zuzuordnen sind, in Bayern
nie standortbestimmend waren.
Maßgeblich seien hier in erster Li-
nie Luftfahrt, Fahrzeug- und Elek-
troindustrie, die nicht kompatibel
sind mit den Verkehrsbewegungen
der Deutschen Bahn. Lechner zu-
folge „müssen wir uns für die
zukünftige Entwicklung darüber
im Klaren sein, dass Mobilität im
ländlichen Raum, zumindest was
den Güterverkehr betrifft, auch
mittel- und langfristig straßenbe-
zogene Mobilität sein wird. Ich
denke wir tun uns alle keinen Ge-
fallen damit, diese Tatsache zu ig-
norieren oder zu verdrängen.“

Beispiel Schweiz

Wie es um die Verkehrspolitik
und die Verkehrsplanung in der
Schweiz bestellt ist, vermittelte
Fredy Rey, Kantonsingenieur des
Kantons Luzern. Zu meinen, dass
die Verkehrsprobleme dort gelöst
werden könnten, sei falsch. Im
Moment, so Rey, sei die Mobilität
noch viel zu billig, denn viele Ko-
stenbestandteile fielen der Allge-
meinheit an, obwohl nur ein be-
stimmtes Kundensegment die
Vorteile nutzt. Es gebe aber eine
Bewegung in die richtige Rich-
tung. Mit Genugtuung sei zu be-

obachten, wie Deutschland von
der Schweiz das Modell der Lei-
stungsabhängigen Schwerver-
kehrsabgabe übernehme. Rey:
„Wir werden noch die Zeiten erle-
ben, wo Alpentransitgebühren ein-
geführt, das Road Pricing in jeder
Stadt zum Normalfall wird und
der Treibstoff soviel kostet, dass
damit alle Schäden an Natur und
Gesellschaft bezahlt, respektive
durch den gezügelten Verbrauch in
Grenzen gehalten werden.“

Probleme beim Straßenbau

Mit Statements, Forderungen
und Lösungsmöglichkeiten aus
Sicht der bayerischen Straßen-
bauverwaltung wartete Reinhard
Entorf, Abteilungsleiter Oberste
Baubehörde, auf. Im ländlichen
Raum kann laut Entorf die Mobi-
lität nur durch ein auf die Bedürf-
nisse abgestimmtes Straßennetz
langfristig gesichert werden, da
andere Verkehrsträger in abseh-
barer Zeit nur beschränkt zur Ver-
fügung stehen. Der Straßenbau
leide heute unter zwei grundsätz-
lichen Problemen: der mangeln-
den Finanzierungssicherheit und
zu langen Planungszeiten. Des-
halb seien folgende Forderungen
zu stellen:
? Die Finanzierung im Strassen-
bau muss unabhängig von Haus-
haltszwängen sichergestellt wer-
den: im Bundesfernstraßenbau
durch konsequente Umstellung
von der Haushaltsfinanzierung
auf die Nutzerfinanzierung. Auch
im Staatsstraßenbau sollte mehr
Stabilität eintreten, z.B. durch
Wiedereinführung die gesetzliche
Festlegung des Haushaltsansatzes
im GVFG-Bereich bereits weit-
gehende Stabilität erreicht.
? Verkürzung von Planungszei-
ten durch gesetzliche Regelungen
und Reduzierung der Einspruchs-
möglichkeiten.

Statements, Forderungen und
Lösungsmöglichkeiten aus der

Sicht des Bayerischen Landkreis-
tages stellte Direktor Dieter Jung
vor. Seiner Auffassung nach lie-
gen die Probleme in der Qualität
der Mobilität und im Einsatz öf-
fentlicher Mittel. Die Qualität des
Straßennetzes dürfe sich nicht nur
nach der Verkehrsdichte und der
tatsächlichen Nachfrage richten.
Vielmehr folge aus dem Grund-
satz der Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse ein Anspruch
des ländlichen Raums auf die
Verfügbarkeit von Schnell-
straßen. Die Schiene nütze dem
ländlichen Raum wenig, weil sie
einfach nur an wenigen Stellen
vorhanden ist, also keine
Flächendeckung erreicht und
weil ihre Stärke, der Massen-
transport, im ländlichen Raum
wenig gefragt ist.

Ärgernis besonderer Art

Die Finanzierung der Schiene
sei für den ländlichen Raum ein
besonderes Ärgernis, betonte
Jung. Durch Streckenstillegungen
drohe dem ländlichen Raum ein
weiterer Rückzug der Schiene.
Der Bayerische Landkreistag ha-
be wiederholt gefordert, im Falle
von Streckenstilllegungen den
entsprechenden Anteil der Regio-
nalisierungsmittel für den Bus-
verkehr in dem betroffenen länd-
lichen Raum einzusetzen. Der
Omnibusverkehr im ländlichen
Raum leide auf niedrigerer Ebene
unter den gleichen Problemen
wie der Schienenverkehr. Die Be-
dienung völlig diverser Fahrt-
wünsche mit geringer Fahrgast-
zahl, aber einem gewissen An-
spruch an kurze Fahrzeiten, sei
schwer zu erfüllen. Deshalb wür-
den immer wieder flexible Mo-
delle wie Anrufsammeltaxi, Ruf-
bus oder Mitfahrersysteme er-
probt, allerdings mit unterschied-
lichem Erfolg. Trotzdem, so
Jung, sei es  eine soziale Ver-
pflichtung, auch im ländlichen
Raum ein angemessenes ÖPNV-
Angebot vorzuhalten, „und zwar
nicht nur für die vier großen A -
Azubis, Arme, Alte, Asoziale“. 

Grundsätzlich vertrete der
Bayerische Landkreistag die Auf-
fassung, dass der Einsatz öffentli-
cher Mittel im ÖPNV, jedenfalls,
wenn Privatunternehmen tätig
sind, im Wettbewerb zu erfolgen
habe. Die Befürchtung, dass
durch den Wettbewerb Monopol-
strukturen entstehen, sei völlig
unbegründet. Die Erfahrungen
mit Ausschreibungen im Gebiet
des MVV bewiesen das Gegen-
teil. Außerdem bestünden bisher
im ÖPNV zum großen Teil Mo-
nopolstrukturen.                     DK

Deutsche Bahn frustriert
Bayerns Gemeinden

Verkauf ehemaliger Bahngrundstücke kommt nicht voran

„Mit der Deutschen Bahn zu verhandeln kommt dem Festhal-
ten eines glitschigen Fisches gleich - sie entgleitet uns dauernd.
Das ist frustrierend“ meinte Dr. Uwe Brandl, Präsident des
Bayerischen Gemeindetags, zu den jahrelangen, erfolglosen
Bemühungen bayerischer Städte und Gemeinden, mit der
Deutschen Bahn AG über den Verkauf nicht mehr bahnbe-
triebsnotwendiger Flächen zu einem Ergebnis zu gelangen. 

„Die Bahn ist nicht bereit,
endlich Nägel mit Köpfen zu
machen. Sie erfüllt ihre eige-
nen Versprechungen nicht, zö-
gert Vertragsabschlüsse hinaus
und ist nur an Gewinnmaxi -
mierung interessiert. Daran,
dass sie ihre Grundstücke
früher fast kostenlos von den
Kommunen erhalten hat, will
sich die Bahn nicht mehr erin-
nern. Ein unwürdiges Gescha -
chere kennzeichnet die Ver-
handlungen.“ Brandl forderte
die Bahn auf, den Gemeinden
endlich seriöse Angebote zu
machen. 

Paketverkauf

Die Deutsche Bahn AG be-
absichtigt, nicht mehr bahnbe -
trieblich notwendige Liegen-
schaften in Bayern zu ver-
äußern. Bereits vor Jahren hat-
te sie beteuert, dass sie an ei-
nem Verkauf dieser Grund-
stücke „im Paket“ an die Ge-
meinden interessiert sei. Der
zu diesem Zweck vom Bayeri-
schen Gemeindetag angestreb-
te Abschluss eines Rahmen-
vertrags kam aufgrund zöger-
licher Vertragsverhandlungen
seitens der Bahn aber bis heu-
te nicht zustande.

Beispiel Projektgebiet
„Mühldorfer Stern“

Ein Beispiel: Im Projektge-
biet „Mühldorfer Stern“ (Süd-
ostbayernbahn), wo mit dem
Paketverkauf begonnen wer-
den sollte, hatte die Bahn die
nicht mehr bahnbetriebsnot -
wendigen Flächen in 65 Ge-
meinden mit 83 Bahnhöfen
bzw. Haltepunkten mit ca. 2
Millionen Quadratmetern be-
ziffert. Zwischenzeitlich hat
die Bahn ca. 20 Prozent dieser
Flächen an die Firma Aurelis
GmbH übertragen, so dass sie
selbst hierüber nicht mehr ver-
fügen kann. Bei diesen Fläche
handelt es sich im wesentli -
chen um die zentralen Lagen

in Gemeinden - und somit um
die interessanten, teilweise be-
bauten und/oder gewerblich
genutzten Grundstücke. Und
damit ist zu befürchten, dass
den Gemeinden im wesentli-
chen „minderwertige“ Flächen
zum Verkauf angeboten wer-
den sollen, während die attrak-
tiven Grundstücke von Aurelis
teuer verkauft werden. Ge-
meindetags-Präsident Dr.
Brandl: „Das durchsichtige
Spiel der Bahn machen wir
nicht mit. Entweder verhan-
deln wir über alle ehemaligen
Bahngrundstücke oder über
keines. Bayerns Gemeinden
lassen sich nicht verschau-
keln.“ ?

Ein erfolgreicher Tag für Bayern und die Staatsregierung:

Start am Terminal 2 des 
Flughafens Franz-Josef-Strauß

Bindende Zusage Stolpes für den Transrapid München-Airport

Für Regierungschef Dr. Edmund Stoiber war dieser 27. Juni ein
Datum des doppelten Erfolges. Es war nicht nur die Eröffnung
des Terminals 2 des Franz-Josef-Strauß-Flughafens, das den Mi-
nisterpräsidenten begeistert. Denn Bundesverkehrsminister Dr.
Manfred Stolpe trug mit der bindenden Zusage für den Bau des
Transrapid vom Münchner Hauptbahnhof zum neuen Luftkreuz
der Airliner zur guten Stimmung bei. Den werde man „gemein-
sam schaffen“. Der Ehrengast aus Berlin erntete dafür Beifall, der
in den Reihen der bayerischen Zuhörer in lauten Jubel umschlug.
Dieser vielleicht schönste Flughafen auf der ganzen Welt, so Stol-
pe, müsse zu einem stadtnahen Flughafen werden, eben durch
den Hochgeschwindigkeits-Transrapid.

Egal, ob der Bundesverkehrs-
minister zu dieser Stunde bereits
von dem Transrapid-Rückzieher
Nordrhein-Westfalens wusste,
schon aus politischer Sicht gebe
es nun für Berlin kein zurück
mehr, äußerten prominente Politi-
ker. Gefeiert wurde zugleich das
weltweit bisher einmalige Finan-
zierungskonzept für das 1,2 Milli-
arden Euro teuere Terminal 2 mit
dem sich die Jahreskapazität des
neuen, vergrößerten Laufkreuzes
München auf 50 Millionen Passa-
giere verdoppelt.

Beteiligung der Lufthansa

Erstmals hat sich mit der Deut-
schen Lufthansa ein Airliner an
der Baufinanzierung eines Flug-
hafens beteiligt. Sie steuerte 40
Prozent bei, hat damit aber das Sa-
gen am Terminal 2. 60 Prozent
übernahm eine Tochtergesell-
schaft der „Flughafen München
GmbH“ (FMG). Lufthansa-Chef

Wolfgang Mayrhuber bescheinig-
te Bayern, nun über die „neue erste
Adresse im Weltluftverkehr“ zu
verfügen, auch über das modern-
ste, komfortabelste und passagier-
freundlichste Terminal in ganz Eu-
ropa“. Es gewährleiste die kürze-
sten Umsteigezeiten Europas. Mit
seinem Kabinettchef ist sich Bay-
erns Verkehrsminister Dr. Otto
Wiesheu einig, dass die Eröffnung
des Terminals 2 für den gesamten
Standort Bayern einen weiteren
wichtigen Schub bedingt.

Signalwirkung

Die wirtschaftspolitische Sig-
nalwirkung, die mit der Flugha-
fenerweiterung und mit dem
Transrapid zu erwarten ist, stellte
Ministerpräsident Stoiber in den
Mittelpunkt seiner engagierten
Rede. Aufgrund der Globalisie-
rung und der Liberalisierung der
Märkte komme dem Luftverkehr
und seiner Infrastruktur eine im-

mer größere Bedeutung zu.
„Schon deshalb hatte der Flugha-
fenausbau für die Staatsregierung
immer eine hohe Priorität unge-
achtet oft enormer Widerstände“.
„Wir würden heute nicht hier ste-
hen, wenn nicht die Ministerpräsi-
denten Goppel, Strauß und Streibl
mit Mut und Beharrlichkeit dieses
große Projekt für Bayern vorange-
trieben hätten. Wer sich heute in
so entscheidenden Fragen nur an
den Widerständen orientiert und
nicht die Chancen realisiert, setzt
die Zukunft seines Landes aufs
Spiel. Wir haben vor allem die
Chancen gesehen und dieses Pro-
jekt auch gegen Widerstände
durchgesetzt - anders als in ande-
ren Teilen Deutschlands“.

Gesteigerte Attraktivität

Davon, dass die Arbeitsplätze
am Flughafen und in seinem Um-
feld sich von 300.000 im Jahr
2000 auf 354.000 bis 2015 ver-
mehren, könne Berlin nur träu-
men. Voraussetzung sei jedoch
der nachhaltige Ausbau der An-
bindung von Flughafen und Um-
feld an das öffentliche Straßen-
und Schienennetz. Der S-Bahn-
Ringschluss Erding in Verbin-
dung mit der Walpertskirchener
Spange und eine Bahnverbindung
des Flughafens Richtung Ostbay-
ern würden die Attraktivität der
östlich und nordöstlich des Flug-

hafens gelegenen Gemeinden als
Wohnstandort für Flughafenbe-
schäftigte erhöhen. „Zur Attrakti-
vität eines Landes gehört auch ei-
ne Infrastruktur, die unser Land
im Inneren erschließt“.

Tor in die Welt

Für den Regierungschef steht
fest: „Als zweite Luftverkehrs-
drehscheibe von europäischem
Rang neben Frankfurt wird der
Flughafen München immer mehr
auch zum Tor Deutschlands in die
Welt und Brücke über den Atlan-
tik und in den asiatischen Raum“.

Anteilseigner der FMG sind
Freistaat Bayern (51 %), Bund
(26 %) und Stadt München 
(23 %). 1998 verzichteten die
Münchner darauf, ein Veto gegen
die Ausbaupläne einzulegen.
Oberbürgermeister Christian Ude,
der sich am Eröffnungstag darü-
ber freute, dass das neuartige Fi-
nanzierungskonzept für das Ter-
minal 2 den Stadtsäckel mit einem
Euro belastet - auch Stoiber wür-
digte das als Mehrheitseigner der
FMG mit dem Blick auf seinen
Staatshaushalt - übte sich im Spa-
gat. Die Stadt habe hinsichtlich
der Ausbaupläne nicht im Brem-
serhäuschen gesessen. 

Im Umsatzbuch von Dr. Mich-
ael Kerkloh, FMG-Geschäftsfüh-
rer, spielen die Einnahmen aus
dem Flugbetrieb längst schon eine

untergeordnete Rolle. Vermietun-
gen der Räume für eine Klinik, für
die vielen Gastronomiebetriebe
und Ladengeschäfts, auch das
umfangreiche Dienstleistungspro-
gramm - das neue Parkhaus am
Terminal 2 bietet allein 6400
Stellplätze - sind inzwischen die
hauptsächlichen Finanzierungs-
quellen. Kerkloh versprach eine
„vertiefte und konsequente Zu-
sammenarbeit mit den Nachbar-
gemeinden“. Das wird schon im
Hinblick auf den Bau einer dritten
Start- und Landesbahn vonnöten
sein, die für einen weiter zuneh-
menden Flugbetrieb früher oder
später unentbehrlich sein dürfte.
Erste Proteste und Einsprüche
sind angekündigt.

Beteiligung des Mittelstandes

Finanzminister Dr. Kurt Faltl-
hauser, quasi Bau- und Hausherr,
befand sich zur Eröffnungsfeier
als Vorsitzender des FMG-Auf-
sichtsrates in der Rolle des Gast-
gebers. Zur Begrüßung lobte er
gegenüber den 2600 Gästen die
Berücksichtigung der bayeri-
schen Wirtschaft bei der Bauver-
gabe. 431 der 526 Bauaufträge
fürs Terminal 2, damit 530 von
948 Millionen Euro seien an mit-
telständische bayerische Unter-
nehmen und an Arbeitsgemein-
schaften mit bayerischer Beteili-
gung vergeben worden.         mhb
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Haushaltskonsolidierung:

Durch rasches Handeln
die Zukunft sichern

Erfolgreiche Kommunalpolitik wird in Zukunft daran gemes-
sen, in wie weit es den Verantwortlichen in Politik und Verwal-
tung gelingt, deutliche und nachhaltige Einsparungen durch
ein durchdachtes Konzept zur Haushaltskonsolidierung zu
realisieren. Es wird nicht mehr ausreichen, über einen Zeit-
raum „einfach“ Geld einzusparen, sondern es wird erforder-
lich sein, sich von den bisherigen Ansprüchen, Annehmlichkei-
ten, Standards und Befindlichkeiten “geordnet“ zu trennen
und im Rahmen des künftig finanziell Möglichen neue Stan-
dards zu setzen. 

Deshalb sind eine Reihe von
Maßnahmen notwendig, die
gut aufeinander abgestimmt
sein müssen und zu den beab-
sichtigten Konsolidierungs-
Zielen passen.

Angesichts der akuten Fi-
nanznot ist es unbedingt not-
wendig, dass einzelne Instru-
mente der Haushaltskonsolidie-
rung kurzfristig, am besten noch
im laufenden Haushaltsjahr
greifen. Andererseits muss die
Politik darauf achten, dass auch
nachhaltig die Ausgaben ange-
passt werden und nicht nur ein
Strohfeuer entfacht wird.

Kurzfristig wirksame 
Elemente der
Haushaltskonsolidierung 

Sofort ausgaben senkend
wirkt die Erhebung und Bewer-
tung von Einsparungspotenzia-
len bei den freiwilligen Aufga-
ben und den Leistungsstandards.
Dabei ist es wichtig, dass in ei-
nem gut moderierten Diskus-
sionsprozess gemeinsam getra-
gene Entscheidungen zum zu-
künftigen Umfang kommunaler
Leistungen getroffen werden.

Die Budgetierung hat gerade
unmittelbar nach der Ein-
führung positive Effekte. Die
Praxis zeigt, dass 12% bis 20%
der budgetierten Ausgaben ein-
gespart werden. Die Festlegung
der Budgetregeln ist dabei für
den Konsolidierungserfolg von
zentraler Bedeutung.

Durch Organisationsuntersu-
chungen, sowohl der Kernver-
waltungen, als auch bei Eigen-
und Regiebetrieben können
konkrete Optimierungspoten-
ziale erkannt und gehoben wer-
den, die entweder direkt Kosten
sparen, oder die Leistungsqua-
lität verbessern. Das gilt auch
für den übertragenen Wirkungs-
kreis. 

Kosten- und
Leistungsrechnung

Die Kosten- und Leistungs-
rechnung wird ein verbindlicher
zentraler Bestandteil des Neuen
Kommunalen Haushaltswesens
sein. Durch die Ermittlung des
vollständigen Ressourcenver-
brauchs erhöht sich das Kosten-
bewusstsein und das wirtschaft-
liche Verhalten auf allen Ebenen

der Verwaltung. Zusammen mit
Budgetierung, Controlling und
Berichtswesen bildet die KLR
somit die Grundlage für ein
wirtschaftliches Verwaltungs-
handeln.

Grundlage zur 
Vermögenskonsolidierung

Die vollständige Erfassung
und Bewertung des Vermögens
ist nicht nur eine notwendige
Voraussetzung für die Ein-
führung einer Kosten- und Lei-
stungsrechnung, sondern schafft
gleichzeitig die Grundlage zur
Vermögenskonsolidierung und
der Einführung eines Gebäude-
und Liegenschaftsmanagement.  

Ebenfalls einen mittelfristi-
gen Beitrag zur Haushaltskon-
solidierung können interkom-
munale Vergleiche beitragen.
Durch konsequentes Lernen
vom Besten lassen sich in allen
Bereichen der öffentlichen
Verwaltung Optimierungspo-
tenziale erkennen und nutzen.
Die Arbeit in Vergleichsringen
erhöht zudem das Verständnis
für den Einsatz betriebswirt -
schaftlicher Instrumente und
erleichtert deren Einführung
vor Ort. 

Die kaufmännische Buch-
führung als „Betriebssystem“
für den integrativen Einsatz der
Betriebswirtschaftlichen Instru-
mente, wie Kosten- und Lei-
stungsrechnung, Budgetierung,
Controlling und Berichtswesen
wird nach unserer Überzeugung

zukünftig das Standardrech-
nungswesensystem in der öf-
fentlichen Verwaltung sein.

Erste Erfahrungen in Modell-
kommunen zeigen, dass insbe-
sondere für die Politik die Ent-
scheidungsgrundlagen deutlich
verbessert werden. Eine nach-
haltige Politik nach dem Motto:
"Was können wir uns tatsäch-
lich in Zukunft noch leisten?"
wird erleichtert. Die 2PLUS
CONSULT hat die Gemeinde
Hallbergmoos bei der erfolgrei-
chen Einführung der Doppik
zum 1.1.2002 begleitet. Als vor-
aussichtlich erster bayerischer
Landkreis wird Ebersberg zum
1.1.2005 auf die Doppik umge-
stellt haben. Auch hier begleitet
und unterstützt die 2PLUS
CONSULT das Modellprojekt.

Outsourcing gewinnt

Die Prüfung von neuen bzw.
anderen Unternehmensformen
sowie das Outsourcing von
nach innen gerichteten Verwal-
tungsleistungen werden eine zu-
nehmende Bedeutung bei der
nachhaltigen Kosteneinsparung
haben.

Leistungen, wie Lohn- und
Gehaltsabrechnungen können in

größeren und damit spezialisier-
teren Einheiten effizienter und
kostensparender durchgeführt
werden. 

Outsourcing bedeutet nicht
zwangläufig die Auslagerung
von Tätigkeiten in die Privat-
wirtschaft. Gerade innerhalb der
öffentlichen Verwaltung gibt es
sinnvolle Möglichkeiten für
Auslagerungen und Konzentra-
tion von Tätigkeiten im Rah-
men einer interkommunalen
Zusammenarbeit. 

Dauerhafte Kernaufgabe
der Kommunen

Haushaltskonsolidierung
wird in verstärktem Maße eine
dauerhafte Kernaufgabe der
Kommunen werden. Die Frage
lautet: wie viele Leistungen in
welcher Qualität sollen in Zu-
kunft auf kommunaler Ebene
angeboten werden. Nur mit ei-
nem breit getragenen und
durchdachten Mix verschiede-
ner - auch unpopulärer - Maß-
nahmen kann  diese Herausfor-
derung gemeistert werden.

Die 2PLUS CONSULT als
kompetenter und erfahrener
Partner der Kommunalverwal-
tung bietet für alle Kommunen

das 2PLUS Haushaltskonsoli-
dierungs-Konzept - Ein Weg
aus der Finanzkrise.

Mit dem 2PLUS Haushalts-
konsolidierungs-Konzept wird
eine optimale Integration der
einzelnen Instrumente zur
Haushaltskonsolidierung und
der weiteren Instrumente zur
Verwaltungsreform geschaffen. 

Dabei werden die Wirkungen
der Konzepte zur Haushaltskon-
solidierung maximiert und mit
weiteren Instrumenten, wie dem
jährlichen Mitarbeitergespräch
auf alle Bereiche der öffentli-
chen Verwaltung übertragen.
Darüber hinaus installiert die
2PLUS CONSULT einen Kom-
munikationsprozess über die
Ziele und Maßnahmen der Haus-
haltskonsolidierung, bei der die
Zusammenarbeit zwischen Rat
und Verwaltung und die Kom-
munikation mit dem Bürger über
die gesamte Prozessdauer hin-
weg gewährleistet ist. 

Weitere Informationen unter
Tel.Nr.: 089/212673-0 bzw.
Email: info@2plus-consult.de.
2PLUS CONSULT ist auch auf
der diesjährigen KOMMUNA-
LE in Nürnberg am 15. und 16.
Oktober 2003 vertreten.           ?

Kommunale 2003 in Nürnberg:

Ideale Plattform für
Information und Dialog 

Am 15. Oktober 2003 öffnet die Kommunale, Bayerns
größte Fachmesse für Kommunalbedarf, im Messezentrum
Nürnberg wieder für zwei Tage ihre Pforten. Angesichts
der angespannten finanziellen Situation in den Kommunen
sind neue, effiziente Lösungen und Konzepte gefragt.
Wichtiger denn je ist für Vertreter von Städten und Ge-
meinden der Erfahrungsaustausch mit Kollegen. Die Kom-
munale ist das ideale Informations- und Dialogforum für
Bürgermeister, Geschäftsstellenleiter, aber auch Stadt-
und Gemeinderäte. Parallel zur Fachmesse führt der
Bayerische Gemeindetag seine Jahreshauptversammlung
durch und bietet ein umfangreiches und interessantes Pro-
gramm an, in dem unter anderem das Thema „Kommuna-
le Finanzen“ ein Schwerpunkt ist. 

Die Fachmesse mit messe-
begleitender Tagung richtet
sich an die Einkäufer und Be-
schaffungsverantwortlichen
der Städte und Gemeinden so-
wie an politische Entscheider
wie Bürgermeister, Gemeinde-
und Stadträte. Das Fachange-
bot ist breitgefächert und um-
fasst folgende Bereiche: Infor-
mations- und Kommunikati-
onstechnik, Straßen und Ver-
kehr, Energie, Rund ums Büro,
Ausstattung gemeindlicher Ein-
richtungen, Marketing und Be-
ratung für Gemeinden, Perso-
nalführung, Finanzdienstleistun-
gen, Moderne Feuerwehren,
Präsentation der Gemeinden. 

Fachkongress

Eine gute Gelegenheit, An-
liegen und Probleme der Städte
und Gemeinden zu diskutieren
und sich über aktuelle und
zukünftig in den Kommunen
anstehende Themen zu infor-
mieren, bietet der messebeglei-
tende Fachkongress. Im Mittel-
punkt stehen in diesem Jahr die
Themenschwerpunkte „Kom-
munale Finanzen“ und „Bür-
ger-Rathaus 2005“. In Semina-
ren und Workshops sollen Ant-
worten auf folgende Fragen ge-
geben werden: „Wie geht es
nun weiter mit dem Konne-
xitätsprinzip?“, „Was bringt die
Gemeindefinanzreform?“ oder
„Welche Herausforderungen
werden an ein modernes Rat-
haus gestellt?“. 

Organisation

Veranstalter der Fachmesse
und des Kongresses ist der
Bayerische Gemeindetag mit
Unterstützung des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes.
Organisation und Durch-
führung der Kommunale liegen
bei der NürnbergMesse. 

„Ein Rückblick auf die letzte

Kommunale vor zwei Jahren
zeigt: Diese Veranstaltung
kommt bei der ausstellenden
Wirtschaft sehr gut an“, erklärt
Friedhelm Lenz, Leiter CCN
CongressCenter Nürnberg.
„179 Aussteller waren damals
vertreten, was einem Ausstel-
lerplus von über 40 Prozent im
Vergleich zur Premiere der
Veranstaltung im Jahr 1999
entspricht. Und auch die Besu-
cherzahlen können sich sehen
lassen. Insgesamt rund 4.000
Fachbesucher wurden auf der
Messe und im Kongress ge-
zählt.“

Schwierige Prognose

Angesichts der allgemeinen
wirtschaftlichen Lage und ins-
besondere der angespannten fi-
nanziellen Situation in den
Kommunen sei es schwierig,
für heuer eine Prognose zu tref-

fen. In diesen Zeiten sei es im
Messewesen bereits ein Erfolg,
wenn die Aussteller- und Besu-
cherzahlen der letzten Veran-
staltung wieder erzielt werden.
Deshalb sei man zufrieden,
wenn bei der Kommunale eine
Größenordnung von etwa 150
bis 180 Ausstellern erreicht
werde. 

Messekonzept

Was das Messekonzept anbe-
langt, so hat sich dieses laut
Lenz bei den letzten beiden
Veranstaltungen bewährt und
ist von Besuchern wie Ausstel-
lern sehr gut angenommen
worden. Die Besucher schätz-
ten vor allem das breite Fach-
angebot der Kommunale sowie
die Kombination von Messe
und begleitenden Kongress.
Deshalb sei am Konzept nichts
Wesentliches geändert worden.
Wie Lenz’ Kollege Günther
Ziegler  betont, sei lediglich
der Termin der Messe um einen
Tag nach vorne geschoben
worden. Die offizielle Befra-
gung während der letzten
Veranstaltung habe gezeigt,
dass die Besucher es begrüßen
würden, wenn die Kommunale
nicht am Donnerstag und Frei-
tag, sondern schon am Mitt-
woch und Donnerstag stattfin-
det. Diesem Wunsch sei man
gerne nachgekommen. DK
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Kommunale 2003:

Handeln in schwieriger Zeit
Interview mit Dr. Uwe Brandl, Erster Bürgermeister der Stadt Abensberg

und Präsident des Bayerischen Gemeindetags
Dramatische Einbrüche auf der Einnahmenseite durch Wegbre-
chen des Steueraufkommens sowie Verlagerung kostenintensi-
ver neuer Aufgaben auf die kommunale Ebene haben die Städte,
Märkte und Gemeinden in die schwerste Krise seit Bestehen der
Bundesrepublik geführt. Die Kommunale 2003 steht ganz im
Zeichen dieses Themas. Der Bayerische Gemeindetag als Veran-
stalter will gemeinsam mit den Verantwortlichen aus Bund und
Freistaat versuchen, Wege aus der Krise zu finden. Weshalb es
sich lohnt, auch und gerade in diesem Jahr wieder zur Kommu-
nale des Bayerischen Gemeindetags zu kommen, erläutert Dr.
Uwe Brandl, Erster Bürgermeister der Stadt Abensberg und
Präsident des Bayerischen Gemeindetags. 

Die Kassen der Rathäuser
sind vielerorts leer. Bürger-
meister und Rathausmitar-
beiter überlegen derzeit sehr
genau, ob und welche Dienst-
reisen sie unternehmen. War-
um sollten die kommunalen
Entscheidungsträger und ih-
re Mitarbeiter zur Kommu-
nale nach Nürnberg fahren? 

Dr. Brandl: Weil sie dort er-
fahren, wie es weitergeht mit
den Kommunalfinanzen. Wir
werden mit den politisch Ver-
antwortlichen in Bund und
Freistaat diskutieren, welche
Wege aus der Finanzkrise der
Städte und Gemeinden be-
schritten werden können.

„Handeln in Zeiten leerer Kas-
sen - eine Herausforderung für
Bayerns Gemeinden“: Nicht
ohne Grund haben wir die
Kommunale 2003 unter dieses
Tagungsmotto gestellt. Die Si-
tuation ist ja schließlich so:
Auch in Zeiten leerer Kassen
müssen die Gemeinden han-
deln, d. h. ihre gesetzlichen
Aufgaben vollziehen und die
Interessen der Bürgerinnen
und Bürger wahrnehmen. Dies
stellt in der Tat eine Heraus-
forderung für die unter der Fi-
nanzkrise stöhnenden Kommu-
nen dar. Unser Finanzexperte
wird deshalb gleich zu Beginn
des Kommunalkongresses am

15. Oktober Möglichkeiten und
Wege der Bewältigung der Fi-
nanzkrise vorstellen. Und das
Highlight des Kongresses fin-
det am darauf folgenden Tag,
also am 16. Oktober, um 10.00
Uhr in der Frankenhalle statt:
Eine Podiumsdiskussion mit
Dr. Barbara Hendricks, Staats-
sekretärin im Bundesfinanzmi-
nisterium, Staatsminister Er-
win Huber und den beiden Ab-
geordneten Christine Scheel
und Gerda Hasselfeldt. Das
wird mit Sicherheit eine span-
nende Veranstaltung. Hier
prallen die unterschiedlichen
Finanzkonzepte von Bund und
Land aufeinander. Da kann
dann jeder Bürgermeister
hautnah erleben, was in Berlin
und München an Konzepten
zur Bewältigung der Finanz-
krise der Kommunen erarbei-
tet wird.

Das Tagungsprogramm

sieht ja auch noch ganz an-
dere Themen vor. So etwa:
Betreuungsangebote für Kin-
der und Jugendliche; Das
neue Baurecht; Hochwasser-
schutz und Gemeinden sowie
das Thema Mobilfunk. Ge-
hen diese Themen nicht
durch das Generalmotto „Fi-
nanzkrise“ unter? 

Dr. Brandl: Nein, ganz im
Gegenteil. Den kommunalen
Entscheidungsträgern in den
Rathäusern ist bewusst, dass
sie sich den aktuellen Heraus-
forderungen stellen müssen.
Sie können ja nicht einfach das
Rathaus und kommunale Ein-
richtungen schließen und sa-
gen „Es ist kein Geld mehr da,
wir machen den Laden dicht.
Kommunale Leistungen gibt es
erst wieder, wenn Geld fließt“.
Der Ausbau der Betreuungsan-
gebote für Kinder und Jugend-
liche, also die weitere Schaf-
fung von Kindergarten-, Krip-
pen- und Hortplätzen, die Si-
cherstellung des Angebots für
Nachmittagsbetreuung an
Schulen usw. - das muss alles
angepackt und in die Wege ge-
leitet werden. Auf die gesell-
schaftlichen Herausforderun-

demopark 2003: Auf der Beliebtheitsskala ganz vorn.               ?

demopark 2003 endete
mit Besucherrekord

Unter dem Motto „Natur trifft Technik“ fand die dritte demo-
park in Fulda statt. Mit einer Steigerung der Besucherzahl um
15 % auf 22.176 schloss die Ausstellung nach drei Tagen Dauer.
Mit diesem positiven Ergebnis setzt die demopark ihre Er-
folgsserie fort und hat sich als Europas größte Freilandausstel-
lung für den Garten- und Landschaftsbau und Kommunal-
technik etabliert. 

Beste Voraussetzung für ei-
ne erfolgreiche demopark
2003 waren das großzügige
Ausstellungsgelände und das
schöne Wetter, dazu die zahl-
reichen Fachbesucher, die sich
Aussteller und die Veranstal-
ter, der VDMA Fachverband
Landtechnik und die Messege-
sellschaft Fulda, wünschen.

Neuheitenparcours

Eine gute Stimmung herrsch-te
bei den 316 Ausstellern, die in
Fulda ihr Geräte- und Maschi-
nenprogramm präsentierten.
Viele Unternehmen stellten
neu entwickelte Maschinen
aus. Erstmalig konnten die Be-
sucher in einem Neuheitenpar-
cours Maschinen und Geräte
sehen, die von einer Fachjury
prämiert wurden. Noch mehr
Aussteller als in den Vorjahren
nutzten die Möglichkeit, ihre
Geräte auf den Demonstrati-
onsflächen den 
erwartungsvollen Fachbesu-
chern vorzuführen. 

Gute Besucherqualität

Nach einer Umfrage ist dies
für Aussteller und Besucher
gleichermaßen einer der
Hauptgründe für die Beteili-
gung oder den Besuch der de-
mopark. Sehr zufrieden waren
die Aussteller über die große
Anzahl von interessierten
Fachbesuchern und vor allen
Dingen über die gute Qualität

der Besucher. Deutlich mehr
ausländische Fachleute haben
in diesem Jahr die demopark
besucht. Bemerkt wurde von
einigen Ausstellern, dass die
Zahl der Besucher aus dem
kommunalen Bereich nicht
ganz den Erwartungen ent-
sprochen hat, was mit der an-
gespannten Lage in den Kom-
munen begründet wird. Über-
wiegend positiv wird die der-
zeitige aktuelle wirtschaftliche
Situation der Firmen beurteilt.
Die Firmen schauen wieder
optimistisch in die Zukunft.
Sie erwarten, auch auf Grund
der Gespräche auf der demo-
park, eine positivere Entwick-
lung ihrer Geschäfte. 

Perspektiven

Die demopark hat sich bei
ihren Ausstellern auf der Be-
liebtheitsskala auf Rang 1 ge-
schoben, vor GaLaBau und
AGRITECHNICA. In zwei
Jahren werden im Juni 2005
die Zelte der demopark in Ei-
senach aufgeschlagen. Auf
dem Flugplatzgelände in Ei-
senach-Kindel werden noch
mehr Aussteller erwartet, über
90 % der Aussteller der demo-
park 2003 wollen auch an
der vierten demopark in Ei-
senach teilnehmen. Wegen der
großzügigeren Platzverhält-
nisse werden dann auch die 60
Unternehmen berücksichtigt
werden können, die 2003 kei-
nen Platz fanden.                    ?

gen müssen die Gemeinden ja
reagieren. Und das wollen sie
auch. In den entsprechenden
Foren erhalten die Bürgermei-
ster und Rathausmitarbeiter,
aber auch die Stadt- und Ge-
meinderatsmitglieder entspre-
chende Inhalte, die sie vor Ort
mit Leben füllen können. 

Welche anderen Themen
werden außerdem auf dem
Kongress behandelt? 

Dr. Brandl: Es ist gerade
mal ein Jahr her, dass viele
Gemeinden in Bayern in den
Fluten des Hochwassers ver-
sanken. Dies ist leider vielen
schon nicht mehr bewusst. Der
Bayerische Gemeindetag hat
schnell gehandelt und - noch
unter dem Eindruck der Hoch-
wasserereignisse - einen Ar-
beitskreis eingerichtet, in dem
Experten u. a. der Wasserwirt-
schaft alle Überlegungen zu-
sammengetragen haben, die
einen besseren Hochwasser-
schutz in den Kommunen er-
möglichen. Herausgekommen
ist eine anschauliche Broschü-
re, die wir auf der Kommunale
vorstellen werden. 

Auf der Kommunale 2001
und auch schon bei der er-
sten Kommunale im Jahr
1999 stand die Moderni-
sierung der Rathausverwal-
tung im Vordergrund der Ta-
gung. Ist in diesem Bereich
dieses Mal nichts geboten?

Dr. Brandl: Oh doch. Die
auf der letzten Kommunale
vorgestellte Projektstudie 2001
ist ja ein fortlaufender Pro-
zess. Die Rathäuser befinden
sich in einem ständigen Wan-
del. Sie bemühen sich unent-
wegt, den neuen Anforderun-
gen an Technik und Beratung
gerecht zu werden. Neues
Steuerungsmodell, neues Rech-
nungswesen und E-Government
sind nur einige der bekannte-
ren Schlagworte. Unter dem
Titel „Rathaus 2005“ werden
wir in Nürnberg eine Zwi-
schenbilanz zur Projektstudie
2001 ziehen. 

Diesmal geht es darum, mit
welchen technischen Methoden
künftig die Rathäuser mit ande-
ren Behörden, aber auch mit
den Bürgerinnen und Bürgern
kommunizieren. Daher der Ar-
beitstitel: „Mit neuen Medien
in die Zukunft“. Stichwort
„moderne Technik“: Die Lan-
desvermessungsverwaltung
bietet seit kurzer Zeit den Ge-
meinden sogenannte digitale
Flurkarten an. Damit können
Bauleitpläne, also Bebauungs-
pläne und Flächennutzungs-
pläne, schneller, leichter und
genauer erstellt und angepasst
werden. Auch dies gehört zu ei-
nem modernen Rathaus. Auf
der Kommunale 2003 wird die
neue Technik ausführlich vor-
gestellt. DK

ENTSORGA Köln 2003 präsentiert:

„VAK in motion“ 
30 Firmen mit 50 kommunalen Fahrzeugen

als spektakuläre Schau

Der Verband der Arbeitsgeräte- und Kommunalfahrzeug-Indu-
strie e. V. - VAK - hat seine Mitglieder aufgerufen, in einer ein-
zigartigen Show ihre Fahrzeuge und Leistungen zu präsentie-
ren. An die 30 Firmen sind diesem Appell gefolgt und werden
auf der globalen Umweltmesse ENTSORGA vom 23. bis 27.
September 2003 im Verbund auftreten und mehr als 50 Fahr-
zeuge aus den Bereichen Entsorgungsfahrzeuge, Kehrmaschi-
nen, Flüssigabfallentsorgungs- und Reinigungssysteme sowie
Abroll- und Absetzkipper und Winterdienstfahrzeuge vor-
führen.

Die ENTSORGA ist als weltweit operierende Umweltmesse
die geeignete Informationsplattform für den Interessenverband
und seine Mitglieder. Aktuelle Themen werden in der Messehal-
le auf einem Gemeinschaftsstand angesprochen und auf dem
großen Vorführgelände im Freien, kann der Messebesucher sich
bei den fahrzeugspezifischen Live-Vorführungen von der Vielfalt
der Kommunalwirtschaft überzeugen. Die unterschiedlichen Ent-
sorgungsfahrzeuge und Arbeitsgeräte werden von einem Mode-
rator während ihrer Demonstrationen erläutert und auf diverse
Fragestellungen kann explizit eingegangen werden.                      ?

Grünlandprämie für Landwirte:

Auch in Wasserschutzgebieten
dringend erhalten!

„Die kommunalen Wasserversorger haben ein vitales Interesse an
einer gewässerunschädlichen Bewirtschaftung von Grundstücken
in ihren Wasserschutzgebieten. Ausgleichszahlungen für wirt-
schaftliche Nachteile von Landwirten auf solchen Flächen sind des-
halb gerechtfertigt“, betonte der Präsident des Bayerischen Ge-
meindetags, Dr. Uwe Brandl. „Sie können aber den Wegfall der
landwirtschaftlichen Förderprogramme nicht kompensieren.“

Zum Schutz des Grundwassers
gibt es in vielen Wasserschutzge-
bieten das Verbot, Grünland um-
zubrechen. In solchen Fällen er-
halten die Landwirte häufig staat-
liche Leistungen (Grünlandprä-
mie) nach dem Kulturlandschafts-
programm. Diese staatlichen Lei-
stungen können jetzt aufgrund der
EU-rechtlichen Vorgaben nur
noch bezahlt werden, wenn der
Landwirt freiwillig darauf ver-
zichtet, Grünland umzubrechen
und hierzu nicht bereits durch die
Auflagen in der Wasserschutzge-
bietsverordnung verpflichtet ist. 

Die Bayerische Staatsregierung
will über 1000 Verordnungen für
Wasserschutzgebiete ändern und
die Schutzauflagen (Umbruch-
verbot für Grünland) streichen,
um die EU-rechtlichen Vorgaben
für die Zahlung von Grünland-
prämien an die Landwirte zu er-
füllen. Der Bayerische Gemein-
detag trägt bei diesem Konzept
für die Gemeinden akzeptable
Lösungsvorschläge mit. Dazu

kann nach einer sorgfältigen Prü-
fung auch die Änderung von
Schutzgebietsverordnungen
gehören, um eine reibungslose
Zahlung der Grünlandprämie zu
ermöglichen. Dieser Weg ist aber
dann nicht gangbar, wenn eine
Herausnahme von Schutzaufla-
gen aus der Verordnung dem
Trinkwasserschutz widerspre-
chen würde. Im Einzelfall kann
auf Antrag eines Landwirts für
wirtschaftliche Nachteile ein Aus-
gleich gezahlt werden.

Der Gemeindetag lehnt jedoch
eine Automatik, dass anstelle der
staatlichen Förderung eine ge-
meindliche Ausgleichszahlung in
Wasserschutzgebieten erfolgen
muss, strikt ab. Ausgleichslei-
stungen können nur gewährt wer-
den, soweit für den Grundei-
gentümer ein wirtschaftlicher
Nachteil vorhanden ist und für die
Zahlung eine Rechtsgrundlage
besteht. Die Zahlungen sind näm-
lich Bestandteil der Kalkulation
von Wassergebühren.                   ?
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Das neue Lkw-Mietkonzept von Mercedes-Benz CharterWay:

Flexibilität und Kostensicherheit
Ein Unternehmen muss sich an ständig wechselnde Marktan-
forderungen anpassen können - das ist inzwischen Allgemein-
wissen. Für das Transportgeschäft heißt das, terminlich sen-
sibles Alltagsgeschäft, saisonale Spitzen, ein kurzfristiges Auf-
tragshoch oder eine "Anfrage über Nacht" flexibel ableisten zu
können - ohne dabei zuviel investieren zu müssen. 

Das neue Lkw-Mietkonzept
von Mercedes-Benz Charter-
Way setzt genau hier an: Es er-
möglicht seinen Kunden Mo-
bilität, Kostensicherheit und
Transparenz. Kurz: Es bietet
dem Kunden ein wirklich pas-
sendes Nutzfahrzeug, wann und
wo immer er es benötigt und zu
fairen, im Voraus absehbaren
Kosten.

Mobilität für 
jeden Bedarf

„Das Mieten von Nutzfahr-
zeugen hilft dem Unternehmer,
weniger Kapital zu binden und
gleichzeitig voll einsatzfähig zu
bleiben. Das ist echte wirt-
schaftliche Unabhängigkeit,“
fasst Hans-Bahne Hansen, Ge-
schäftsführer bei CharterWay,
die Hintergründe zum neuen
Produkt zusammen.

Der Kunde kann sich bei der
CharterWay Miete genau das zu
seiner tagesaktuellen Bedarfsla-
ge passende Fahrzeug aussu-
chen. Die Mietdauer ist dabei
von einem Tag bis zu mehr als
einem Jahr flexibel, und die
große Palette an Fahrzeugtypen
deckt zahlreiche Branchen-An-
forderungen ab. So bietet der
CharterWay Fuhrpark neben
Standardfahrzeugen wie z.B.
Sattelzugmaschinen auch Lkw
mit branchenspezifischen Aus-
stattungen wie Müll- oder Ge-
tränkefahrzeug.

Auf diese Weise kann der
Kunde entscheiden, ob er ein
z.B. ein spezielles Kühlfahr-
zeug für einen Tag oder aber ei-
ne ganze Entsorgungsflotte für
einen längeren Zeitraum mieten
möchte. Bei Bedarf wird die
Mietzeit einfach verlängert, die
Raten werden entsprechend an-
gepasst. Wer das Fahrzeug län-
ger als ein Jahr benötigt, kann
einfach auf die Langzeitmiete
„umsteigen".

Lokale Kompetenz bei
Auswahl und Abwicklung

„Kurzfristig“ heißt im Nutz-
fahrzeugbereich meistens „so-
fort“. Das Fahrzeug muss
schnell und ohne großen Ver-
waltungsaufwand zur Stelle
sein. Gleichzeitig sind solide
Beratung und fachliche Kompe-
tenz unerlässlich, damit das
Fahrzeug dann auch zur gefor-
derten Einsatzart passt. Aus die-
sem Grund hat Mercedes-Benz
CharterWay, bislang als Dienst-
leistungstochter des Daimler-

Chrysler-Konzerns von Berlin
aus aktiv, die eigene regionale
Vertriebspräsenz erweitert.

„Mietstützpunkte“

Bundesweit bieten derzeit 31
sogenannte „Mietstützpunkte“
fundiertes Know-how und eine
große Fahrzeugauswahl vor
Ort. Der Kunde wird von einem
Experten bezüglich Einsatzart
und Auswahl der Nutzfahrzeuge
persönlich beraten und erhält
sofortig ein entsprechendes An-
gebot - auf Wunsch auch telefo-
nisch. Die Fahrzeugübernahme
erfolgt direkt am Stützpunkt.

Leistungen im Überblick

Im CharterWay Fuhrpark be-
finden sich mehr als 1.500 Stan-
dard- bzw. branchenspezifische
Fahrzeuge. Im Rahmen der

Miete sind folgende Leistungen
enthalten:
? An- und Aufbauten
? Kfz-Steuern
? GAP-Unterdeckungsschutz
? Reifenersatz und -service
? Rundfunkgebühren
? Versicherung
? Anhängersteuerzuschläge ab

18t/25t
? Reparatur und Wartung
? Gesetzliche Prüfarbeiten
? Fahrzeugmanagement
? Unfallmanagement
? Ersatzfahrzeug-Gestellung

Fahrer inklusive

Doch meistens braucht der
Kunde nicht nur ein Fahrzeug,
sondern auch einen Fahrer. Hier
hat sich das in dieser Form in
Deutschland einmaliges Zusatz-
angebot CharterWay „Miet und
Fahr“ bewährt: In Zusammenar-
beit mit der Dekra Arbeit
GmbH bietet CharterWay das
Nutzfahrzeug samt Fahrer an.
Für den Kunden bedeutet dies:
Ein Anruf - und Fahrzeug mit
Fahrer stehen bereit.             ?

Mobilität für jeden Bedarf: das neue Lkw-Mietkonzept von Mercedes-Benz.                                  ?

Mercedes-Benz:

Unimog überzeugt Brand- und
Katastrophenschützer

Beim „Internationalen Symposium für Waldbrand-Bekämp-
fung und Katastrophenschutz“ im Kundencenter des Daimler-
Chrysler-Werks Rastatt und in der Kiesgrube Ötigheim (bei Ra-
statt), dem schwersten Off-Road-Testgelände Europas, hat der
Mercedes-Benz Unimog sein breit gefächertes Einsatzspektrum
beim Retten von Menschenleben, Löschen schwierigster Brände
und Bergen von Gütern in Form einer Vielzahl realitätsnaher
Einsatzdemonstrationen unter Beweis gestellt. Veranstalter war
der zum Geschäftsbereich Mercedes-Benz Lkw der Daimler-
Chrysler AG gehörende Produktbereich Unimog. 

Vor den über 600 geladenen
Fachleuten von Feuerwehren, Po-
lizei, Notärzten, Technischen
Hilfswerken und anderen Hilfs-,
Brand- und Katastrophenschutz-
Organisationen aus aller Welt hat
zeitgleich im Werk Wörth der
DaimlerChrysler AG der Serien-
anlauf des U 5000, des leistungs-
stärksten Unimog aus der Pro-
duktlinie der hochgeländegängi-
gen Fahrgestelle und Transport-
fahrzeuge, stattgefunden. 

Der Mercedes-Benz Unimog
ist ein unverzichtbares Mitglied
der breit gefächerten Feuerwehr-
und Katastrophenschutz-Fahr-
zeugpalette von DaimlerChrysler.
Dieses weltweit einsetzbare und
seit Jahrzehnten erprobte Lösch-
und Katastrophenschutz-Fahr-
zeugkonzept bietet eine Vielfalt
zusätzlicher Nutzungsmöglich-
keiten bei den Feuerwehren, den
Technischen Hilfswerken, der
Polizei, dem Roten Kreuz und an-
deren Hilfsdiensten. 

Insgesamt 17 Fahrzeuge aus
der geländegängigen Geräteträ-
ger-Baureihe Unimog U 300 bis
U 500 und der hochgeländegän-
gigen Fahrgestell-Baureihe Uni-
mog U 3000 bis U 5000 sowie
zwei weitere Unimog-Einsatz-
fahrzeuge mit den Typ-Bezeich-
nungen U 1550 L und U 2150 L
aus der früheren Schweren Uni-

mog-Baureihe - alle ausgerüstet
mit landesspezifischen Spezial-
aufbauten internationaler Aufbau-
Hersteller sowie Rettungs- und
Bergungsgeräten der europäi-
schen Unimog-Geräte-System-
Partner - haben eindrucksvoll de-
monstriert, was der Unimog unter
extremen Einsatz- und Gelän-
debedingungen bei der Wald-
brand-Bekämpfung, der Scha-
densbehebung nach Hochwasser,
Stürmen und Erdbeben sowie bei
Rettungsaktionen nach Unfällen
zu leisten im Stande ist. Die span-
nungsfreie Aufbau-Lagerung, bis
zu 160 kW (218 PS) Motorlei-
stung, die serienmäßige elektro-
nisch-pneumatische Telligent-
Schaltung mit acht Vorwärts- und
sechs Rückwärtsgängen sowie
das „Electronic Quick Reverse“-
System (EQR) für schnelle Wen-
demanöver in kritischen Situatio-
nen sind hier nur einige Beispiele
aus der Serienausstattung. Neben
der serienmäßigen Einzelkabine
stehen auch Doppelkabinen für
Mannschaftstransporte bis zu
sechs Personen zur Wahl. 

Beide Produktlinien des Mer-
cedes-Benz Unimog sind prä-
destiniert für Einsätze unter
schwierigen Bedingungen. Es
gibt kaum eine Situation im Rah-
men der Brandbekämpfung, des
Katastrophenschutzes und der

Rettungsdienste, die von die-
sen geländegängigen Fahrzeugen
nicht gemeistert werden könnte. 

In enger Zusammenarbeit mit
qualifizierten Aufbau-Herstellern
ist vor allem mit den hochgelän-
degängigen Fahrgestellen und
Transportfahrzeugen der Baurei-
he U 3000 - U 5000 ein speziell
auf die landesspezifischen Be-
dürfnisse und Vorschriften der
Feuerwehren und des Katastro-
phenschutzes zugeschnittenes
Konzept realisiert worden, des-
sen Basis ein leistungsstarker An-
triebsstrang ist. Der Unimog
kann dabei zum schweren Ein-
satzfahrzeug für die Waldbrand-
Bekämpfung und/oder für tech-
nische Hilfeleistungen ausgerü-
stet und/oder mit schweren Auf-
bauten wie Kränen oder Hubar-
beitsbühnen versehen werden.
Durch seine flexiblen Nutzungs-
möglichkeiten kann der Merce-
des-Benz Unimog sowohl als all-
radgetriebenes Tanklöschfahr-
zeug auf und abseits der Straße,
als Schlauchwagen VW 2000-
TR, als Rettungswagen, als mo-
bile Werkstatt-Station, als Kom-
mando-Zentrale mit Funkein-
richtung oder als Tankwagen ein-
gesetzt werden. 

Neben ausführlichen Informa-
tionen zur Technik und zu den
Einsatzmöglichkeiten des Uni-
mog standen schließlich praxis-
bezogene Vorträge von Col. Lt.
Didier Besson (Leiter der Feuer-
wehrzentrale Royan im Südwe-
sten Frankreichs) und Helmut
Moser (Allrad-Fahrtrainer und
Herausgeber/Chefredakteur der
Zeitschrift „4 Wheel Drive“ aus
Wels/Österreich) im Fokus des
Interesses.                                         ?

Aktion Saubere Stadt:

Schmutzfinken sind „uncool“
Kinder lernen Umweltschutz spielerisch beim

Gemeinschafts-“Räumdienst“

München/Würzburg - Als Schirmherr der bayernweiten Ini-
tiative „Aktion Saubere Stadt“ hat Umweltminister Werner
Schnappauf den Würzburger Aktionstag „Saubere Kinder-
spielplätze“ unterstützt. Nach den Worten des Ministers ist
der Spielplatz-“Räumdienst“ eine von zahlreichen Veran-
staltungen, die im Rahmen des Projekts „Aktion Saubere
Stadt“ stattfindet. 

Bereits im Frühjahr hat der
Minister beim Großreinema-
chen von Badeseen und Stadt-
bächen mit angepackt. Für
Schnappauf sind Sauberkeit und
Sicherheit Werte, die zusam-
mengehören. Schnappauf lobte
besonders die Eigeninitiative
der Kommunen zusammen mit
den örtlichen Vereinen und der
Bürgerschaft.

Schätzen und schützen

Schnappauf sprach sich da-
für aus, das eigene Umweltbe-
wusstsein in den eigenen vier
Wänden auch vor der Haustü-
re auszuprobieren. „Selber ein
Vorbild sein, und damit dem
Schmutzfink keine Chance ge-
ben“, so Schnappauf. Der Mini-
ster appellierte an Eltern und
Kommunen, Kindern frühzeitig
die Natur und Umwelt nahe zu
bringen. „Denn nur was der
Mensch kennt, schätzt und
schützt er auch“.

Der Aktivspielplatz auf dem
Landesgartenschaugelände in

Würzburg kann dazu als Vorbild
dienen. Neben den üblichen
Spielgeräten wurde dort eine
Wasserspiellandschaft und mit
finanzieller Unterstützung des
Umweltministeriums ein Baum-
und Kräuterlehrpfad eingerich-
tet. Dieser findet nicht nur bei
den vielen Besuchern der Park-
anlage Interesse, sondern dient
auch der frühen Umwelterzie-
hung der Kinder.

Spielerisches Lernen

Kindern aus den Würzburger
Kindergärten Deutschhaus und
Hl. Kreuz wurden zum Spiel-
platz-“Räumdienst“ erklärt und
durften fleißig die Müllmonster
„Pappi“, „Komposti“, „Gelbi“
und „Restramschi“ füttern. Die
Kinder sollen so spielerisch Ab-
falltrennung lernen. Bei falscher
Fütterung „beißt“ das Müllmon-
ster zum Spaß der Kinder zu.
Schnappauf: „Bei solchen Aktio-
nen lernen Kinder, wie Mülltren-
nung funktioniert und dass
Schmutzfinken ‘uncool’ sind.“?
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Freistaat Bayern und DB AG:

Einigung auf neuen
Zehn-Jahres-Vertrag

Wiesheu und Mehdorn unterzeichnen zusätzlich Rahmenvereinbarung zur
Zukunft des Schienenverkehrs/Einigung hat Gesamtvolumen von 21 Mrd. Euro

Über ein Gesamtpaket von 21 Milliarden Euro an Schienen-
verkehrsleistungen und -infrastrukturinvestitionen haben sich
heute in München Bayerns Verkehrsminister Otto Wiesheu
und Bahnchef Hartmut Mehdorn geeinigt. Zum einen besteht
es aus dem neuen Verkehrsdurchführungsvertrag zwischen
dem Freistaat Bayern und der DB AG, der über die nächsten
zehn Jahre geht und Nahverkehrsleistungen im Umfang von
rund 8 Milliarden Euro umfasst. Zum anderen fixierten Wies -
heu und Mehdorn darüber hinaus in einer Rahmenvereinba-
rung ein Zehn-Jahres-Entwicklungskonzept für die gesamte
Schieneninfrastruktur im Freistaat. 

Dort sind u.a. die wichtigsten
Schienenprojekte in Bayern für
den Fern- und Regionalverkehr
sowie der S-Bahnen verbindlich
vereinbart. Sie haben ein Volumen
von 13 Milliarden Euro. 

Sieger ist der Bahnkunde

Bayerns Verkehrsminister Otto
Wiesheu bezeichnete die Eini-
gung als „bahnbrechende Wei-
chenstellung für einen attraktiven
und erfolgreichen Bahnverkehr
im Freistaat“. „Der Zug rollt in
die richtige Richtung. Die Schie-
ne wird in Bayern künftig für ei-
ne große Zahl von Verkehrsteil-
nehmern eine noch interessantere
Alternative. Der Sieger bei den
Verhandlungen ist der Bahnkun-
de!“ bekräftigte der Minister. 

Das letzte Wort hat nach der
heutigen Vertragsparaphierung
noch das Bayerische Kabinett.

Die Zustimmung des Kabinetts
ist Voraussetzung für das Wirk-
samwerden des Vertrags. Darüber
hinaus wird sich nach der Land-
tagswahl auch der neue Bayeri-
sche Landtag mit den beiden Ver-
einbarungen befassen.

Ausnahmeregelung

Der neue Verkehrsdurchfüh-
rungsvertrag endet mit Ablauf des
Jahres 2013. Eine Ausnahmere-
gelung gilt für die S-Bahnen in
München und Nürnberg. Dort ga-
rantiert die Einigung der DB Re-
gio AG die Leistungen bis 2017.
Grund für diesen längeren Zeit-
raum sind die enormen Investitio-
nen, die von ihr in beiden Regio-
nen unternommen werden müs-
sen. „Wir geben der Bahn damit
die nötige Planungssicherheit“,
merkte der Minister an. Der erste
Verkehrsdurchführungsvertrag

zwischen Freistaat und DB AG
war Ende 2001 ausgelaufen. Für
2002 gab es eine vertragliche
Übergangsregelung. 

Der Freistaat hat seit 1995/
1996, als die Länder die Verant-
wortung für den Schienenperso-
nennahverkehr (SPNV) erhielten,
das Angebot um 20 Prozent bzw.
19 Millionen Zugkilometer er-
höht. Von den 102 Millionen Zug-
kilometer, die der Freistaat im Jahr
2003 insgesamt im SPNV bestellt
hat, fährt die DB AG rund 98 Mil-
lionen Zugkilometer und erhält
dafür aktuell 733 Millionen Euro.

Größtes Eisenbahnland

Minister Wiesheu kündigte an,
dass in den nächsten Jahren der
Wettbewerb auf der Schiene in
Bayern weiter ins Rollen kom-
men wird, da 33 Millionen Zug-
kilometer davon sukzessive aus-
geschrieben werden sollen bzw.
bereits im Ausschreibungsverfah-
ren sind. Mit den jährlich garan-
tierten 1,5-prozentigen Erhöhun-
gen bei den Bestellentgelten und
abzüglich der Ausschreibungen
umfasst der neue Vertrag einen
Gesamtbetrag von rund 8 Milliar-
den Euro. „Bayern bleibt damit
das größte Eisenbahnland in
Deutschland“, stellte Minister
Wiesheu fest.

Um den SPNV in Bayern at-
traktiver zu machen, setzt der
Freistaat aber nicht nur auf mehr
Wettbewerb. So sollen Neuerun-
gen bei der Preisgestaltung noch

mehr Kunden anziehen. Minister
Wiesheu führte dabei insbesonde-
re das Single-Ticket auf, mit dem
einzelnen Personen die Nutzung
aller Nahverkehrszüge in Bayern
zum Pauschalpreis von 15 Euro
spätestens ab dem neuen Fahr-
planwechsel Mitte diesen De-
zembers ermöglicht wird.

Wiesheu betonte, dass auch die
Qualitätssicherung im neuen 10-
Jahres-Vertrag einen erhöhten
Stellenwert habe. So müsse die
Bahn künftig nicht nur mehr bei
Unpünktlichkeit mit finanziellen
Abzügen rechnen, sondern auch
bei fehlender Sauberkeit oder un-
genügender Fahrgastinformation.
Ein weiterer Schritt zu mehr Qua-
lität sei laut Wiesheu auch die Zu-
sicherung der DB AG, für den
SPNV in Bayern neue Schienen-
fahrzeuge im Wert von fast 700
Millionen Euro anzuschaffen.
Mit den bei Ausschreibungspro-
jekten geforderten Fahrzeugin-
vestitionen wird sich das Gesamt-
volumen bei den Fahrzeugneube-
stellungen auf über 1 Milliarde
Euro belaufen.

Einzigartiges Konzept

Mit dem vereinbarten Zehn-
Jahres-Entwicklungskonzept für
den Schienenverkehr in Bayern
stellen Wiesheu und Mehdorn die
partnerschaftliche Entwicklung
auf neue Füße. Minister Wiesheu,
der auf die Einzigartigkeit dieses
Konzepts in Deutschland ver-
wies, machte deutlich, daß die
prognostizierte Verkehrsentwick-
lung in Bayern die Umsetzung
wichtiger Infrastrukturprojekte
unbedingt erforderlich mache.
Deshalb habe man neben Aussa-
gen zu den Zielen der DB AG
beim Fern- und Güterverkehr im
Freistaat in erster Linie die inhalt-
liche und zeitliche Fixierung der
wichtigsten Ausbauprojekte in
Bayern als Kerninhalt festgelegt. 

Es handelt sich dabei um den

Ausbau der Fernverkehrsachse
Ulm - Augsburg - München -
Mühldorf - Freilassing, den Aus-
bau der Fernverkehrsachse Mün-
chen - Ingolstadt - Nürnberg - Er -
furt, den Ausbau der Fernver-
kehrsachse München - Lindau,
die Fortführung des Neigetech-
nik-Ausbaus im Allgäu und in
Nordbayern, den S-Bahn-Ausbau
in München und Nürnberg, den
Regio-Schienen-Takt Augsburg,
die Beseitigung der Unfall-
schwerpunkte an Bahnübergän-
gen und die Entwicklung der Per-
sonenbahnhöfe. 

Quantensprung

Wiesheu nannte es einen Quan-
tensprung, daß die DB AG für
diese Projekte im Gesamtumfang
von rund 13 Milliarden Euro ihre
verbindliche Zusage gegeben ha-

be. Ihre Durchführung stünde
jetzt lediglich mehr unter dem
Vorbehalt, dass der Bund dort, wo
er gefordert ist, die erforderlichen
Mittel bereitstellt und die notwen-
digen Rechtsverfahren zügig
durchgeführt werden. 

Projektüberwachung

Wichtig sei laut Minister Wies-
heu in diesem Zusammenhang
auch, dass Bayern und die DB AG
bei wichtigen Maßnahmen künftig
eine kontinuierliche gemeinsame
Projektüberwachung betreiben
werden. Die jeweilige Projektlei-
tung ist damit sowohl dem Kon-
zernvorstand der DB AG als auch
dem Freistaat gegenüber unmittel-
bar verantwortlich. „Das gibt den
nötigen Druck für die zeitgerechte
Umsetzung der Projekte“, merkte
der Minister an.                            ?

So oder so ähnlich könnte es in einigen Jahren am Münchner
Hauptbahnhof aussehen. Animation: Stoiber

Positive Landesplanerische Abstimmung:

Transrapid startet in Hochlage
am Hauptbahnhof

München - „Durch den positiven Beschluss der Regierung von
Oberbayern zur Hocheinführung der Magnetschwebebahn in
den Hauptbahnhof ist die Bayerische Magnetbahnvorberei-
tungsgesellschaft (BMG) voll bestätigt worden“, sagte Dr. Jo-
sef Zeiselmair in München. Der Transrapid - so die Regierung
von Oberbayern bei der Bekanntgabe des Entscheides in der
ergänzenden landesplanerischen Abstimmung -  leiste einen
positiven Beitrag zur Stärkung des ÖPNV in der Region. Alle
technischen Einzelheiten würden durch das jetzt einzuleitende
Planfeststellungsverfahren beantwortet werden. 

„Mit der Hocheinführung
wird München um eine Attrakti-
on reicher werden. Der Transra-
pid werde das Münchner Stadt-
bild prägen. Er muss sich nicht
tief unter dem Hauptbahnhof
verstecken“, freute sich der Ge-
schäftsführer. Die Tieflage sei
die Alternative gewesen. Im Be-
reich des Vorplatzes an der Bay-
erstraße könne sich im Umfeld
zahlreicher internationaler Ho-
tels ein attraktiver „Transrapid-
Platz“ entwickeln. 

Planfeststellung als Ziel

Die BMG werde jetzt mit
Nachdruck an dem nächsten
Ziel, der Planfeststellung, arbei-
ten. „Wir wollen unsere Aufga-
ben sorgfältig und möglichst
rasch erledigen“, betonte der
Geschäftsführer und wies dar-
auf hin, dass wie immer Gründ-
lichkeit vor Schnelligkeit gehe.
„Das entscheidende Anliegen

der Transrapidverbindung zwi-
schen Hauptbahnhof und Flug-
hafen ist es, den überregionalen
Verkehr von der Straße auf die
Schiene zu verlagern“, so der
Geschäftsführer. 

Optimistisch in die Zukunft

Die Förderung der Transra-
pid-Technologie sei nicht nur
ein Anliegen der Bayerischen
Staatsregierung, sondern auch
der Bundesregierung und der
Regierungsparteien in Berlin.
„Dies ist im Koalitionsvertrag
vereinbart worden“, erinnerte
Zeiselmair. Außerdem hätten
sich die Bundesminister Stolpe
und Clement, aber auch jetzt
Frank-Walter Steinmeier, Chef
des Bundeskanzleramtes, für
das bayerische Magnetbahnpro-
jekt stark gemacht. Zeiselmair:
„Wir haben allen Grund, opti-
mistisch in die Zukunft zu
blicken.“                                      ?

Bayerwald-Ticket:

Familienfreundliches
ÖPNV-Angebot

Bis 31. Oktober 2003 ist noch Bayerwald-Ticket-Zeit. Mit vie-
len Bussen, der Waldbahn und auf einem Teil der Oberpfalz-
bahn geht es auf Erkundungstour durch den Naturpark und in
den Nationalpark Bayerischer Wald. Und dies schon ab 5 Euro
pro Person und Tag.

In diesem Jahr konnte das Ta-
rifgebiet nochmals erweitert
werden. Das Bayerwald-Ticket
gilt jetzt auf allen RBO-Linien
im Landkreis Freyung-Grafenau.
Wie bisher erschließt das Bayer-
wald-Ticket-PLUS das gesamte
Netz der Waldbahn und gilt zum
Preis von 10 Euro schon ab
Plattling. Das Bayerwald-Ticket
ist ein besonders familienfreund-
liches ÖPNV-Angebot im
Bayerischen Wald. Die Famili-
enkarte zu 10 Euro (bzw. 20 Eu-
ro Bayerwald-Ticket-plus) gilt
für zwei Erwachsene und bis zu
vier Kinder bis 17 Jahre, bzw. für
alle Kinder einer Familie. Kinder
unter sechs Jahre haben generell
freie Fahrt. Auch Hunde dürfen
kostenlos mit.

Appetithappen

Das Bayerwald-Ticket ist der
ideale Fahrschein für Ausflüge
in den Bayerischer Wald, da von
der Waldbahn Anschlüsse zu 
den wichtigen Bus-Verbindun-
gen zum und im Nationalpark,
aber auch rund um den Arber be-
stehen. Die Zeiten, in denen man
sich gute Freunde zum Abholen
oder ein zweites Auto am Ziel
organisieren musste, sind vorbei. 

In einer ausführlichen Infor-
mationsbroschüre mit Fahrplä-
nen, Kartenübersicht und Hin-
weisen zu Vergünstigungen wur-
den die schönsten Wander-
und Ausflugstipps zusammenge-
stellt. Die Handreichung, erhält-
lich u.a. beim Tourismusreferat
am Landratsamt und bei den
Tourist-Informationen der Ge-
meinden, will Appetit auf die
vielen Möglichkeiten machen,
die das Bayerwald-Ticket bietet.
Aufgerufen wird dazu, das preis-
werte Angebot zu nutzen und
Waldbahn und Bussystem zu
ganz persönlichen Lieblingstou-
ren durch den Naturpark und in
den Nationalpark Bayerischer
Wald zu kombinieren. Auch
könne das „Grüne Dach Euro-
pas“ grenzüberschreitend durch-
quert werden. Zudem bringe im

Nationalpark Sumava ein gut
funktionierendes Bussystem den
Gast preiswert zu vielem Se-
henswerten.

Am Geltungstag ist ein beliebi-
ger Wechsel der Verkehrsmittel
im Verbundgebiet möglich, ohne
einen neuen Fahrschein lösen zu
müssen. Gerade für längere Ziel-
Wandertouren bietet sich der 
ÖPNV mit dem Bayerwald-Ticket
an, so braucht man nicht mehr
zum Ausgangspunkt zurück. 

Neben den Automaten-Fahr-
scheinen gibt es bebilderte Bil-
lets, die am Geltungstag mit dem
Eintrag von Datum und Unter-
schrift vom Fahrgast entwertet
werden. Das heißt, diese Tickets
können im Vorverkauf erworben
werden und eignen sich gut als
Geschenk, als kleine Aufmerk-
samkeit aus der Region oder als
Einladung zu einem Ausflug.

Vernetztes System

Das Bayerwald-Ticket ist das
Ergebnis gemeinsamer Bemü-
hungen, den Individualverkehr
am Nationalpark Bayerischer
Wald zu reduzieren. Was vor
acht Jahren mit den Igelbussen
im Nationalpark Rachel-Lusen-
Gebiet begann, wurde nun we-
sentlich erweitert. Im National-
park Rachel-Falkenstein-Gebiet
verkehren die Falkenstein-Busse
und machen auch hier ohne Auto
mobil. Das Rückgrat des Natio-
nalpark-Verkehrs bildet die
Waldbahn, die die beiden Natio-
nalpark-Teile umweltfreund-
lich miteinander verbindet.
Durch das Bayerwald-Ticket
werden diese drei Verkehrssyste-
me preiswert miteinander ver-
netzt. Zwischen Plattling und
Bayerisch Eisenstein, zwischen
Furth im Wald und Grafenau,
zwischen Kaitersberg, Osser, Ar-
ber und Lusen kann man den
Bayerischen Wald jetzt mit ei-
nem Ticket erfahren. Für kleine-
re Unternehmungen im  Natio-
nalpark gelten auch weiterhin
die Tarife von Igel- und Falken-
stein-Bussen.                             DK

Wie viel zahlen Kommunen
für den Verkehr?

Arbeitsblätter ermöglichen Kostenberechnung

Verkehr verursacht Kosten, nicht nur für den Straßenbau. Wie viel
jedoch eine Gemeinde insgesamt für den Verkehr ausgibt, ist aus
dem kommunalen Haushalt nicht ohne weiteres ersichtlich. Ein Teil
der Ausgaben, der für den Verkehr anfällt, wird nicht im Verkehrs-
haushalt erfasst, sondern „versteckt“ sich in anderen Haushaltsti-
teln, zu denen beispielsweise Ausgaben für die Abwasserbeseitigung,
Grünflächen oder Schulen gehören. Das Umweltbundesamt (UBA)
stellt zwei Instrumente vor, mit deren Hilfe solche versteckten Aus-
gaben sichtbar gemacht werden. 

Zur Erfassung des Autover-
kehrs hat die internationale Um-
weltagentur der Gemeinden (In-
ternational Council for Local En-
vironmental Initiatives, ICLEI),
mit Unterstützung des Umwelt-
bundesamts die Ausgaben der
Städte Bremen, Dresden und
Stuttgart für den motorisierten In-
dividualverkehr untersucht. Pro
Einwohner geben diese Gemein-
den jährlich zwischen 110 und
145 Euro für den Autoverkehr
aus. Einnahmen sind bereits ein-
bezogen. Wird dieses Ergebnis
auf die Gesamtzahl der Bundes-
bürger hochgerechnet, ergibt sich
eine Summe von 10,5 Milliarden
Euro, mit der die Kommunen den
Autoverkehr subventionieren. Die
Ausgaben der Länder und die des
Bundes sind hierbei nicht mit-
berücksichtigt. 

Damit auch andere Gemeinden
ihre Ausgaben für den Autover-
kehr berechnen können, hat
ICLEI übersichtliche Arbeitsblät-
ter zur Auswertung des Haushalts-
plans erstellt. Auch interessierte
Bürger sowie Organisationen
können sich mit dieser Hilfe zu-
rechtfinden. 

Einen Überblick über die ge-
samten Verkehrsausgaben und
Einnahmen, zu denen sowohl die
des Autoverkehrs, als auch die
der öffentlichen Verkehrsmittel,
Fußgänger, Fahrradfahrer und die
des Güterverkehrs zählen, können
sich die Kommunen mit Hilfe des
computergestützten Verfahrens

Least Cost Transportation Plan-
ning (LCTP) verschaffen. Es wur-
de von der IVU Traffic Technolo-
gis AG im Auftrag des UBA ent-
wickelt und in Göttingen, Görlitz,
Hannover und Heidelberg er-
probt. LCTP bietet nicht nur
eine Jahresübersicht der Verkehrs-
ausgaben im Haushaltsplan. Es
können auch Kosten und Um-
weltwirkungen von Planungsvari-
anten bewertet werden. Darüber
hinaus kann geprüft werden, ob
die für die Unterhaltung der Ver-
kehrsanlagen eingesetzten Mittel
ausreichen. Ein Leitfaden zur An-
wendung von LCTP in den Kom-
munen sowie ein Tabellensatz im
Excel-Format sind unter der
Adresse http://www.umweltbun-
desamt.de im Internet verfügbar.
Er ist als Arbeitshilfe für die An-
wendung in Finanz- oder Ver-
kehrsämtern der Kommunen und
in Planungsbüros konzipiert.    KI
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Karl-Heinz Bauernfeind:

Vielfältige Aufgaben nicht nur
als Bürgermeister 

„Es macht mir immer noch Spass, meine Heimatstadt mitge-
stalten zu können. Erding hat einiges erreicht. Mit den Erdin-
gern ist gut arbeiten und gut auszukommen.“ Schmuck stehe
die oberbayerische Semptstadt mit ihren 32.000 Einwohnern
heute da, sagt Erster Bürgermeister Karl-Heinz Bauernfeind,
seit 1990 im Amt, voller Stolz; dies würden nicht nur die Be-
wohner selbst bestätigen, sondern auch die immer zahlreicher
werdenden Besucher und Gäste. 

In diesem Jahr gibt es einen
guten Grund für die Erdinger,
sich selbst zu feiern, denn vor
775 Jahren wurde Erding zur
Stadt erhoben. Erding hat sich
zu einer zukunftsorientierten
Kleinstadt entwickelt, in der der
Begriff Einkaufserlebnis eine
immer größer werdende Bedeu-
tung gewinnt. Mit großer Lei-
denschaft trieb Bürgermeister
Bauernfeind die Altstadtsanie-
rung voran. Bei seinem Berufs-
profil - er ist gelernter Stein-
metz und Bildhauermeister -
liegt dies nahe. Durch die Stadt-
sanierung konnten Plätze ge-
schaffen werden, die es ermög-
lichen, Spitzenveranstaltun-
gen wie das Altstadtfest, den
Kirchweihmarkt oder aber das
Volksfest mit durchschnittlich
20.000 bis 25.000 Bürgern
durchzuführen. 

775-jähriges Stadtjubiläum

Ein Höhepunkt zum Stadtju-
biläum von Erding war der hi-
storische Festzug Ende August.
Insgesamt begaben sich über
1600 Teilnehmer auf den 3,5
Kilometer langen Weg durch
die Stadt. In 68 „Bildern“ bzw.
Festwagen wurde die Stadtge-
schichte dargestellt. Schwer-
punkte der Feierlichkeiten bil-
deten auch das Bürgerfest mit
einem bunten Drei-Tages-Pro-
gramm sowie die Erdinger
Schwedenspiele, ein kultureller
Höhepunkt im Umland der Lan-
deshauptstadt München und
ganz Bayerns. 

Das Leben der Stadt wird
auch geprägt durch ein umfang-
reiches Angebot an Freizeit-
möglichkeiten. Hierzu gehört
zweifellos die Therme Erding,
die mit jährlich 600.000 bis
700.000 Gästen aufwartet - „ein
Potenzial, mit dem man etwas

anfangen kann“. Was allerdings
fehlt, ist nach Bauernfeinds
Dafürhalten „ein schönes Hotel
an der Therme“. Unabhängig
davon seien zudem die Aktivitä-
ten des Einzelhandels noch viel
zu gering. Möglichkeiten, die
Gäste dazu zu bringen, in die
Innenstadt zu fahren, würden
noch nicht ausreichend genutzt.
Laut einer Untersuchung der
TU München suchten gerade
einmal acht Prozent der Ther-
malbad-Besucher die Erdinger
City auf.

Komplexe Planungsaufgaben

Der 60-jährige Bauernfeind,
Mitglied der Unabhängigen
Wählergemeinschaft (UWG)
und bekennender „Löwen“-Fan,
bekleidet neben seinem Bürger-
meisteramt auch die verantwor-
tungsvolle Position des Vorsit-
zenden des Planungsverbandes
Äußerer Wirtschaftsraum Mün-
chen. 1950 gegründet als kom-
munaler Zweckverband, besteht
dieser derzeit aus 143 Städten
und Gemeinden, der Landes-
hauptstadt München und acht
Landkreisen - Freising, Dachau,
Landsberg, Starnberg, Ebers-
berg, Erding und München.

Die Planungsaufgaben in ei-
nem Verdichtungsraum sind
laut Bauernfeind vielfältig und
komplex. Die große Entwick-
lungsdynamik, die gerade die
Region München in den vergan-
genen Jahrzehnten erfahren ha-
be und die im Zuge zunehmen-
der Globalisierung weiter an-
halte, stelle hohe Anforderun-
gen an die Planungskompetenz
der einzelnen Gemeinde und er-
fordere oft weitreichende Ent-
scheidungen für die Entwick-
lung der Region insgesamt.
„Koordinierung über den Gar-
tenzaun hinaus“ laute die Devi-

se. Der Verband habe auch Kon-
takte internationaler Art herstel-
len können. So konnte sich eine
enge Zusammenarbeit mit einer
ähnlich gelagerten Institution in
Stockholm ergeben.

Seltene Energiequelle
„Geowärme“

Die Semptstadt kann ein weltweit äußerst seltenes Projekt
vorweisen: Seit 1998 wird in Erding mit Unterstützung durch
den Freistaat Bayern und der EU Erdwärme in Form von 65gra-
digem Tiefenwasser in vielfältiger Hinsicht genutzt: Ein geo-
thermisches Heizwerk liefert Heizung und Warmwasser für
städtische Gebäude und drei Neubaugebiete, als Thermalwasser
dient die Erdwärme Badezwecken sowie physiotherapeutischen
Anwendungen und wird abgekühlt sogar dem Trinkwasser der
Stadtwerke Erding beigemischt. Erst vor kurzem wurde auf An-
trag des Zweckverbands für Geowärme Erding die Thermal-
wasserbohrung „Ardeo-Quelle“ als Heilquelle staatlich aner-
kannt. Insgesamt handelt es sich bei der Bohrung also um eine
„Fluorid- und schwefelhaltige Therme“.

Etwa 2/3 der genehmigten Menge, die aus dem Boden geholt
werden kann, wird zur Zeit genutzt. Etwa 2000 Wohnungen
können damit geheizt werden. Bürgermeister Bauernfeind geht
davon aus, „dass wir mittelfristig noch mehr Wasser entnehmen
müssen, als jetzt genehmigt worden ist“. Wenn die Bautätigkeit
in Erding sich so rege weiterentwickle wie jetzt, „werden wir
wohl in drei bis vier Jahren bei 100 Prozent sein“, mutmaßt der
Rathauschef. Dann sei zu überlegen, ob man ein weiteres Po-
tenzial in Anspruch nehme oder es beim Ist-Zustand belasse.
Stadt und Landkreis Erding tragen im Zweckverband für Geo-
wärme Erding die Risiken für das 15 Mio. Euro teure Projekt,
das sowohl von der EU als auch von der Bayerischen Staatsre-
gierung unterstützt wird. Bauernfeind rechnet damit, dass die
Geothermie innerhalb von fünf Jahren bereits schwarze Zahlen
schreiben kann, was sehr selten für ein Projekt dieser Art sei. Im
Endausbau werden 5000 Einwohner der Stadt Erding mit geo-
thermisch erzeugter heimischer Energie versorgt sein.            DK

Fall.“ In dieser Hinsicht sei man
in Erding jedenfalls sehr vor-
sichtig gewesen.

Wie bereits angedeutet, hat
sich durch die Entwicklung des
Großflughafens München II das
Umfeld wesentlich schneller
und dynamischer als prognosti-
ziert entwickelt. In punkto Ver-
kehrserschließung wurde Bau-
ernfeind zufolge das Augen-
merk „ein bißchen einäugig auf
die Landeshauptstadt gelegt“.
Die umliegenden Kommunen
habe man dabei etwas vernach-
lässigt. Der Verkehr aus Ostbay-
ern bis nach Oberösterreich las-
se Erding fast ersticken. Durch
die Flughafentangente Ost
(FTO) finde zwar eine gewisse
Verkehrsentlastung statt, doch
könne letztlich nur der von Ver-
kehrsminister Otto Wiesheu auf
den Weg gebrachte Erdinger 
S-Bahn-Ringschluss wesentlich
weiterhelfen. Noch sei allerdings
die Finanzierung nicht geklärt.

Verkehrspolitik

Dem Bau der Marzlinger
Spange, der einen starken Ein-
griff in die Natur zur Folge hät-
te, räumt Bauernfeind dagegen
wenig Chancen ein: Die Aus-
sicht auf ein Planfeststellungs-
verfahren sei sehr gering, da die
Naturschützer starke Einfluss-
möglichkeiten besäßen. In der
Frage Express S-Bahn versus
Transrapid sieht der Erdinger
Rathauschef „einen gewissen
Zusammenhang zwischen dem
Ringschluss und der Magnet-
schwebebahn“. Weder die Stadt
Erding noch der Landkreis Er-
ding seien von dieser Frage be-
troffen.

Bauernfeind: „Solange die
Aussage von Minister Wiesheu
steht, dass beides unabhängig
voneinander finanzierbar ist,
steht es uns nicht zu, uns in die
Diskussion einzumischen.“ DK

Karl-Heinz Bauernfeind.     ?

Der Wirtschaftsraum Mün-
chen stehe deutschlandweit am
besten da, so der Bürgermeister.
Die vordringliche Aufgabe be-
stehe darin, die bauliche Ent-
wicklung großer Projekte in al-
len Kommunen zu begleiten.
Der Planungsverband versuche
hier maßvoll zu agieren, „sprich
Großmärkte, Möbelmärkte usw.
zumindest etwas herunterzu-
schrauben“. Oftmals würden
die politisch Verantwortlichen
allerdings nach dem Florians-
Prinzip verfahren, kritisiert
Bauernfeind. „Wenn gewisse
Dinge die Bürgermeister selbst
betreffen, ist die Sichtweise
eben anders als im umgekehrten

14. Kulturherbst
im Landkreis

Würzburg
Eine feste Größe des kulturel-

len Angebots im Raum Würzburg
stellt der Kulturherbst des Land-
kreises Würzburg dar. Vom 19.
September bis 12. Oktober 2003
setzt er seine Schwerpunkte bei
den Kunstausstellungen, Konzer-
ten, bei Theater und Kabarett,
aber auch im Bereich der Litera-
tur, der Heimatpflege und der
Weinkultur. Vielfältig präsentiert
sich das überaus abwechslungs-
reiche Programm mit 80 Veran-
staltungen in 29 kreisangehörigen
Gemeinden.

Die Eröffnungsveranstaltung
übernimmt dieses Jahr die Ge-
meinde Rottendorf mit dem
kirchlichen Kabarett „Cherubim“
und dem Titel „The show must go
on“ am 19. September. Der Lie-
dermacher Wolfgang Buck, die
Kabarettisten und Theatergrup-
pen Butzko, Meidhof, Kröhnert,
Mäc Härder, Die Urvögel, Frän-
kische Vielharmonie sind nur ei-
nige Beispiele für die zahlreichen
Highlights des Kulturherbstes in
diesem Jahr. 

Das Gesamtprogramm bietet
Ausstellungen zu den Themenbe-
reichen Malerei, Keramik, Holz,
Glas, Metall, Stein, Mode und
Schmuck, Skulpturen, Floristik,
Porzellan, Plastiken, zudem Kon-
zertveranstaltungen von Kam -
mermusik, Klassik und Oper über
Musicals bis hin zu Chor- und
Blasmusik sowie fränkischem
Liedgut, aber auch moderne Mu-
sikbeiträge. Hinzu kommen in-
teressante Beiträge zu Kabarett
und Theater, Veranstaltungen
zum Thema Heimatpflege und
Brauchtum, Lesungen, weinkultu-
relle Höhepunkte mit einem inter-
essanten Mix aus Kultur, Wein
und Kulinarischem sowie ver-
schiedene Märkte und Kulturfeste.

Die Idee für diesen „Kultur-
herbst“ entwickelte das Land-
kreis-Marketing des Landkreises
Würzburg. Ziel war, so Landrat
Waldemar Zorn, das breite Spek-
trum des Begriffs „Kultur“ im un-
mittelbaren Umland von Würz-
burg darzustellen - nicht als Kon-
kurrenz, sondern als Ergänzung
zum professionellen Angebot in
der Stadt Würzburg. Die zahlrei-
chen Veranstaltungsbeiträge wer-
den ausschließlich von Vereinen,
Organisationen und Einzelperso-
nen aus dem Raum Würzburg or-
ganisiert, die sowohl dem ehren-
amtlichen und Laien- als auch
dem professionellen Bereich an-
gehören. Der Landkreis über-
nimmt die Gesamtwerbung. DK

Publikumsmagnet
„Natur in Roth“

Die Regionalgartenschau „Natur in Roth 2003“ war ein Publi-
kumsmagnet: Rund 160.000 Besucher haben in neun Wochen das
Ausstellungsgelände besucht. Wie Landwirtschaftsminister Josef
Miller zum Abschluss der Gartenschau mitteilte, seien die Aus-
stellungsbeiträge „Ausdruck der Leistungsfähigkeit des bayeri-
schen Gartenbaus“ gewesen. Mit viel Inspiration, Fachwissen und
Kreativität sei in Roth ein Treffpunkt für Jung und Alt entstan-
den, der auch künftig den Reiz der Stadt erhöhen wird. 

Besonders lobte der Minister
das Konzept, fachkundiges In-
formationsangebot, professio-
nelles Können der Unternehmen
sowie ehrenamtliches Engage-
ment zu verknüpfen. Gerade der
Elan und die Begeisterung der
Bürger für „ihre Gartenschau“
sei eine hervorragende Aus-
gangsbasis für eine breit ange-
legte Diskussion in Roth über
die künftige Nachfolgenutzung.

Miller: „Mit den neu geschaf-
fenen Grünflächen verbessern
die Gartenschauen die städti-
schen Erholungsmöglichkeiten,
das Stadtklima und die Lebens-
bedingungen für heimische Tie-
re und Pflanzen.“ Allein in Bay-
ern entstanden so in den vergan-
genen 20 Jahren 220 Hektar
Naherholungsgebiete.

Die einzigartigen Arrange-
ments bieten nach den Wor-
ten des Ministers die einmalige
Gelegenheit, die Bevölkerung
durch beispielhafte Gestaltung
und Pflege der Gärten, Lehr-

schauen oder Ausstellungen
auch künftig über die Land-
schaftspflege, den Gartenbau
und den Naturschutz zu infor-
mieren. Miller rief alle Beteilig-
ten auf, sich diese einmalige
Chance nicht entgehen zu lassen:
„Der Abschluss der Regional-
gartenschau ist zugleich der Be-
ginn einer neuen Ära in Roth.“

Wirtschaftliche Impulse

Für Minister Miller gehen
auch von kleinen Gartenschau-
en, wie sie nur in Bayern im
jährlichen Wechsel mit den
großen Landesgartenschauen
durchgeführt werden, wichtige
wirtschaftliche Impulse aus.
Qualität und Vielfalt der gärtne-
rischen Ausstellungsbeiträge in
stimmungsvollen Arrangements
seien für die Besucher ein An-
reiz, Produkte und Dienstlei-
stungen der heimischen Betrie-
be für den eigenen Garten nach-
zufragen.                                   DK

Augsburg und Schwaben:

Den Strukturwandel
bestens bewältigt

Augsburg/Füssen/Kempten/Dillingen (jdt). Ein dicht gedrängtes
Programm hatte Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber während
seines zweitägigen Arbeitsbesuches im Regierungsbezirk Schwa-
ben, zwischen Augsburg, dem Allgäu und den Landkreisen Do-
nau-Ries und Dillingen zu bewältigen. Eine Ministerratssitzung
im Rathaus Füssen brachte wichtige Beschlüsse für Schwaben.

Ministerpräsident Stoiber, die
schwäbischen Kabinettsmitglie-
der, Staatsminister Josef Miller
und Staatssekretär Georg
Schmid und der schwäbische
Regierungspräsident Ludwig
Schmid waren sich einig: „In ge-
meinsamer großer Anstrengung
haben es Wirtschaft, Kommunen
und Freistaat geschafft, den
Strukturwandel in Augsburg und
Schwaben zu bewältigen“. 

Schwaben zeichne sich, so
wurde betont, mit einer Arbeits-
losenquote von 5,5 Prozent (das
zweitbeste Resultat in Bayern)
bundesweit durch einen Spit-
zenplatz aus: fast gleichauf mit
Baden-Württemberg (5,4 %),
gefolgt von Hessen (6,9 %) und
Rheinland-Pfalz (7,2 %).

Zu den Entscheidungen des

Kabinetts in Füssen gehörte die
Aufwertung der Musikhoch-
schule Nürnberg-Augsburg. Sie
wird in absehbarer Zeit verstaat-
licht. Geebnet wurde vom Kabi-
nett der Weg zum ersten staatli-
chen Museum in Augsburg,
dem Textilmuseum. Bezirk und
Stadt Augsburg werden vom
Freistaat, nach Übertragung ei-
nes museumsgerechten Gebäu-
des, durch Übernahme der Be-
triebskosten entlastet. Von Wirt-
schaftsminister Otto Wiesheu
wurde auf die von Ministerrat
unterstützte Stärkung des „Fo-
rum Zukunft Schwaben“ hinge-
wiesen. Ministerpräsident Stoi-
ber betonte die Bedeutung des
Neubaus der Fachhochschule
Neu-Ulm möglichst bis zum
Jahr 2007.                               -jdt-

V.r.: Dillingens Landrat Dr. Anton Dietrich, Kultusministerin
Monika Hohlmeier, MdL Georg Winter, Dr. Edmund Stoiber,
Landtagskandidat Martin Sailer.                                     Bild: -jdt-
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„Karibik-Flair am Bagger-
see, unser Städtchen als das
Tortuga Bayerns, ein Weiß-
bier-Daiquirie - das geht doch
alles entschieden zu weit.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
las die aktuellen Exposés ei-
ner Agentur, die mit der Ver-
marktung des Städtchens als
Ferien- und Ausflugsziel be-
auftragt ist.

Offensichtlich hat die Affen-
hitze des Sommers diesen
Leuten das Hirn ausgedörrt. Denn sie wollen
allen Ernstes unsere Stadt und ihre zugegeben
reizvolle Umgebung als eine Art bayerische Ri-
viera für Sommerurlauber anpreisen. Begrün-
dung für diese Marketingluftblase: Durch die
fortschreitende Klimaerwärmung seien in Zu-
kunft immer mehr sehr heiße Sommer bei uns zu
erwarten, die Urlaub in Deutschland attrakti-
ver und zu einer realistischen Alternative für
Fernreisen machen würden. Mit der angebli-

chen Erwärmung und der Aussicht auf mehr
und ergiebigere Sonnenstunden wird ja jetzt
auch Werbung für Photovoltaikanlagen und
Sonnenkollektoren gemacht. Wir haben nur
Glück, dass die extreme Hitze Mitte September
durch Temperaturen abgelöst werden, die ein
Vorziehen des Beginns der Heizperiode von 
1. Oktober auf 1. September nahe legen, sonst
würden uns wahrscheinlich Kataloge ins Haus
flattern, die Klimaanlagen als das ideale Weih-
nachtsgeschenk anpreisen.

Wobei es natürlich alles andere als abwegig
ist, Urlaub in Deutschland und insbesondere in
Bayern gerade jetzt stärker zu propagieren:
Terrorwarnungen gegen Flugzeuge in Großbri-
tannien, Bombenalarm am Düsseldorfer Flug-
hafen und der Jahrestag der Terrorakte in New
York - man fühlt sich einfach noch nicht wieder
wohl beim Fliegen. Zudem schauen die Leute
weiterhin kritisch auf Euro und Cent, bevor sie
ihn ausgeben. Geiz ist geil, auch beim Urlaub.

Und dann unser Kanzler, der
durch persönliches Beispiel
wie durch den Kabarettisten
der „Gerd-Show“ kräftig Wer-
bung für den Urlaubsstandort
„zuhause“ gemacht hat. Wo-
bei er wie in vielen Fällen „gut
gemeint“ mit „gut“ verwech-
selt hat, denn wenn die Deut-
schen beschlössen, ab jetzt wä-
re der Urlaub im eigenen Rei-
hen-Eckhaus das höchste der
Gefühle, hätte die heimische

Tourismuswirtschaft auch nichts davon.
Nein, wir brauchen weder Übertreibungen

nach der einen noch nach der anderen Seite.
Weder ist Deutschland seit diesem Jahr zum
Sehnsuchts-Ort geworden, den man mit der
Seele suchen will oder zu dem es einen magisch
hinzieht, noch sind Fernreisen unpatriotisch.
Außerdem: Wer Volkes Seele erkunden möchte,
schaue sich an, welches Lied in diesem Jahr der
Hitze-Rekorde und der Hannover-Urlaube
Nummer 1 in den Charts war: „Ab in den Sü-
den, der Sonne hinterher!“

Deshalb hat mein Chef, der Bürgermeister,
auch klare Order gegeben. Unser Städtchen
samt Umgebung ist nicht als Ziel für den Jah-
resurlaub, sondern als Erholungsoase für den
Zweit- oder Dritturlaub zu promoten. Statt eine
Woche Costa Quanta eine Woche mit Barock-
häusern und Bächen im Wiesengrund. Und aus-
reichend Alternativangebote „in door“, wenn
die Sommer wieder normal sind. Außerdem will
er stark an die Gefühle appellieren, die wir alle
mit Ponyhofferien oder den ersten Familienur-
lauben in der näheren Umgebung verbinden,
als wir noch zu klein für Fernreisen waren oder
schlicht das Geld noch nicht da war. Ich glau-
be, da liegt er goldrichtig. Das meint auch mein
Kalenderblatt mit einem Spruch des Cicero:
„Das Gedächtnis ist die Schatzkammer und der
Wächter aller Dinge“.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Urlaub in
Deutschland

Landkreis Amberg-Sulzbach:

Wo der Schuh drückt
Treffen von Kommunalpolitikern und Wirtschaftsvertretern

Fördergefälle bereitet Sorge
Das große Fördergefälle von Ost nach West nach dem EU-Bei-
tritt der Tschechischen Republik bereitet sowohl Amberg-Sulz-
bachs Landrat Armin Nentwig als auch den Gemeinden Sorge.
Die Kommunen wiederum erwarten höhere Anteile am Steuer-
aufkommen des Bundes. Diese zwei Schwerpunktthemen be-
stimmten eine Diskussionsrunde von Bürgermeistern, Abge-
ordneten und Firmenvertretern mit dem Parlamentarischen
Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft und Ar-
beit, MdB Gerd Andres.

Die Folgen der EU-Oster-
weiterung und ihre durchaus
positiven aber auch für die Re-
gion nachteiligen Folgen be-
stimmen seit langem die viel-
fältigen Aktivitäten von Land-
rat Armin Nentwig. Dieser
wollte mit der Veranstaltung
im Amberger Landratsamt den
Kommunalpoltikern und Wirt-
schaftsvertretern die Möglich-
keit bieten, dem Staatssekretär
„Dinge nach Berlin mitzuge-
ben, die uns hier drücken“.

Klare Benachteiligung

Nentwig wird nicht müde,
bei Bund und Land auf die be-
sondere Benachteiligung infol-
ge der Lage zwischen zwei
Übungsplätzen und auf die feh-
lenden Ausgleichsgelder hinzu-
weisen. „Die Nachteile werden
durch Arbeitsplätze bei den
Streitkräften und durch Wirt-
schaftskraft nicht ausgegli-
chen.“

Streichung aus
Gemeinschaftsaufgabe 

Besonders dramatisch stelle
sich die Streichung des Land-
kreises aus der Gemein-
schaftsaufgabe von Bund und
Land dar, vor allem angesichts
der hohen Förderung von 50
Prozent, die ab Mitte 2004 in

der Tschechischen Republik
gewährt werde. 

„Schwarzer Peter“

Nentwig appellierte an Staats-
sekretär Andres, mindestens
übergangsweise eine Zwi-
schenförderung zu gewähren,
auch wegen der besonders
prekären Lage zwischen den
Übungsplätzen. Der Landrat be-
dauerte, dass Bund und Land in
Fragen der Wirtschaftsförderung
den „Schwarzen Peter“ hin und
her schieben würden. 

Andres konnte aktuell keine
großen Hoffnungen nähren.

„Regionale Förderung ist Sache
der Länder“, betonte er. Nach
seinem Kenntnisstand werde es
in absehbarer Zeit zu einer ge-
nerellen Neudefinition der di-
versen Förderfonds der EU
kommen. Man versuche, die
Grenzlandförderung durch be-
sondere Konditionen der EU zu
ersetzen. 

Gemeindefinanzen

Auf die dramatisch sich ver-
schlechternde Situation bei
den Gemeindefinanzen ging
der Bürgermeister von Hirsch-
bach, Hans Durst, ein. Stell-
vertretender Landrat Hermann
Völlger klagte bei dem Tref-
fen, an dem auch MdB Rudi
Kraus und MdL Heinz Don-
hauser teilnahmen, über die
mehr als kleinliche Praxis der
Geldinstitute bei der Ge-
währung von Krediten, beson-
ders für das Handwerk.      DK

Zukunftsfähige Planung 
für Oberfranken

Modellregion für Nachhaltige Entwicklung

Bayreuth. Oberfranken hat beste Aussichten, Bayerns erster
Regierungsbezirk zu werden, der seine Zukunftsentwicklung
komplett am Leitbild der „Nachhaltigen Entwicklung“ aus-
richtet. Landesentwicklungsminister Werner Schnappauf
übergab in Bayreuth das fertige und 330.000 Euro teure Land-
schaftsentwicklungskonzept Oberfranken-Ost an den Regio-
nalen Planungsverband.

In Kürze wird auch das Land-
schaftsentwicklungskonzept für
das westliche Oberfranken fertig
gestellt sein. Im Landschaftsent-
wicklungskonzept sind Vor-
schläge zur Sicherung und Ent-
wicklung der natürlichen Le-
bensgrundlagen der Bereiche
Wasser, Boden, Luft, Tiere und
Pflanzen enthalten. Ziel ist es,
dem Regionalen Planungsver-
band eine fachlich fundierte
Grundlage für den Ausgleich
von Belangen des Naturschutzes
und den Nutzungsansprüchen
zur Verfügung zu stellen. 

Umfassender Überblick
über Rahmenbedingungen

Das Landschaftsentwick-
lungskonzept Oberfranken-Ost
vermittelt einen raschen und
umfassenden Überblick über
die ökologischen Rahmenbe-
dingungen in der Region. Auf
Karten und in Texten werden
für Kommunen, Behörden, Ver-
bände, Investoren und Bürger
fundierte Entscheidungshilfen
für eine nachhaltige Ressour-
censchonung geboten. Damit
lassen sich nicht nur Vorschläge
für die Erhaltung und Entwick-
lung der einzigartigen Kultur-
landschaft Oberfrankens, son-
dern auch für den sparsamen
und verantwortungsvollen Um-
gang mit der Fläche ableiten.
Wie wichtig beispielsweise un-
verbaute und ökologisch funkti-

onsfähige Flussauen nicht nur
für die Natur, sondern auch für
den Menschen sind, haben die
Hochwasserereignisse der ver-
gangenen Jahre gezeigt.           ?

Sommerwanderung des Bundestagsabgeordneten Eduard Os-
wald (l.). Mickhausens Bürgermeister Anton Müller (Mitte) er-
wies sich als ortskundiger Wanderführer, rechts  Forstdirektor a.
D. Leopold Schwarz.                            Text und Bild: Walter Kleber

MdB Eduard Oswald:

Auf Schusters Rappen
durch die Stauden

Mickhausen/Münster (wkl). Begleitet von rund 120 Mitwande-
rern aus dem ganzen Landkreis Augsburg erkundete Bundes-
tagsabgeordneter Eduard Oswald (Dinkelscherben) auf Schusters
Rappen die Stauden rund um Münster und Mickhausen. Alljähr-
lich im August macht sich der 56-Jährige „auf die Socken“, um
bei jeweils vier ausgedehnten Wanderungen die schönsten
Flecken seines ausgedehnten Wahlkreises in den Landkreisen
Augsburg und Aichach-Friedberg näher kennenzulernen. 

Ausgehend vom Münsterer
Feuerwehrhaus ging es - unter
„Begleitschutz“ der Feuerwehren
von Münster und Mickhausen -
zunächst ein Stück auf der legen-
dären Bergrennstrecke in Rich-
tung Birkach bis zum so genann-
ten „Karussell“, eine der berüch-
tigsten Kurven beim alljährli-
chen ADAC-Bergrennen. Als ge-
wandter und ortskundiger Wan-
derführer erwies sich Mickhau-
sens Bürgermeister Anton Mül-
ler, der den Mitwanderern unter-
wegs immer wieder interessante
Informationen entlang der Weg-
strecke vermittelte. Mitten unter
die Wanderer hatten sich auch

stellvertretender Landrat Max
Strehle und Bezirksrat Jürgen
Reichert gemischt. 

Erste Zwischenstation war die
Herrgottsruh-Kapelle hoch über
Mickhausen. Max Kleber, ehe-
maliger zweiter Bürgermeister
und passionierter Heimatfor-
scher, wusste über die Geschich-
te der von den Fuggern erbauten
Kapelle ebenso viel Interessantes
zu berichten wie anschließend in
der örtlichen Pfarrkirche St.
Wolfgang. Letzte kulturelle Stati-
on war die Filialkirche St. Vitus
und Benedikt in Münster. Nach
soviel Kultur ging es nahtlos zum
geselligen Teil über.                     ?

Altbürgermeister
verstorben

Im Alter von 88 Jahren ist Ge-
org Engelhardt, Altbürgermei-
ster und Ehrenbürger von Ha-
fenlohr, gestorben. Im Altland-
kreis Marktheidenfeld, aber
auch nach der Gebiets- und Ge-
meindereform, war Georg En-
gelhardt kein Unbekannter. Die
CSU war seine politische Hei-
mat, weshalb er auch von politi-
schen Gegnern „Rosenkranz-
Schorsch“ genannt wurde. Im
badischen Frankenland gebür-
tig, wurde Engelhardt, dessen
Markenzeichen die Zigarre war,
1960 zum Bürgermeister ge-
wählt. 18 Jahre war Engelhardt
der erste Mann in Hafenlohr.
Die dankbare Gemeinde er-
nannte ihn 1985 zu ihrem Eh-
renbürger. 

Auch Geretsried, Landkreis
Bad-Tölz/Wolfratshausen, trau-
ert um seinen Altbürgermeister
Heinz Schneider. Der im 84.
Lebensjahr Verstorbene hat
mehr als 30 Jahre lang in der
Kommunalpolitik mit Weit-
blick, Offenheit und Ehrlichkeit
erfolgreich für seine Stadt und
den Landkreis gewirkt.         DK
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Vorschau auf GZ 19
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 19, die am 2. Oktober
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? EDV - Technik und Ausstattung 

für die Kommunalverwaltung
? Sonderbeilage der GZ-Zukunftswerkstatt 2003

„Die virtuelle Behörde“
? Kommunale Baupolitik
? Krankenhäuser, Pflegeheime, Gerontotechnik
? Fremdenverkehr in Bayern

„ ...ein bißchen was von
Franz Josef Strauss“
Oberallgäuer Landrat Kaiser fordert Eigeninitiative, 
Mut und Verlagerung der Kompetenzen nach unten

Oberallgäu. „Ein bißchen was von Franz Josef Strauß hat er
schon“ urteilt ein Oberallgäuer Bürgermeister anerkennend
über seinen Landrat Gebhard Kaiser als dieser wieder einmal
gegen die Ministerialbürokratie, die Gerichte, Gutachteritis
und Gesetze donnert. In einem Rundumschlag nicht nur im
Bayerischen Staatsanzeiger hat der forsche Allgäuer alle wun-
den Punkte des Staatsapparates beim Namen genannt und hält
auch gleich Lösungswege parat. Reagiert hat bisher niemand
auf seine deutlichen und harten Worte. 

Mancher fragt sich, ob dies
daran liegt, dass die Betroffenen
vor lauter Bürokratismus und
„Sichselbstverwaltung“ für sol-
che Signale aus dem oberen All-
gäu gar nicht mehr offen sind
oder deutliche Aussagen im
Staatsanzeiger einfach überlesen.

Damit alle wissen, wo es in
der Verwaltung und in der Re-

gierung klemmt, hat der muti-
ge Landrat auch in einem Ge-
spräch mit der Bayerischen
Gemeindezeitung kein Blatt
vor den Mund genommen.

Menschenverstand zählt

„Anstatt Verantwortung zu
übernehmen, verstecken sich

zu viele Verantwortliche hinter
fraglichen Gutachten, die
recht teuer sind, Entschei-
dungsprozesse verzögern und
oft nicht mehr bringen, als ei-
nem der gesunde Menschen-
verstand sagt. 

In einer funktionierenden Ge-
sellschaft führt gerade dieser
gesunde Menschenverstand
und eine klare Mehrheitsent-
scheidung sowie Rückgrat zur
richtigen Lösung.“

Übermächtige
Ministerialbürokratie 

„Aus den Ministerien kom-
men zu viele Schreiben, die sich
nur um Lapalien kümmern. Es
kann nicht angehen, dass klare
Entscheidungen eines Landrat-
samtes immer wieder auf den
Prüfstand von Regierung, Mini-
sterien und Landtags-Peditions-
ausschuss kommen.“

Verlagerung an
Landratsämter

„Umwelt-, Forst, Wasserwirt-
schaftsämter müssen so, wie es

bei den Veterinär- und Gesund-
heitsämtern erfolgreich gelau-
fen ist, an die Landratsämter
verlagert werden. In diesem
Zusammenhang kann sinnloses
Zeugs wegfallen und die Ver-
waltung konsequent durchfor-
stet werden“

Gefragt sind 
mutige Macher 

„Wir sind ein Volk von Be-
denkenträgern geworden, die
wenig Bereitschaft für Neues
haben und sich vollkaskomäßig
1000 mal absichern. Mancher
Kommunalpolitiker ruft wegen
jeder Kleinigkeit im Ministeri-
um und bei der Regierung an,
um sich abzusichern. Wenn die
Politik keinen Mut hat, überträgt
sich das auf die Verwaltung. Ein
Amtschef muß seinen mutigen
Mitarbeitern den Rücken stär-
ken und auch hinter ihnen ste-
hen, wenn mal was schief läuft.“

Eigeninitiative auch 
vom Bürger erwarten

„Politiker haben das An-
spruchsdenken der Bürger
genährt, in dem Sie ständig
Wahlversprechungen machen
um den Wähler gewogen zu
stimmen. Die Menschen haben
sich so an die Überversorgung
gewöhnt. Es muß einem Bürger
auch wieder zugemutet werden
können, die Straße vor ihrem
Haus zu kehren. Den Gemein-

Landrat Gebhard Kaiser (r.) im Gespräch mit Oberstdorfs
Bürgermeister Thomas Müller und GZ-Chefredakteurin An-
ne-Marie von Hassel.                                                     Bild: W. Gehr

den und den Bürgern muß ein
größerer Freiraum gegeben wer-
den, um in eigener Verantwor-
tung zu entscheiden und zu han-
deln.“

Rechte von Minderheiten
zu weit ausgedehnt

„Minderheiten oder Einzel-
personen können durch Prozes-
shanseleien und langwierige Ge-
richtsverhandlungen klare
Mehrheitsentscheidungen über
Jahre hinweg aushebeln oder
verschleppen. Deshalb müssen
Gerichtsverfahren mehr kosten,
damit einzelne nicht wegen je-

der Bagatelle den Prozessweg
beschreiten.“

Riesige Regelwerke

„Der Beamtenapparat funktio-
niert sehr gut. Alles ist bis ins
Letzte geregelt und die Verwal-
tung will alles geregelt haben.
Wegen Einzelfällen werden so-
fort riesige Regelwerke geschaf-
fen, die ordnungsmäßig laufen-
de Dinge behindern und
blockieren. Deshalb fordere ich
Mut zur Lücke und Mut zu fle-
xiblen Entscheidungen nach
dem gesunden Menschenver-
stand.“                           W. Gehr


